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Dirk Elbers
Oberbirgermeister

Wohnen zdhlt zu jenen Funktionen einer Stadt,
die jede und jeden personlich und individuell be-
treffen und daher von besonderer Bedeutung fiir
das Lebensgefithl der Stadtgesellschaft sind. Als
Oberbiirgermeister der Landeshauptstadt Diissel-
dorf erfahre ich - sowohl national als auch interna-
tional - immer wieder grofien Zuspruch zur hohen
Lebensqualitdt unserer Stadt. Diisseldorf liegt mit
Miinchen und Frankfurt in puncto Lebensqualitat
im internationalen Vergleich unter den zehn lebens-
wertesten Grof3stadten, was viele anerkannte Ratings
regelmiflig widerspiegeln. Ein attraktives Angebot
an Arbeitsplatzen, Kultur und Freizeit sorgt dafiir,
dass die Menschen sich hier umfassend versorgt, ge-
borgen, unterhalten und inspiriert fithlen. Die hohe
Zuwanderung zeigt dies Jahr fiir Jahr.

Dennoch sind unsere Flichen - im Vergleich zu
Stadten wie Hamburg, Miinchen oder Kéln - be-
grenzt. Wir machen aus der Not eine Tugend: Innen-
vor Auflenentwicklung und Konversionsflachen und
Industriebrachen umwandeln, lautet unser Rezept.

Disseldorf braucht weiterhin ein breites Angebot
an hochwertigem Wohnraum, kinder- und familien-
freundlich, generationengerecht, barrierefrei, um-
weltfreundlich, mit guter VerkehrserschliefSung und
Einkaufsmoglichkeiten im Wohnumfeld. Unsere
Wohnbauentwicklung steht genau hierfiir: Schaf-
fung von Wohnraum in allen Preissegmenten, ohne
das hohe qualitative Niveau in Bezug auf Stadte-
bau und Architektur zu vernachldssigen. Zu diesem
Zweck legen wir seit Jahren Forderprogramme auf,
entwickeln Plane sowie Konzepte und fiihren quali-
tatssichernde Verfahren durch.

Im neuen Handlungskonzept fiir den Wohnungs-
markt ,ZUKUNFT WOHNEN.DUSSELDORF*
werden die zahlreichen erfolgreichen Aktivita-
ten der kommunalen Wohnungspolitik verstarkt

Vorwort s

sowie weiterentwickelt und Kompetenzen gebiin-
delt. Das Ziel ist, in Zusammenarbeit mit den Akteu-
rinnen und Akteuren des Wohnungsmarktes, auch
zukiinftig ein quantitativ wie qualitativ angemes-
senes Wohnangebot fiir alle Bevolkerungsgruppen
bereitzuhalten - zum Wohle unserer Stadt und ih-
rer Biirgerinnen und Biirger. Gleichzeitig gibt das
Handlungskonzept einen guten Uberblick iiber die
zahlreichen Forder-, Informations- und Beratungs-
leistungen. Alle Eigentiimerinnen und Eigentiimer
von Grundstiicken und Wohnungen sind dazu auf-
gerufen, hiervon regen Gebrauch zu machen und
damit gemeinsam mit uns einen Beitrag fiir eine
nachhaltige Entwicklung des Wohnungsmarktes
zu leisten. Nur gemeinsam werden wir die Heraus-
forderungen der Zukunft meistern und langfristige
Perspektiven fiir unsere Stadt schaffen.

In diesem Sinne freue ich mich besonders darii-
ber, dass die Ratsfraktionen von CDU und FDP ge-
meinsam mit der Ratsfraktion von BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN das Konzept ,ZUKUNFT WOH-
NEN.DUSSELDORF* mit einem Ergéinzungsantrag
beschlossen haben.

Bei allem Einsatz bleibt aber, dass die zukiinftige
Entwicklung der Landeshauptstadt Diisseldorf nicht
losgelost von den umgebenden Stidten und Ge-
meinden betrachtet werden kann. Dazu gehoren
insbesondere die Fortsetzung des Dialogs und die
Kooperation mit der Region.

Dirk Elbers
Oberbiirgermeister







Burkhard Hintzsche
Beigeordneter

Dr.-Ing. Gregor Bonin
Beigeordneter

Mit dem vorliegenden Handlungskonzept zeigt
die Landeshauptstadt Diisseldorf die Losungen und
Mafdnahmen auf, mit denen Diisseldorf auch in Zu-
kunft als gestaltende Kraft auf dem Wohnungsmarkt
agieren wird.

Die unterschiedlichen Mafinahmen und Angebote
sind darauf gerichtet, dass allen Biirgerinnen und
Biirgern attraktiver Wohnraum in allen Preisseg-
menten angeboten wird, so dass auch grofiere Fa-
milien, Studenten, Starterhaushalte und éltere sowie
mobilitdtseingeschrankte Menschen eine angemes-
sene Wohnung in Diisseldorf finden. Durch eine
verstarkte regionale Kooperation in der Siedlungs-
entwicklung sollen Wohnstandorte und Arbeits-
statten nachhaltig miteinander verkniipft werden,
so dass regionale Synergieeffekte genutzt werden
konnen.

Den Kern des Handlungskonzeptes bilden 32 Maf3-

nahmen, die fuflend auf einer breit angelegten Ana-

lyse das wohnungsmarktpolitische Handeln der

Stadt fiir die ndchsten Jahre bestimmen werden.

Das Hauptziel ist die Fortfithrung der bisherigen ge-

meinwohlorientierten Wohnbauentwicklung in der

Ausrichtung auf:

= eine qualitétsvolle Entwicklung des Bestandes im
Innenbereich,

= Erhaltung eines ausgewogenen Wohnraumange-
botes in allen Preissegmenten durch Eigentums-
forderung und die Unterstiitzung des offentlich
geforderten Wohnungsbaus (Diisseldorfer Mo-
dell) - insbesondere durch die Festlegung von be-
stimmten Anteilen an 6ffentlich geforderten und
preisgeddmpften Wohnungen bei Neubauvorha-
ben (,variable Standardquote®),

® Nachhaltigkeit durch Innenentwicklung, klima-
angepassten Stidte- und Wohnungsbau, quali-
tatsvolle Standards und eine zukunftsgerichtete
regionale Kooperation.

Einleitung 1

Mit dem vorliegenden Handlungskonzept ,,ZU-
KUNFT WOHNEN.DUSSELDORF* gibt die Stadt
Diisseldorf Antworten auf alle wohnungspolitischen
Fragen, die sich aktuell in Diisseldorf stellen und zu-
kiinftig stellen werden. Durch den Ergidnzungsan-
trag der Ratsfraktionen von CDU, FDP und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN (siehe Anhang) wird der
gemeinwohlorientierte Ansatz prézisiert. Die ent-
sprechenden Inhalte sind in kursiver Schrift gekenn-
zeichnet.

Der Erfolg der vorgestellten und eingeleiteten Maf3-
nahmen wird maf3geblich von der Fortsetzung der
intensiven Zusammenarbeit der verschiedenen Fach-
leute des Wohnungsmarktes und der Verwaltung
abhingen. Die Stadt braucht auch zukiinftig zuver-
lassige und fortschrittliche Mitwirkende, die den
Wohnungsmarkt in Disseldorf als starken ,,Stand-
ortmotor und -faktor* erhalten und ausbauen wollen.

Wir freuen uns auf die gemeinsame Umsetzung der
Ideen und Strategien und auf die damit verbundene
Starkung des (Wohn-)Standortes Diisseldorf.

1} :

Beigeordneter fiir Planen und Bauen
Dr.-Ing. Gregor Bonin

Bun WA ‘M‘-\u\.a._

Beigeordneter fiir Jugend, Schule,
Soziales und Sport
Burkhard Hintzsche
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2 Anlass, Aufbau und Prozess der Arbeit

Mit dem integrierten Stadtentwicklungskonzept
,Disseldorf 2020* — Wachstum fordern, Zukunft
gestalten“ (STEK) verfiigt die Stadt Diisseldorf
tiber einen Orientierungsrahmen, der die maf3-
geblichen quantitativen und qualitativen Fakto-
ren darstellt, an denen die Stadtentwicklung in
den néchsten Jahrzehnten strategisch ausgerichtet
werden kann. In diesem Sinne stellt das Stadtent-
wicklungskonzept die Entwicklung auf dem Woh-
nungsmarkt tibergreifend in den Kontext weiterer
Fachplanungen sowie aktueller Tendenzen und
wird derzeit als ,STEK 2025+“ aktualisiert, erganzt
und fortgeschrieben.

Parallel hierzu sind weitere Fachkonzepte - als
Konkretisierung des Stadtentwicklungskonzep-
tes — notwendig. Entsprechend hat der Rat der
Stadt Diisseldorf die Verwaltung mit Beschluss
vom 26. Mai 2011 beauftragt, ein ,Handlungs-
konzept Wohnungsbau® zu erstellen, das die im
Stadtentwicklungskonzept formulierten Grund-
sdtze weiter prazisiert und darauf aufbauend kon-
krete Handlungsauftrage festlegt. Dem Konzept
sollten folgende Handlungsleitlinien und -aufga-
ben zu Grunde liegen:

= Analyse des Wohnungsmarktes

= Befragung von Fachkundigen

= Weiteres Wachstum nur unter folgender Bedin-
gung: Qualitit statt Quantitat

= Innen- vor Auflenentwicklung

= Klimagerechte Stadtentwicklung

= Barrierefreies Planen und Bauen

= Zukunftsgestaltung der SWD unter Berticksich-
tigung der Portfolioanalyse

= Bereitstellung von Wohnraum in allen Preisseg-
menten

= Darstellung von Moglichkeiten zur Weiter-
entwicklung des Erwerbs von Belegungs- und
Mietbindungen

= Schaffung zielgruppenorientierten Wohnraums
und Unterstiitzung neuer Wohnformen

= Beachtung einer sinnvollen Durchmischung

= Intensivierung der regionalen Kooperation im
Zuge der Neuaufstellung des Regionalplans

In den Sitzungen des Ausschusses fiir Wohnungs-
wesen und Modernisierung (AWM) am 21. No-
vember 2011 und des Ausschusses fiir Planung
und Stadtentwicklung (APS) vom 30. November
2011 hat die Verwaltung einen Vorentwurf zum
Handlungskonzept Wohnungsbau vorgestellt. Die-
sem Vorschlag wurde von beiden Ausschiissen ge-
folgt, so dass das vorliegende Handlungskonzept
fir den Wohnungsmarkt ,ZUKUNFT WOH-
NEN.DUSSELDORF* erarbeitet wurde.

Die Erarbeitung und Qualifizierung erfolgte als
kooperativer Prozess, in dem sich verschiedene
Akteurinnen und Akteure des Diisseldorfer Woh-
nungsmarktes engagieren konnten, unter der ge-
meinsamen Federfithrung der Dezernate fiir Pla-
nen und Bauen sowie fiir Jugend, Schule, Soziales
und Sport.

Aufbauend auf einer detaillierten Analyse der
Wohnungsmarktsituation sowie einer damit ver-
bundenen Beteiligung verschiedener Wohnungs-
marktfachleute (siehe Kapitel 3: Rahmenbedin-
gungen des Diisseldorfer Wohnungsmarktes) und
daraus abgeleiteten zentralen Herausforderun-
gen (siehe Kapitel 4: Perspektiven fiir den Diis-
seldorfer Wohnungsmarkt) werden Zielsetzun-
gen (siche Kapitel 5) sowie Aktionsfelder und
daraus abgeleitet 32 MafSnahmen (siehe Kapitel 6)
definiert, die die im Ratsauftrag formulierten
Handlungsleitlinien und -aufgaben beriicksich-
tigen und schliefSlich in einer Zusammenfassung
miinden (siehe Kapitel 7). Die Operationalisie-
rung der einzelnen Mafinahmen in den sechs Ak-
tionsfeldern erfolgt in eigener Zustdndigkeit der
jeweiligen Fachamter. Dariiber hinaus begleitet
eine verwaltungsinterne Projektgruppe Wohn-
entwicklungsplanung die Umsetzung des Hand-
lungskonzeptes (siehe Kapitel 8: Ausblick).

Das Handlungskonzept fiir den Wohnungsmarkt
wurde am 20.03.2013 in eine gemeinsame Aus-
schusssitzung des APS, des AWM und des Aus-
schusses fiir Wirtschaftsférderung, Tourismus
und Liegenschaften (AWTL) eingebracht (Vor-
lage 61/25/2013). Am 06.06.2013 wurde das Kon-
zept vom Rat der Stadt Diisseldorf in Verbindung
mit dem Ergidnzungsantrag 01/145/2013 von
CDU, FDP und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN



beschlossen. Die Inhalte des Ergdnzungsantra-
ges sind in kursiver Schrift mit dem Verweis auf
den Antrag in einer Fufinote gekennzeichnet.
Den vollstindigen Ergdnzungsantrag finden Sie
im Anhang.

Anlass, Aufbau und Prozess der Arbeit

Das Handlungskonzept fiir den Wohnungsmarkt
baut auf den bisherigen Planungen zum Woh-
nen auf. Es gibt einen Uberblick iiber das gesamte
Themenfeld Wohnen, beschreibt Mafinahmen,
die bereits umgesetzt werden und zeigt angesichts
der aktuellen Herausforderungen neue Wege fiir
den Wohnungsmarkt auf.

Abb. 1: Methodik des Handlungskonzeptes fiir den Wohnungsmarkt

Ratsbeschluss 26.05.2011

1L

Vorentwurf (21.11.11 AWM, 30.11.11 APS)

Hauptziel: gemeinwohlorientierte Wohnbauentwicklung

Einbringung des Entwurfs in die
Ausschiisse APS, AWM und AWTL am 20.03.2013

Ratsbeschluss am 06.06.2013

in Verbindung mit Erganzungsantrag 01/145/2013

* Zwei Mafinahmen sind mit dem Erginzungsantrag 01/145/2013 hinzugefiigt worden.

Quelle: Eigene Darstellung
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3 Rahmenbedingungen des Dusseldorfer Wohnungsmarktes

3.1 Demografische Situation in Diisseldorf

3.1.1 Bevolkerungsentwicklung in Diisseldorf

Die Entwicklung der Stadt Diisseldorf ist seit nun-
mehr gut einem Jahrzehnt durch ein stetiges Bevol-
kerungswachstum gekennzeichnet. Im Zeitraum
von 2001 bis 2011 stieg die Zahl der Diisseldorfe-
rinnen und Diisseldorfer um 20.388 (+3,6 %) auf
590.667 an.

Ein Vergleich der Bevélkerungsentwicklung mit
weiteren wachsenden Grof3stidten wie zum Bei-
spiel Frankfurt am Main, Stuttgart und Miinchen
zeigt, dass sich in Diisseldorf zwar ein vergleich-
barer Trend abzeichnet, der durch steigende
Bevolkerungszahlen insbesondere seit der Jahr-
tausendwende gekennzeichnet ist, aber die pro-
zentualen Zuwidchse hinter der Entwicklung in
den genannten Grof3stadten zuriickbleiben.

Bevélkerungsentwicklung in den Stadtteilen?
Die aufgezeigte Entwicklung der Einwohner-
zahl in der Stadt Diisseldorf zeigte kleinrdumige
Unterschiede auf. Von den 49 Stadtteilen wies im
Zeitraum 2001 bis 2011 mit insgesamt 35 Stadt-
teilen der tiberwiegende Teil Bevolkerungszu-
wichse auf, wihrend 14 Stadtteile Bevolkerung
verloren. Besonders positiv hinsichtlich der An-
zahl der dort lebenden Menschen entwickelten
sich Wittlaer (+31 %), Itter (+26 %) und Lohausen
(+17%). Vom gesamtstadtischen Zuwachs nicht
profitieren konnten hingegen der Hafen (-44 %),
die Altstadt (-19 %) und Hellerhof (-14 %).

Im Nachfolgenden werden einige Stadtteile zu
Lagetypen zusammengefasst, um Entwicklungen
zu verdeutlichen, die bei alleiniger Betrachtung
der einzelnen Stadtteile unberiicksichtigt blieben.
Hierzu werden die Typen Innenstadt, Innenstadt-
rand und Stadtrand definiert, die sich hinsichtlich
zentraler Merkmale wie Baustruktur und Einwoh-
ner deutlich unterscheiden.

Abb. 2: Entwicklung der Bevolkerungszahl 2001 bis 2011
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2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Quelle: Amt fiir Statistik und Wahlen, Fortschreibung auf Basis der Volkszahlung von 1987, eigene Darstellung

1 Beim Stadtteil Hafen ist die niedrige absolute Bevélkerungszahl von 127 (2010) zu beriicksichtigen, die dazu fiithrt, dass selbst kleine
absolute Veridnderungen eine grofie relative Verinderung ergeben. Mit dem Jahreswechsel 2005/2006 wurden die Gebietszuschnitte der
Stadtteile Eller und Lierenfeld verdndert, die auch zu Anderungen der Bevélkerungszahl und -struktur und deren Struktur gefiihrt haben.



Rahmenbedingungen des Dusseldorfer Wohnungsmarktes I

Abb. 3: Raumliche Gliederung und Lagetypen der Stadt Diisseldorf

Quelle: Amt fiir Statistik und Wahlen, eigene Darstellung
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Rahmenbedingungen des Disseldorfer Wohnungsmarktes

Tab. 1: Strukturdaten Diisseldorfer Lagetypen 2011

Bev.-Dichte 10.146 EW je km?

4.380 EW je km?

-
(6) (18) (25) (49)

Bevolkerung 13,7% 39,3% 47.0% 100%
(Einwohnerzahl) (81.169) (232.127) (277.371) (590.667)
Flache (in km?) 4% (8 km?) 24 % (53 km?) 72% (156 km?) 100% (217 km?)

1.778 EW je km? 2.721 EW je km?

Quelle: Amt fiir Statistik und Wahlen, Fortschreibung auf Basis der Volkszihlung von 1987, eigene Darstellung

Die vergleichende Betrachtung der Bevolkerungs-
entwicklung in den drei abgegrenzten Lagetypen
im Zeitraum 2001 bis 2011 macht deutlich, dass
die Innenstadt (+2,9%) und insbesondere der In-
nenstadtrand (+7,7%) im Betrachtungsraum Zu-
wichse aufweisen konnten, wahrend der Stadt-
rand (+0,5%) eine eher stagnierende Entwicklung
erfahren hat. Die Bevolkerungsentwicklung ist
unter anderem Ausdruck der Aktivitdten im Woh-
nungsbau, die zu grofien Teilen auf die innerstad-
tischen Umstrukturierungsgebiete ausgerichtet
waren. Diese sind im Sinne des im Stadtentwick-
lungskonzept formulierten raumlichen Leitbildes

»Innen- vor Auflenentwicklung® auch zukiinftig
Entwicklungsschwerpunkte. Des Weiteren ist eine
sich langsam dndernde Nachfragesituation hin-
sichtlich des Wohnstandortes erkennbar. Wohn-
raum in urbanen Lagen erfreut sich gemessen
an der Bevolkerungsentwicklung einer wachsen-
den Beliebtheit. Die hohe Zuwanderung vor al-
lem junger Erwachsener einerseits, aber auch das
Halten von Einwohnerinnen und Einwohnern in
den Stadtteilen - wie beispielsweise von Fami-
lien - konnen mafigebende Faktoren dieser Ent-
wicklung sein.

Abb. 4: Bevolkerungsentwicklung in den Lagetypen 2001 bis 2011
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Quelle: Amt fiir Statistik und Wahlen, Fortschreibung auf Basis der Volkszéhlung von 1987, Index 2001 = 100, eigene Darstellung



3.1.2 Bevolkerungsentwicklung mit natiir-
lichem und Wanderungssaldo

In der Betrachtung von Geburten und Sterbefillen
(natiirliche Bevolkerungsentwicklung) einerseits
sowie Zu- und Fortziigen (Wanderungen) ande-
rerseits zeigte sich zunéchst, dass die eingangs dar-
gestellten jahrlichen Bevolkerungszuwéchse im
Betrachtungszeitraum 2001 bis 2011 ausschlief3-
lich auf positiven, die natiirlichen Salden deut-
lich iiberwiegenden Wanderungssalden beruhten
und der Einfluss des Geburtenverhaltens auf die
gesamte Bevolkerungsbewegung vergleichsweise
gering war. Denn trotz der in der jiingeren Ver-
gangenheit leichten Zunahmen der Geburtenzah-
len ist der natiirliche Saldo seit den 1970er Jahren
negativ, allerdings mit abnehmender Tendenz. Im
Jahr 2011 ist ein Sterbetiberschuss von 113 Perso-
nen zu verzeichnen.

Rahmenbedingungen des Dusseldorfer Wohnungsmarktes

3.1.3 Wanderungsbewegungen

Die hohe Zuwanderung in die Landeshauptstadt —
so zeigt es die Darstellung der Bevolkerungsent-
wicklung nach Komponenten - war Motor des
Bevolkerungswachstums der vergangenen Jahre.
So sind in den Jahren 2001 bis 2011 tiber 390.000
Personen nach Disseldorf gezogen; gleichzeitig
haben knapp 360.000 die Landeshauptstadt ver-
lassen, so dass gemessen an den Wanderungs-
bewegungen eine hohe Dynamik auf dem Diissel-
dorfer Wohnungsmarkt feststellbar war. Im Saldo
ergab sich fiir den genannten Zeitraum ein deut-
licher Uberschuss von knapp 30.000 Personen.

Allein im Jahr 2011 sind rund 39.500 Menschen
von auswirts in die Landeshauptstadt zugezo-
gen, wihrend gut 36.900 Menschen aus der Stadt
zogen. Hinzu kommen 31.200 innerstddtische
Umzuge.

Abb. 5: Bevilkerungsentwicklung nach den Komponenten 1972 bis 2011
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Quelle: Amt fiir Statistik und Wahlen, eigene Darstellung

Wanderungssaldo

Anmerkung: Die Ein- und Ausgemeindungen in den Jahren 1975 und 1976 wurden nicht berticksichtigt.
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In der Summe ergaben sich so iiber 100.000 Wan-
derungsbewegungen fiir das Jahr 2011.

Im Zeitraum 2001 bis 2011 schwankten die jéahr-
lichen Wanderungsgewinne von ca. 800 im Jahr
2009 bis Giber 5.000 im Jahr 2006. Im Jahr 2011
wurde dieser grundsitzlich positive Trend fortge-
schrieben, der Bevolkerungszuwachs betrug 2.600
Einwohner.

Die Intensitat des Wanderungsgeschehens unter-
lag im Betrachtungszeitraum demnach starken
Schwankungen. Erkennbar war aber eine leicht
ansteigende Tendenz der Anzahl der Zu- als auch
der Fortziige. Auch dies steht im Zusammenhang
mit der steigenden Dynamik auf dem Diisseldor-
fer Wohnungsmarkt.

Auflerdem konnte festgestellt werden, dass sich
der weiterhin positive Wanderungssaldo vor allem
aufgrund einer steigenden Anzahl an Fortziigen
verringert.

Abb. 6: Zu- und Fortziige nach und von
Diisseldorf 2001 bis 2011

lca_.soo.ooo inner-

iiber 390.000

Zuziige | stadtische Umziige

Quelle: Amt fiir Statistik und Wahlen, eigene Darstellung

Altersgruppen- und lebensphasenspezifische
Wanderungen (AuBBenwanderungen)

Die Wanderungsbewegungen waren gekennzeich-
net durch eine unterschiedlich stark ausgepragte
Mobilitdt verschiedener Altersgruppen, die sich
im Wanderungsvolumen insgesamt, aber auch in
der Wanderungsrichtung ausdriickten.

Gemessen am absoluten Wanderungsvolumen im
Jahr 2011, also der Summe von Zu- und Fortzii-
gen, zeigten die Altersklassen zwischen 18 und 65
Jahren die hochste Mobilitiat. Ab dem 65. Lebens-
jahr nahm die Wohnmobilitat hingegen sehr stark
ab. Menschen im Seniorenalter ziehen dement-
sprechend nur noch sehr selten um.

Das Verhiltnis zwischen Zuzug und Fortzug war
in den Altersklassen sehr unterschiedlich. Ein
deutlich hoherer Zu- als Fortzug konnte fiir die
Altersgruppe der 18- bis unter 30-Jdhrigen kon-
statiert werden. Negativ war dieses Verhaltnis in
der Altersklasse zwischen 30 und 65 Jahren sowie
bei den unter 18-Jdhrigen.? Dies zeigte sich auch
fiir die Altersklassen Uiber 65 Jahren, wenn auch
auf einem deutlich niedrigeren Niveau.

knapp 360,000
Fortzuge

2 Fir diese beiden Altersklassen kann zumindest in Teilen von familidren Haushaltszusammenhéngen ausgegangen werden.



Insgesamt kompensierte der verstarkte Zuzug von
Personen in den jiingeren Altersklassen der 18-
bis unter 30-Jahrigen die Verluste anderer Alters-
klassen, so dass festgehalten werden kann, dass
Diisseldorf in erster Linie durch diese ausbil-
dungs- und arbeitsplatzbezogenen Zuziige an Be-
volkerung gewann.

Setzt man diese Betrachtung in Beziehung zu den
unterschiedlichen Lebensphasen, ldsst sich her-
ausstellen, dass Diisseldorf in Bezug auf die Fa-
milienwanderung, also bei den unter 18-Jdhrigen
sowie den 30- bis unter 60-Jahrigen, Bevolkerung
verlor. Bevolkerungszuwichse konnten hingegen
aus der sogenannten Bildungswanderung, also
bei den 18- bis unter 30-Jdhrigen, erzielt werden.
Die Seniorenwanderung hatte im gesamten Wan-
derungsgeschehen nur ein untergeordnetes Ge-
wicht, aber auch hier iiberwog die Abwanderung.

Rahmenbedingungen des Disseldorfer Wohnungsmarktes

Zu- und Fortziige (Wanderungen) in der Region
Diisseldorf stand in Bezug auf die Wanderungen
in sehr intensiven Beziehungen zu seinem Um-
land. In 2011 zogen allein iiber 10.000 Personen
aus dem Regierungsbezirk Diisseldorf in die Lan-
deshauptstadt, gleichzeitig aber auch rund 11.800
Personen in eine Kommune in diesem Regie-
rungsbezirk. Demnach ergab sich also ein nega-
tiver Wanderungssaldo mit der Region. Insbeson-
dere mit Kommunen aus dem Kreis Mettmann,
zum Beispiel Ratingen, und Kommunen aus dem
Rhein-Neuss Kreis, zum Beispiel der Stadt Neuss,
bestanden intensive Wanderungsbeziehungen.

Diisseldorfs starke Position als zentraler Arbeits-
standort wird in den Beziehungen mit den tbri-
gen nordrhein-westfilischen Kommunen sowie
weiteren Stidten im In- und Ausland deutlich.
Diisseldorf kann hier ganz iiberwiegend positive
Wanderungssalden verzeichnen. Des Weiteren ist
der hohe Anteil der Zuwanderung aus dem Aus-
land zu betonen.

Abb. 7: Wanderungsverflechtungen von Diisseldorf mit den Umlandgemeinden, Saldo zwischen

2001 und 2011 (Summe)

Wanderungssaldo bis 2011
B 200bis 1.400 (8)
m Obis 200 (4)
[ -100 bis 0 (6)
[ -1.100bis -100 (11)
|9 -18.300 bis -1.100 (7)

Quelle: Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen (ITNRW), eigene Darstellung
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Tab. 2: AuBenwanderungen - Zu- und Fortziige nach Herkunft und Ziel 20113

Regierungsbezirk Diusseldorf 10.043
Ubriges NRW 7.928
Deutschland 8.458
Ausland 13.354
Insgesamt 39.783

25,2 11.769 32,7

199 5.321 148

213 7.426 20,6

33,6 11.465 319
100,0 35.981 100,0

Quelle: Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen (ITNRW), eigene Darstellung

Wanderungen in den Diisseldorfer Stadtteilen
Die Auswertung der Wanderungsbewegungen
unterhalb der Gesamtstadtebene erfolgte diffe-
renziert nach Auflen- und Binnenwanderungen.
Unter Auflenwanderungen wurden alle Zu- und
Fortziige {iber die Diisseldorfer Stadtgrenze hin-
aus gefasst, Binnenwanderungen umfassten alle
innerstadtischen Umziige.

Fir die kleinraumige Analyse fiir das Jahr 2011
wurden zundchst die Wanderungen in den drei
bereits beschriebenen Lagetypen Innenstadt, In-
nenstadtrand und Stadtrand betrachtet. Hier zeig-
te sich, dass Zuziige von auswirts vor allem in
den Bereich des Innenstadtrandes (46,0 %) gerich-
tet waren. Es folgten der Stadtrand (31,4 %) und
die Innenstadt (22,6 %). Innerhalb der innerstad-
tischen Umziige nahm die Innenstadt mit 16,4 %
eine im Vergleich zu den Auflenwanderungen
geringere Bedeutung ein. In den Bereich des
Stadtrandes zogen 42,6 %, dicht gefolgt vom In-
nenstadtrand mit 41,0 %.

In der Einzelbetrachtung der Auflenwanderungs-
und Innenwanderungssalden der 49 Diisseldor-
fer Stadtteile fir das Jahr 2011 war zunéchst er-
kennbar, dass Stadtteile in der Innenstadt und im
Bereich des Innenstadtrandes in der Regel durch
einen positiven, zum Teil sehr hohen positiven
Auflenwanderungssaldo und einen negativen In-
nenwanderungssaldo gekennzeichnet waren.

Die Stadtteile im Bereich des Stadtrandes zeig-
ten ein heterogenes Bild, wobei der grofite Teil
einen negativen Auflenwanderungs- und posi-
tiven Innenwanderungssaldo aufwies. Heerdt,
Vennhausen, Lierenfeld, Morsenbroich und Lu-
denberg konnten sowohl aufgrund von Auflen-
wanderungen als auch Innenwanderungen an Be-
volkerung gewinnen, in Hassels und Hellerhof
waren beide Salden negativ.

Deutlich wurde, wie eingangs bereits angedeutet,
dass mit der Nahe zum Zentrum auch das Wan-
derungsvolumen stieg, d.h., Innenstadt und In-
nenstadtrand wiesen eine deutlich héhere Anzahl
an Zu- und Fortziigen auf. Insbesondere Stadtteile
wie Friedrichstadt oder die Stadtmitte prasentier-
ten sich gemessen an den Wanderungsbewegun-
gen sehr dynamisch.

3 Registerbereinigungen und Anderungen des Wohnstatus wurden nicht beriicksichtigt.



3.1.4 Altersstruktur der Bevilkerung

Die natiirliche Bevolkerungsentwicklung (stei-
gende Lebenserwartung und niedrige Geburten-
héufigkeit) und Wanderungsbewegungen (Bil-
dungszuwanderung und Familienabwanderung)
verdndern die Altersstruktur der Bevolkerung
nachhaltig. In der Altersstruktur und deren Ent-
wicklung zeigt sich weiter auch die hohe Bedeu-
tung der Stadt Diisseldorf als Bildungs- und Ar-
beitsstandort.

Zum Stand 31.12.2011 stellten die 30- bis unter
60-Jahrigen mit knapp 266.705 Personen bzw.
45,2 % die grofite Altersgruppe dar. Uber 60 Jahre
waren 145.587 Personen bzw. 24,6 % der Dissel-
dorfer Bevolkerung. 89.938 (15,2 %) waren unter
18 Jahren und 88.437 (15,0 %) im Alter von 18 bis
unter 30 Jahre.

Rahmenbedingungen des Disseldorfer Wohnungsmarktes

Im kurzen Betrachtungszeitraum von 2001 bis
2011 zeigten sich nur kleine Verdnderungen, die
jedoch langjahrige Trends bestatigten. So war deut-
lich erkennbar, dass bei einem Gesamtzuwachs
von 3,6 % insbesondere die Altersgruppen 18 bis
unter 30 Jahre (+13,2%), 70 bis unter 80 Jahre
(+21,5%) und 80 bis unter 90 Jahre (+20,2 %) zu-
genommen hatten, wiahrend die Altersklassen 60
bis unter 70 Jahre (-17,4 %) und 90 Jahre und al-
ter (6,1 %) abnahmen. Die Altersklassen unter 18
Jahre und 30 bis unter 60 Jahre (jeweils ca. +2,5 %)
konnten nur leichte Zuwéchse unterhalb der ge-
samtstddtischen Entwicklung verzeichnen.

Der Vergleich der Altersstruktur Diisseldorfs mit
anderen wachsenden deutschen Grofistidten
zeigt — wie in der nachfolgenden Abbildung deut-
lich wird - nur kleine Unterschiede, so dass dar-
auf zu schlieflen ist, dass die Altersstruktur cha-
rakteristisch fiir Stadte dieser Gréflenordnung ist.

Abb. 8: Altersstruktur der Bevolkerung im Vergleich in ausgewahlten GroB3stadten 2011
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24,6 2L7
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[ unter 18 Jahre [ 18 bis unter 30 Jahre [[]30 bis unter 60 Jahre [_]iiber 60 Jahre

Quellen: Amt fiir Statistik und Wahlen Diisseldorf — Fortschreibung der VZ87, Statistisches Jahrbuch Frankfurt am Main 2012 - Melderegister,

Landeshauptstadt Stuttgart - Statistisches Amt - Statistik Stuttgart — Melderegister, Statistisches Amt Miinchen — Melderegister
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3.1.5 Entwicklung der Haushaltszahlen4

Die Anzahl der Diisseldorfer Haushalte ist im Zeit-
raum von 2001 bis 2011 um insgesamt 21.000 auf
ca. 329.000 angestiegen.

In der Betrachtung der Haushaltsgrofle zeigt sich,
dass tiber 50 % der Haushalte aus nur einer Person
bestehen. Zwei-Personen-Haushalte haben einen
Anteil von knapp 30% und jeweils ca. 9% sind
Drei-Personen-Haushalte bzw. Haushalte mit 4
und mehr Personen. Insgesamt dominieren somit
kleine Haushalte in Diisseldorf. In den vergange-
nen Jahren bewegte sich die Einwohnerzahl pro
Haushalt in Disseldorf stets deutlich unter dem
Landesdurchschnitt, welcher bei iiber 2 Personen
je Haushalt lag (durchschnittlich leben in Dis-
seldorf ca. 1,8 Personen in einem Haushalt). Eine
eindeutige Tendenz zur Verkleinerung oder zur
Vergrofierung ist nicht erkennbar.

Fast die Halfte der Mehrpersonenhaushalte sind
Paargemeinschaften ohne Kinder. Nur ein Fiinftel
der Haushalte insgesamt sind Haushalte mit Kin-
dern, davon mehr als die Halfte mit einem Kind.
Hier bestatigt sich, dass in Diisseldorf der Anteil
an Familien sehr gering ist und Single- oder kin-
derlose Paar-Haushalte in der Mehrheit zu fin-
den sind.

In Diisseldorf ldsst sich in Bezug auf die Grofle
der Haushalte eine Situation erkennen, wie sie
auch in vielen anderen deutschen Grof3stidten zu
beobachten ist (siche nachfolgende Abbildung).
Die Veranderungen von Lebensformen in der Ge-
sellschaft — zum Beispiel durch ein verdndertes
Heiratsverhalten oder die Herausbildung neuer
Lebensformen wie des ,living apart together® —
haben zu einer Verkleinerung der Haushalte und
einer Dominanz von Ein- und Zwei-Personen-
Haushalten gefiihrt. Die durchschnittliche Haus-
haltsgrof3e in Diisseldorfliegt bei ca. 1,8 Personen
und ist somit niedriger als die Werte von Frank-
furt (1,88) und Stuttgart (1,89).°

Abb. 9: Anteile der Haushalte nach Anzahl der Personen 2011

9,5%

51,6%

Haushalte mit ...
[ 1 Person

] 2 Personen
[[] 3 Personen

[] 4 und mehr Personen

Quelle: Amt fiir Statistik und Wahlen, Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen (ITNRW), eigene Darstellung

4 Grundlage dieser Berechnung ist der Mikrozensus.

5  Bezeichnung fiir ein Paar, das trotz fester Bindung in getrennten Wohnungen lebt.
6 Quellen: Statistisches Jahrbuch Frankfurt am Main 2012 - Melderegister - Haushaltegenerierung, Landeshauptstadt Stuttgart — Statistisches

Amt - Statistik Stuttgart — Melderegister - Haushaltegenerierung.
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Abb. 10: Anteile der Haushalte nach Anzahl der Personen in ausgewahlten GroBstadten 2011
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Quellen: Amt fir Statistik und Wahlen Disseldorf - Mikrozensus, Statistisches Jahrbuch Frankfurt am Main 2012 - Melderegister - Haushalte-
generierung, Landeshauptstadt Stuttgart — Statistisches Amt - Statistik Stuttgart — Melderegister — Haushaltegenerierung, Statistisches Amt Miin-

chen - Melderegister

3.1.6 Diisseldorfer Arbeitsmarkt

Die Stadt Diisseldorf hat auf Grund der hervor-
ragenden Entwicklung bei Wirtschaftswachstum
und Arbeitsplétzen arbeitsplatzbezogene Zuwan-
derung zu verzeichnen. Das breitgeficherte Ar-
beitsmarktangebot und die vielfiltigen Aus- und
Fortbildungsméglichkeiten ziehen insbesondere
junge Erwerbstitige in die Stadt. Die Anzahl der
Sozialversicherungsbeschaftigten” im Jahr 2010
betrug 357.245, im Jahr 2011 stieg sie auf 366.225
Beschiftigte an. 205.566 (2010: 198.765) Diissel-
dorferinnen und Diisseldorfer waren in 2011 sozi-
alversicherungspflichtig beschiftigt. Die Beschaf-
tigtenquote (Anteil an den 15- bis 65-Jahrigen) lag
am 31.12.2011 bei 48,3 %. Die Arbeitslosenquote
(bezogen auf alle Erwerbspersonen) lag bei 9,3 %
(2010:9,2%).8

7 Sozialversicherungspflichtig Beschaftigte sind Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer und Auszubildende, die kranken-, pflege- und renten-
versicherungspflichtig oder beitragspflichtig zur Arbeitslosenversicherung sind oder fiir die Beitragsanteile zu den gesetzlichen Renten-

versicherungen zu entrichten sind.
8  Quelle: Arbeitsmarktstatistik der Bundesagentur fiir Arbeit.
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3.1.7 Pendelbeziehungen

Disseldorf besitzt eine herausragende Position
auf dem regionalen Arbeitsmarkt, die sich in ei-
nem sehr hohen Aufkommen an Pendlerinnen
und Pendlern widerspiegelt. Insbesondere fiir das
Diisseldorfer Umland stellt die Landeshauptstadt
einen zentralen Bezugspunkt fiir den Arbeits-
markt dar.

Abb. 11: Pendelaufkommen Diisseldorf 2011

227.864

Einpendelnde

Quelle: Bundesagentur fiir Arbeit, eigene Darstellung

138.361
Binnenpendelnde

Dies zeigen auch die aktuellen Zahlen fiir das
Jahr 2011. Von den insgesamt 366.225 sozialver-
sicherungspflichtig Beschaftigten am Arbeitsort
Diisseldorf lebten 138.361 innerhalb der Stadt-
grenzen. Von auswirts in die Landeshauptstadt
pendelten 227.864 Personen, 67.205 aus ihr he-
raus. In der Summe ergab sich so ein interkom-
munales Pendelvolumen von 295.069 Personen.
Im Saldo von ein- und auspendelnden Personen
ergab sich ein hoher Einpendeliiberschuss von
160.659 Personen.

67.205
Auspendelnde
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Abb. 12: Einpendelnde nach Diisseldorf in 2011

Il 5900 bis 17.700 (6)
B 5500 bis 8900 (5)
I 4.100bis 5500 (7)

[ ] 1.700bis 4.100 (6)

| | 1.000 bis 1.700 (6)
| | 300bis 1.000 (6) S

Quelle: ITNRW, Pendlerrechnung NRW?

Besonders intensive Beziehungen bestanden in
2011 zu dem Kreis Mettmann (49.855 Ein- und
19.338 Auspendelnde) und dem Rhein-Kreis
Neuss (44.409 Ein- und 11.292 Auspendelnde),
aber auch mit den kreisfreien Stidten Duisburg
(17.654 Ein- und 4.067 Auspendelnde) und Essen
(11.692 Ein- und 4.606 Auspendelnde).

9  Anmerkung zu Ein- und Auspendelgrafik: Die Pendlerrechnung NRW erfasst die Pendelbewegungen aller Erwerbstatigen. Als erwerbs-
tatig gilt, wer eine auf Erwerb ausgerichtete Tatigkeit ausiibt, unabhéngig vom Umfang dieser Titigkeit. Hierzu gehoren die sozialver-
sicherungspflichtig Beschiftigten, die geringfiigig Beschiftigten, die verbeamteten Personen und die Selbststindigen.
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Abb. 13: Auspendelnde aus Diisseldorf in 2011
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Quelle: ITNRW, Pendlerrechnung NRW

3.1.8 Diisseldorfer Bevélkerungsprognosel®

Diisseldorfs zukiinftige Entwicklung wird wei-
ter mafigeblich durch ein moderates, aber stetiges
Bevolkerungswachstum geprégt sein. Auch nach
der aktuellen Bevolkerungsprognose des Amtes
fur Statistik und Wahlen wird der seit dem Jahr
2000 eingeschlagene Wachstumskurs beibehalten.
Die Einwohnerzahl wird von nunmehr 590.667
auf ca. 605.500 im Jahr 2025 ansteigen. Dies ent-
spricht einem Zuwachs von knapp 15.000 Perso-
nen (+2,5%). Weiter geht diese Prognose davon
aus, dass die Zunahmen in der ersten Hilfte des
Prognosezeitraumes etwas hoher ausfallen und
sich dann etwas verringern werden.

Die zu erwartenden Verianderungen der Alters-
struktur verlaufen in einzelnen Altersgruppen
sehr unterschiedlich und werden bestimmt durch
eine verdnderte Geburtenhiufigkeit, eine hohere
Lebenserwartung und ein zwischen verschiede-
nen Altersgruppen stark differentes Wanderungs-
verhalten.

Die gesamtstadtische demografische Alterung wird
zwar aufgrund der hohen Zuwanderung junger
Menschen langsamer einsetzen als in anderen
Stadten und Regionen Deutschlands, aber eine
Zunahme von Menschen hoher Altersjahre ist
schon heute mit grof3er Sicherheit zu erwarten.

10 Weitere Erlduterungen zur Diisseldorfer Bevolkerungsprognose sind dem ,,Demografiebericht 2011 - Bevolkerungsentwicklung fir Diis-
seldorf bis 2025“ zu entnehmen, der vom Amt fiir Statistik und Wahlen herausgegeben wurde.
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Tab. 3: Bevdlkerungsprognose bis 2025 nach Altersgruppen

absolut absolut absolut
bis unter 18 89.938 15,2 97.246 16,1
18 bis unter 30 88.437 15,0 90.078 14,9 1.641 1,9
30 bis unter 60 266.705 452 263.736 43,6 -2.969 -1,1
60 bis unter 70 60.769 10,3 70.042 11,6 9.273 15,3
70 bis unter 80 56.717 9,6 47.458 7,8 -9.259 -16,3
80 bis unter 90 24.731 42 31.994 53 7.263 294
90 und alter 3.370 0,6 4.985 0,8 1.615 479
Gesamtstadt 590.667 100,0 605.539 100,0 14.872 2,5

Quelle: Amt fiir Statistik und Wahlen, Fortschreibung der VZ87, Bevolkerungsprognose (Hauptvariante)!!

Die aufgezeigte unterschiedliche Bevolkerungs-
entwicklung in den verschiedenen Lagetypen im
Diisseldorfer Stadtgebiet wird sich gemaf} Prog-
nosemodell des Amtes fiir Statistik und Wahlen
auch zukiinftig fortsetzen. Es zeigt sich, dass sich
das bis 2025 prognostizierte Bevolkerungswachs-
tum vor allem auf den Innenstadtrand (+13.500
Personen) und die Innenstadt (+9.500 Personen)
beschrianken wird, wahrend der Stadtrand Bevol-
kerung (-8.000 Personen) verlieren wird. Diese
Veranderungen lassen sich auch in der Betrach-
tung auf der Ebene der 49 Diisseldorfer Stadtteile
erkennen, die ein dhnliches Entwicklungsmuster
mit zentral-peripherem Gefille aufweisen. Die
starksten relativen Zunahmen werden Pempelfort
(+12,9%), Unterbilk/Hafen (+11,1%), Bilk und
Oberbilk (je ca. 10,4 %) erreichen. Hohe Bevol-
kerungsriickgange miissen hingegen Niederkas-
sel und Holthausen (je ca. 10,0 %) und Lichten-
broich (-8,0 %) hinnehmen.

11 Bei der Berechnung der Bevélkerungsprognose durch das Amt fiir Statistik und Wahlen wurden auch die zu erwartenden kleinraumigen
Wohnbautitigkeiten berticksichtigt. Als Grundlage dafiir wurden im Gegensatz zur Bevolkerungsvorausberechnung von ITNRW die
erfassten Wohnbaureserven des Stadtplanungsamtes genutzt. Diese Angaben konnen hinsichtlich der Umsetzung mit Unsicherheiten
behaftet sein. Da diese jedoch einen nicht unerheblichen Einfluss auf den Prognoseverlauf haben, wurden drei Prognose-Grundvarianten
fiir die Bevolkerungsprognose berechnet. Bei der mittleren Variante wurde eine aus Erfahrungswerten der Vergangenheit abgeleitete
Realisierungsquote zugrunde gelegt, sie ist damit die wahrscheinlichste und stellt somit die Hauptvariante dar. Weitere Informationen dazu
finden sich im ,,Demographiebericht 2011 - Bevélkerungsentwicklung fiir Diisseldorf bis 2025
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Abb. 14: Diisseldorfer Bevolkerungsprognose bis 2025 in den Stadtteilen

M +10,0 und mehr (5)
[l 0,0 bis unter +10,0 (14)
[[] -2,0bisunter 0,0 (5)
B -4,0bisunter -2,0 (11)
M bis unter -10,0 (14)

Quelle: Amt fiir Statistik und Wahlen, Fortschreibung der VZ87, Bevolkerungsprognose



Die kleinrdumigen Veranderungen stehen in un-
mittelbarem Zusammenhang mit dem geplanten
Wohnungsneubau, der als Parameter in das Prog-
nosemodell aufgenommen worden ist.

3.1.9 Bevilkerungsprognose fiir die Region!2

Die an das Diisseldorfer Stadtgebiet unmittelbar
angrenzenden Kreise werden bis 2025 und da-
riiber hinaus eine stagnierende bis riicklaufige
Bevolkerungsentwicklung erfahren. Die Ent-
wicklung im Rhein-Kreis Neuss (zwischen min.
-0,2% bis max. 0,2%) verlauft positiver als im
Kreis Mettmann (zwischen min. —-4,1 % bis max.
-5,9%). Als Griinde fiir diese Bevolkerungsent-
wicklung sind u. a. anzufiithren:

= ein sich abschwichender Suburbanisierungs-
trend,

= die jeweiligen kreisspezifischen Demografie-
strukturen und

= ein Attraktivititsgewinn der Stadt Disseldorf
gegeniiber dem Umland.

12 Nach Bevoélkerungsvorausberechnung I'T NRW.
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27



28

Rahmenbedingungen des Disseldorfer Wohnungsmarktes

3.2 Nachfragesituation auf dem Diisseldorfer Wohnungsmarkt

3.2.1 Einkommen

Aktuelle Einkommensdaten stehen nur im Rah-
men des Mikrozensus zur Verfiigung. Die Ergeb-
nisse aus der Hochrechnung der Stichprobe des
Jahres 2011 sehen wie folgt aus:

Rund 6 % der Privathaushalte verfiigen iiber ein
monatliches Nettoeinkommen von unter 700,00
Euro, 8 % tiber 700,00 bis unter 900,00 Euro, 7 %
uber 900,00 bis unter 1.100,00 Euro, 14 % uber
1.100,00 bisunter 1.500,00 Euro, 15% tiber 1.500,00
bis unter 2.000,00 Euro, 13 % tber 2.000,00 bis
unter 2.600,00 Euro, 16 % tiber 2.600,00 bis unter
4.000,00 Euro, 12% tiber 4.000,00 Euro und mehr.

3.2.2 Anteil der potenziell Wohnberechti-
gungsschein (WBS)-berechtigten Haushalte

Die Einkommensgrenzen im sozialen Wohnungs-
bau werden anhand des Jahresbruttoeinkommens
der Haushalte gepriift. Dabei gibt es unterschied-
liche Abzugsbetrige:

= Kategorie I (34% Abzug vom Brutto): Steuer-
zahlende, die Pflichtbeitrige (oder freiwillige
Beitrdge >/= 40,90 Euro/mtl.) zur Kranken-
und Rentenversicherung entrichten,

= Kategorie II (22% Abzug): Steuerzahlende,
die Pflichtbeitrige (oder freiwillige Beitrdge
>/=40,90 Euro/mtl.) zur Krankenversicherung
entrichten (z. B. Beamte),

= Kategorie III (10 % Abzug): Personen, die keine
Steuern entrichten, aber krankenversichert sind
(z.B. Rentner),

= Kategorie IV (kein Abzug): Personen, die keine
Steuern und keine Versicherungsbeitrige ent-
richten.

Abb. 15: Verfiigbares Netto-Einkommen der Diisseldorfer Haushalte 2011

9% 6%

8%

129
7%

16 %

13% 159%

Quelle: Amt fiir Statistik und Wahlen, Mikrozensus

14 %

Einkommen ...
B unter 700 Euro
@ 700 bis 900 Euro
O900 bis 1.100 Euro
O1.100 bis 1.500 Euro
0O 1.500 bis 2.000 Euro
[ 2.000 bis 2.600 Euro
B 2.600 bis 4.000 Euro
B tber 4.000 Euro
O unbekannt



Entsprechend der ab 01.01.2013 geltenden Ein-
kommensgrenzen stellt sich das durchschnittliche
monatliche Brutto-Einkommen, bis zu dem ein
WBS erteilt werden kann, fiir ausgewahlte Mus-
terhaushalte wie folgt dar:

Rahmenbedingungen des Disseldorfer Wohnungsmarktes

Durchschnittliches monatliches Brutto-Einkommen von Musterhaushalten in Euro

Einkommensgruppe A Einkommensgruppe B
Einhaltung der Einkommens- bis zu 40% Uberschreitung
grenze

Alleinstehende Beschiftigte
steuerpflichtiges Brutto

2-Personen-Haushalt (Renten-
beziehende), Brutto-Rente inkl.
Krankenversicherungsbeitrag
4-Personen-Haushalt

(2 Kinder, 1 Arbeitseinkommen)
steuerpflichtiges Brutto

Auch zur Einschitzung der potenziell wohn-
berechtigten Haushalte in Diisseldorf stehen
lediglich die Angaben zum monatlichen Netto-
einkommen aus dem Mikrozensus zur Verfiigung.
In Annédherung an die Ermittlungssystematik der
Einkommensgrenzen der Landesférderung sind
im Ergebnis — wie in vergleichbaren Grof3stad-
ten — rund 50 % (161.000) der Diisseldorfer Haus-
halte potenziell wohnberechtigt: 35% (115.000)
Einkommensgruppe A (ehemals 1. Forderweg),
15% (46.000) Einkommensgruppe B (ehemals
2. Forderweg).

Mehr als die Hilfte der Ein-Personen-Haushal-
te sind demnach potenziell wohnberechtigt. Au-
erdem sind mindestens ein Drittel der Zwei-,
Drei- und Mehrpersonenhaushalte potenziell
wohnberechtigt. Nur ein kleiner Teil der poten-
ziell wohnberechtigten Haushalte beantragt tat-
sachlich einen Wohnberechtigungsschein (WBS),
da sich die Mehrheit auch ohne Nachweis am
Wohnungsmarkt versorgen kann. Trotz eines An-
spruches auf einen WBS kann davon ausgegangen
werden, dass diese Personen sich nicht vorwie-
gend mit Wohnraum einfachen Standards versor-
gen muissen.

der Einkommensgrenze
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3.2.3 Wohngeld

Das hohe Mietniveau in Diisseldorf stellt — ahnlich
wie in anderen deutschen Grofistadten - insbe-
sondere fiir einkommensschwache Haushalte eine
erhebliche Belastung dar. Zur Senkung der Wohn-
kosten konnen Haushalte mit geringem Einkom-
men daher Wohngeld in Anspruch nehmen.

Seit 2005 sind Empfangerinnen und Empfinger
von Transferleistungen (z.B. Arbeitslosengeld II,
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung) von Wohngeld ausgeschlossen. Die
Wohnkosten werden hier im Rahmen der jewei-
ligen Transferleistung beriicksichtigt. Die Zahl
der Wohngeldempfangenden hat sich dadurch er-
heblich verringert und lag Ende 2011 bei 11.182
Haushalten. Wohngeld wird insbesondere von
Ein-Personen-Haushalten bezogen. Der Anteil
liegt hier bei 47 %.

Wohngeld wird von Haushalten bezogen, die ein
weit unterdurchschnittliches Einkommen haben.
Dabei stellt Wohngeld insbesondere fiir Rentne-
rinnen und Rentner und gering verdienende Be-
schiftigte einen wichtigen Bestandteil der sozia-
len Sicherung dar.

Zur Senkung der Belastung durch Wohnkos-
ten wurde 2011 im Durchschnitt ein monat-
liches Wohngeld von 180,00 Euro gezahlt. 75%
der Wohngeldempfangenden bewohnen eine frei-
finanzierte Wohnung.
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3.3 Angebotssituation auf dem Diisseldorfer Wohnungsmarkt

3.3.1 Unbebaute Grundstiicke fiir
Wohnzweckel3

Von besonderer Bedeutung fiir die Einschétzung
der kurz- bis mittelfristig realisierbaren Woh-
nungseinheiten ist der Teilmarkt der unbebauten
Wohnungsbaugrundstiicke.

Einfamilienhausgrundstiicke

Die Baulandpreise fiir Einfamilienhausgrund-
stiicke sind seit 2000 um 17,4 % (freistehende Ein-
familienhduser) bzw. 19,5% (Reihenhéuser) ge-
stiegen und lagen Ende 2011 bei 480,00 Euro bzw.
520,00 Euro je m* Bauland. Damit liegen sie deut-
lich iber den entsprechenden Preisen der Region,
aber im gleichen Bereich wie vergleichbare Grof3-
stadte im Bundesgebiet. Einzelne Grof3stadte wei-
sen noch deutlich hohere Durchschnittspreise auf.

In den an Diisseldorf angrenzenden Kreisen Mett-
mann und Neuss werden die Grundstiicke der-
zeit noch zu deutlich niedrigeren Preisen angebo-
ten (265,00 Euro bis 340,00 Euro bzw. 170,00 Euro
bis 350,00 Euro). Die erheblichen Preissteigerun-
gen seit 2000 von bis zu 29 % fiihren hier jedoch
zu einer zunehmenden Angleichung an das Diis-
seldorfer Preisniveau.

Mehrfamilienhausgrundstiicke

Nachdem die Preise fiir Mehrfamilienhausgrund-
stiicke in den Jahren 2001 bis 2009 auf hohem
Niveau relativ stabil blieben, bei rund 400,00 Euro
je m? sind die Preise der gehandelten Grund-
stiicke in den Jahren 2010 bzw. 2011 gegeniiber
diesem Zeitraum auf zuletzt 470,00 Euro je m? ge-
stiegen. Dies entspricht einem Anstiegum 17,5 %.
Mehrfamilienhausgrundstiicke im Kreis Mett-
mann lagen bei 265,00 bis 345,00 Euro, in Krefeld
bei 230,00 Euro, in Ménchengladbach bei 210,00
Euro und in Koln bei 460,00 Euro.

3.3.2 Bebaute Grundstiicke

Einfamilienhduser

Die Zahl der in Diisseldorf gehandelten Ein-
familienhduser lag 2011 mit 780 Verkaufen tiber
dem Durchschnitt der vergangenen Jahre von
rund 700 Fallen. Die Preise fiir neu erstellte Dop-
pelhaushalften und Reihenendhéuser lagen 2011
bei rund 385.000,00 Euro, fiir die entsprechen-
den gebrauchten Immobilien lagen sie zwischen
267.000,00 Euro und 366.000,00 Euro. Neu erstell-
te Reihenmittelhduser wurden zu einem durch-
schnittlichen Preis von 367.000,00 Euro gehan-
delt, die Preise fiir gebrauchte Reihenmittelhduser
lagen zwischen 241.000,00 Euro und 314.000,00
Euro.

Im Zeitraum 2000 bis 2011 sind bei den Neubau-
ten von Doppelhaushilften und Reihenendhau-
sern Preissteigerungen von 18 % zu verzeichnen,
dies ist eine jdhrliche Steigerung von nur 1,6 %.
Vergleichbare Erhohungen finden sich im Kreis
Mettmann (18 %), in Monchengladbach (15 %)
und Koln (19 %). In der Stadt Neuss fiel die Stei-
gerung mit 31 % hoher aus. Die Preise fiir Reihen-
mittelhduser stiegen um 38 %. Im Kreis Mettmann
und in der Stadt Neuss blieben diese dagegen rela-
tiv stabil (4 % bzw. 6 %), im Kreis Neuss sanken die
Preise gegeniiber dem Jahr 2000 sogar um 15 %.

Die Preise fiir gebrauchte Doppelhaushilften und
Reihenendhduser in Diisseldorf stiegen im glei-
chen Zeitraum um bis zu 14 %, fir Reihenmit-
telhduser um bis zu 13%. In den angrenzenden
Kreisen Mettmann und Neuss blieben die Preise
dagegen im Wesentlichen stabil.

13 Quellen der Daten fiir unbebaute und bebaute Grundstiicke: a) Diisseldorf: Grundstiicksmarktbericht Landeshauptstadt Diisseldorf, Stichtag
01.01.2012 des Gutachterausschusses fiir Grundstiickswerte in der Landeshauptstadt Diisseldorf und b) Region: Grundstiicksmarktbericht
NRW 2012 des Oberen Gutachterausschusses fiir Grundstiickswerte in Nordrhein-Westfalen.
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Eigentumswohnungen

In den vergangenen zwolf Jahren wurden durch-
schnittlich pro Jahr rund 3.200 Eigentumswoh-
nungen in Disseldorf verkauft.

Die Neubaupreise sind seit dem Jahr 2000 um
etwa 33 % gestiegen und lagen 2011 bei 3.200,00
Euro je m®. Die Preiserhéhungen in den angren-
zenden Kreisen Mettmann und Neuss fielen da-
gegen mit 17 % bzw. 20 % deutlich geringer aus.
Die Preise je m” lagen hier bei 2.500,00 Euro bzw.
2.600,00 Euro je m*.

Bei rund 90% der gehandelten Eigentumswoh-
nungen handelt es sich um gebrauchte Immo-
bilien. Die Preise in Diisseldorf lagen 2011 zwi-
schen 1.546,00 Euro und 2.868,00 Euro. Im
Zeitraum von 2000 bis 2011 stiegen die Preise
je nach Baualtersklasse um bis zu 30 %, das sind
im Jahresdurchschnitt etwa 2,7 %. Die Preisstei-
gerung in den angrenzenden Kreisen Mettmann
und Neuss fiel mit 6% bzw. 4% deutlich gerin-
ger aus. Die Preise liegen hier bei 980,00 Euro
bis 1.840,00 Euro (Kreis Mettmann) und 1.255,00
Euro bis 1.880,00 Euro (Kreis Neuss).

3.3.3 Wohnungsbestand

Ende 2011 lag der Wohnungsbestand bei 332.638
Wohnungen, davon 42.767 (12,86 %) Wohnungen
in Ein- und Zweifamilienhausern und 289.871
Wohnungen in Mehrfamilienhdusern. Den hochs-
ten Anteil an Ein- und Zweifamilienhausern wei-
sen die Stadtteile in Stadtrandlagen auf, z. B. Kal-
kum (69,08 %), Hellerhof (58,79 %), Angermund
(58,18%) und Lohausen (50,16 %). Den gerings-
ten Anteil an Ein- und Zweifamilienhausern ha-
ben die innerstadtischen Stadtteile Friedrichstadt
(0,72 %), Flingern Siid (0,75 %), Unterbilk (0,98 %)
und Pempelfort (1,23 %).

Im Vergleich mit den Stddten und Gemeinden in
der Region wird deutlich, dass Diisseldorf damit
den geringsten Anteil an diesen Wohnformen auf-
weist. Insbesondere die Nachbarkommunen, zu
denen intensive Wanderungsverflechtungen be-
stehen, verfligen tiber einen viel hoheren Anteil
an Ein- und Zweifamilienhausbebauung. Dies ist
ebenfalls ein wichtiger Faktor fiir die anhalten-
de Umlandwanderung der Diisseldorfer Bevolke-
rung, insbesondere fiir den Fortzug von Familien
mit Kindern.



Abb. 16: Wohnungsbestand in der Region 2011
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Quelle: Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW)

Entwicklung des Wohnungsbestandes seit 2000
Seit 2000 ist der Gesamtwohnungsbestand um
3,04% (9.801 WE) auf 332.638 Wohnungen ge-
stiegen. In absoluten Zahlen waren die hochsten
Zuwichse!* in den Stadtteilen Bilk (1.277 WE),
Oberbilk (838 WE), Wersten (597 WE) und Witt-
laer (616 WE) zu verzeichnen.

Bemerkenswert ist, dass in dieser Zeit weit mehr
als 50% des Zuwachses an Wohnungen in den
Kernlagen der Stadt (Stadtbezirke 1, 2, 3 und Teile
des Stadtbezirks 4) realisiert wurden.

Ein- und Zweifamilienhauser

Von 2000 bis 2011 ist der Bestand an Ein- und
Zweifamilienhdausern um 1.992 Gebidude bzw.
6,4 % gewachsen. Die absolut hochsten Zuwidchse
haben die Stadtteile Wersten (+286), Wittlaer
(+222), Bilk (+132) und Holthausen (+90). In Re-
lation zum Ein- und Zweifamilienhausbestand
des jeweiligen Stadtteils sind die héchsten Zu-
wichse in den Stadtteilen Itter (39,1 %), Witt-
laer (24,8 %), Holthausen (23,4 %) und Oberbilk
(22,5 %) festzustellen.

14 Gesamtbilanz an Wohneinheiten von Wohnungsneubauten abziiglich Wohnungsabbriichen.
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Im Vergleich zum Wachstum des Gesamtwoh-
nungsbestandes ist der Zuwachs bei den Ein- und
Zweifamilienhdusern nahezu doppelt so hoch
ausgefallen. Dies ist Folge der Konzentration auf
die Entwicklung entsprechender Baugebiete fiir
die sonst ins Umland abwandernden Familien mit
Kindern.

Gebaudebestand und Modernisierungsbedarfe
Im Jahr 2011 setzte sich der Gebdudebestand wie
folgt zusammen!®:

Seit dem Jahr 2000 hat sich der Bestand um 328
Gebiude alterer Baujahre verringert. Die hochs-
ten Abgange waren bei den Baujahren bis 1962 zu
verzeichnen, hier insbesondere die Baujahre 1919
bis 1948 (-105 Gebaude) und 1949 bis 1957 (-94
Gebaude).

Der Vergleich mit anderen Stidten zeigt, dass die
kreisfreien Stadte in der Tendenz einen hoheren
Anteil an Gebduden aus den Jahren vor 1949 ha-
ben als kreisangehorige Stadte aus dem Diissel-
dorfer Umland. Der Anteil von Gebauden aus den
Jahren 1970 und jiinger ist dagegen dort hoher.
Insbesondere der Rhein-Kreis Neuss weist hier ei-
nen hohen Bestand auf.

Zur Beurteilung der Modernisierungsbedarfe wird
héufig auf die Baujahre der Wohngebédude zurtick-
gegriffen. Die Auswertung des Wohnungsbestan-
des nach dem Baualter zeigt, dass 60 % der Gebau-
de in Diisseldorf 50 Jahre und élter sind. Insgesamt
sind rund 80 % des Wohnbestandes vor der ersten
Wirmeschutzverordnung errichtet worden und
haben von daher eine schlechte Energiebilanz, so-
weit sie nicht energetisch saniert wurden.

Abb. 17: Wohnungsbestand nach Baualtersklassen 2011

Prozent

2,56 %
1,13%

3,76 %
8,09%

4,63 %

12,77 %

17,49% 19,48%

Quelle: Amt fiir Statistik und Wahlen
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15 Die Festlegung der Baualtersklassen erfolgt anhand pragnanter Bauphasen und ab 1979 entsprechend den gesetzlichen Vorgaben mit der
1. WSVO (Wirmeschutzverordnung), 2. WSVO, 3. WSVO und der EnEV (Energieeinsparverordnung) 2002 und EnEV 2007.



Das jeweilige Baujahr der Gebéude allein gibt kei-
nen Aufschluss iiber zwischenzeitlich erfolgte
(Teil-)Modernisierungen, die in der Regel nicht
genehmigungspflichtig sind, oder den tatsich-
lichen Modernisierungs- und Instandsetzungsbe-
darf. Auch in den vergangenen Jahrzehnten waren
energetische Ertiichtigungen der Gebdaude immer
wieder Gegenstand der Gesetzgebung oder un-
terschiedlicher staatlicher Forderprogramme.
Hiervon haben die Eigentiimerinnen und Eigen-
tiimer - in unterschiedlichem Umfang und un-
terschiedlicher Qualitdt — in der Vergangenheit
bereits Gebrauch gemacht. Seit 2009 fordert die
Stadt Diisseldorf mit dem stadteigenen Forder-
programm ,,Klimafreundliches Wohnen in Diis-
seldorf® die energetische Altbausanierung priva-
ter Wohngebéude.

Die tatsdchlichen Modernisierungsbedarfe kon-
nen nur im Rahmen von individuellen Unter-
suchungen beurteilt werden. Aufgrund der verin-
derten Bauvorschriften kommen fiir eine solche
Untersuchung grundsitzlich alle Gebdude in Fra-
ge, die vor der Einfithrung der ersten gesetzlichen
Vorgabe zum Warmeschutz im Jahr 1977 fertig
gestellt waren. Allerdings gibt es auch fiir die bis
zur Einfithrung der Energieeinsparverordnung
erbauten Gebdude bereits erhobene Einsparpo-
tenziale, diese liegen oftmals in einer verbesserten
Wirmedammung der Auflenhiille und im techni-
schen Bereich.!

Hinsichtlich der Barrierefreiheit der jeweiligen
Gebdude und Wohnungen (insbesondere barriere-
freier Zugang zum Erdgeschoss und innerhalb der
Wohnung) zeigt sich ein anderes Bild. Erst seit
zehn Jahren wird dieser Aspekt in breiter Offent-
lichkeit diskutiert. Im Baurecht gibt es nach wie
vor keine entsprechenden Vorgaben, lediglich der
offentlich geforderte Wohnungsbau schreibt die
Barrierefreiheit seit 1998 bei Neubauten vor. Es ist
davon auszugehen, dass hier ein erheblicher An-
passungsbedarf besteht.
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3.3.4 Eigentumsquote

Im Jahr 2011 wurden 18,22% (60.616) aller Woh-
nungen von den Eigentiimerinnen und Eigen-
timern selbst bewohnt. Damit ist die Quote
vergleichbar hoch wie in Berlin (14,1 %), Miin-
chen (16%) und Hamburg (20,2%).!” Deutlich
tiber dem gesamtstiddtischen Durchschnitt lie-
gen die Eigentumsanteile in den Stadtteilen Hel-
lerhof (52,84 %), Kalkum (50,91 %) und Anger-
mund (49,06 %). Auch in den Stadtteilen Wittlaer
(40,50 %), Hubbelrath (38,99 %), Itter (36,51 %),
Unterbach (38,11 %), Stockum (37,84%) und
Vennhausen (36,5%) wird deutlich mehr als jede
dritte Wohnung von den Eigentiimerinnen und
Eigentiimern selbst bewohnt. Immer noch jede
dritte Wohnung wird in Ludenberg, Lohausen
und Lichtenbroich selbst genutzt. Eigentums-
quoten von unter 10% finden sich dagegen in
Oberbilk (8,26 %), Lierenfeld (8,28 %) und Flin-
gern Nord (9,32 %). Die geringsten Anteile wei-
sen mit Werten von 3,2 % bis 7,9 % die Stadtteile
Altstadt, Stadtmitte, Flingern Stid und Friedrich-
stadt auf. Zusammenfassend lésst sich festhalten,
dass die Eigentumsquote in den Stadtrandlagen/
eher durch Einfamilienhausbebauung gepragten
Stadtteilen meist iberdurchschnittlich ist. In den
innerstadtischen, zum Teil auch ehemals indust-
riell geprégten Stadtteilen hingegen leben die we-
nigsten Eigentiimerinnen und Eigentiimer in der
eigenen Immobilie.

Insgesamt betrachtet stellt in Diisseldorf die Ei-
gentumswohnung mit rund 50% die haufigste
Form des selbstgenutzten Wohneigentums dar,
gefolgt von den selbstgenutzten Einfamilien-
héusern, die rund ein Viertel des selbstgenutzten
Wohnraums ausmachen. Zwei- und Mehrfami-
lienhduser machen einen Anteil von rund 11%
bzw. 9 % aus. Den geringsten Anteil haben Grund-
stiicke mit Mischnutzung, bei denen Wohnen und
Gewerbe im selben Haus vorzufinden sind.

16 Die Disseldorfer Gebdudetypologie gibt gebdudetypische Strukturen bestimmter Baualtersklassen (G=1979-1983, J=2002-2009)
wieder. Die einzelnen Hausdatenblatter fiir die verschiedenen Gebédudetypen enthalten fiir die Gebéude eine erste Einschitzung iiber
den Sanierungsaufwand, Kosten und die hieraus resultierende Energieeinsparung. Mehr Informationen unter www.duesseldorf.de/saga/

index.shtml.

17 Quellen: Wohnungsmarktbericht Diisseldorf 2010/2011, Immobilienverband IVD und die statistischen Landesdmter Bayern und Sachsen-

Anbhalt.
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3.3.5 Wohnungsdichte

Wohnungen je Wohngebaude

Im Jahr 2011 verfiigte jedes Wohngebdude im
Durchschnitt tiber 4,77 Wohnungen. Gegeniiber
dem Jahr 2000 hat sich die Wohnungszahl je Ge-
baude um 0,05 Wohnungen verringert. Die hochs-
te Anzahl an Wohnungen je Wohngebaude weist
Friedrichstadt mit fast zehn Wohnungen auf. Es
folgen mit rund neun Wohnungen die Stadtteile
Flingern Siid, Unterbilk, Pempelfort und Stadt-
mitte. Acht Wohnungen finden sich durchschnitt-
lich in Wohngebéduden der Stadtteile Derendorf,
Oberbilk, Diisseltal und Flingern Nord. Weniger
als durchschnittlich zwei Wohnungen je Gebaude
weisen die Stadtteile Lohausen, Hellerhof, Anger-
mund und Kalkum auf. Insgesamt ist festzustel-
len, dass vor allem die zentrumsnahen Stadtteile
die grofdte Dichte aufweisen.

Wohnungen je Quadratkilometer

Die durchschnittliche Wohnungsdichte lag in
Diisseldorf im Jahr 2011 bei 1.531 Wohnungen
je Quadratkilometer (km?), davon 197 Woh-
nungen in Ein- und Zweifamilienhdusern und
1.334 Wohnungen in Mehrfamilienhdusern und
Nichtwohngebduden. Mit Abstand die hochste
Wohnungsdichte weist Friedrichstadt mit 11.050
Wohnungen je km? auf. Es folgen die Stadtteile
Unterbilk (7.645 Wohnungen je km?), Pempel-
fort (6.854 Wohnungen je km?), Diisseltal (5.418
Wohnungen je km?) und Stadtmitte (4.776 Woh-
nungen je km?). Weniger als 200 Wohnungen je
km? finden sich in den Stadtteilen Himmelgeist
(181 Wohnungen je km?), Lohausen (161 Woh-
nungen je km?), Hubbelrath (117 Wohnungen je
km?) und Kalkum (115 Wohnungen je km?).

Spitzenreiter bei den Ein- und Zweifamilien-
hausern je km” sind die Stadtteile Hellerhof (759
Wohnungen je km?), Unterrath (723 Wohnungen
je km?), Vennhausen (694 Wohnungen je km?)
und Wersten (655 Wohnungen je km?).

Auf der Ebene der Stadtbezirke weist der flichen-
grofite Stadtbezirk 5 (23,5% der Gesamtflidche)
mit 303 Wohnungen je km? die geringste, der Be-
zirk 2 mit 4.794 Wohnungen je km?* die hochste
Wohndichte auf. Die héchste Dichte an Einfami-
lienhdusern findet sich im Bezirk 10 (2.008 Woh-
nungen je km?), die geringste im Bezirk 3 (2.819
Wohnungen je km?).

Insgesamt weisen die innerstddtischen Stadtteile
eine deutlich héhere Wohndichte als die Gebiete
in den Stadtrandlagen auf.



3.3.6 WohnungsgroBien

Wohnflache

Die durchschnittliche Wohnflidche pro Wohnein-
heit lag Ende 2011 bei 71,05 m?® Aufgrund der
Veridnderungen des Wohnungsbestandes durch
Abriss und Neubau ist dieser Wert seit dem Jahr
2000 um rund einen Quadratmeter gestiegen. Mit
einer durchschnittlichen Wohnfldche von mehr
als 100 m* pro Wohneinheit liegen die Stadttei-
le Angermund (104,04 m?), Wittlaer (105,69 m?),
Kalkum (104,04 m?) und Hubbelrath (101,96 m?)
weit tiber dem stadtischen Durchschnitt. Diese
Stadtteile weisen erwartungsgemafd auch die ge-
ringsten Wohnungsdichten auf. In den Stadtteilen
mit hoher Wohnungsdichte Flingern Siid, Fried-
richstadt, Stadtmitte, Oberbilk und Lierenfeld
liegt die durchschnittliche Wohnfliche dement-
sprechend unter dem gesamtstadtischen Durch-
schnitt bei rund 60 m?.

Anzahl der Raume

Der Wohnungsbestand in Diisseldorf setzt sich zu
rund 63% aus Wohnungen mit 3 oder 4 Riumen
zusammen. Da die amtliche Statistik die Raume
einschliefflich Kiichen erfasst, sind dies in der Re-
gel Wohnungen mit 2 oder 3 Wohnraumen.

Die Zusammensetzung des Wohnungsbestandes
nach Anzahl der Rdume entspricht auf Bezirks-
ebene im Wesentlichen der gesamtstadtischen Re-
lation. Eine deutliche Abweichung findet sich je-
doch im Stadtbezirk 5: Hier verfiigen rund 44 %
der Wohnungen iiber 5 und mehr Rdume.

Rahmenbedingungen des Dusseldorfer Wohnungsmarktes

Personen je Wohnung

Im Jahr 2011 lebten im Durchschnitt 1,78 Men-
schen in jeder Wohnung, das ist eine Steigerung
von 0,02 im Vergleich zum Jahr 2000. Auf Stadt-
teilebene stellt sich die Entwicklung unterschied-
lich dar. Stadtteile mit einem hohen Anteil an Ein-
und Zweifamilienhdusern haben in den Jahren
2000 bis 2011 einen deutlichen Riickgang an Per-
sonen je Wohnung zu verzeichnen. Spitzenrei-
ter ist hierbei Hellerhof (-0,44 Personen je Woh-
nung), gefolgt von Hubbelrath (0,15 Personen je
Wohnung) und Volmerswerth (-0,15 Personen je
Wohnung). Die demografischen Effekte auf Haus-
haltsgrofie und -zusammensetzung zeigen sich
aufgrund der geringen Fluktuation in selbstge-
nutztem Wohneigentum besonders deutlich.

Wohnflache je Person

Im Durchschnitt verfiigte im Jahr 2011 jede Person
iiber 40 m*> Wohnfliche. Dieser Wert schwank-
te seit dem Jahr 2000 zwischen den Maxima 39,8
und 40,2.
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Abb. 18: Entwicklung der durchschnittlichen Wohnflache pro Person von 1990 bis 2011
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Quelle: Amt fiir Statistik und Wahlen

3.3.7 Bautatigkeit

Die durchschnittliche Anzahl der genehmigten
und fertiggestellten Neubauwohnungen betragt
seit zehn Jahren ca. 1.000 Wohnungen pro Jahr.

In den Jahren 2000 bis 2011 wurden insgesamt
11.761 Wohnungen, davon 2.618 Wohnungen in
Ein- und Zweifamilienhdusern (entspricht einem
Anteil von 22 %), neu erstellt. Die meisten Woh-
nungsneubauten (alle Segmente) finden sich in
den Stadtteilen Oberbilk (1.165 Wohnungen'$),
Bilk (1.142 Wohnungen), Wittlaer (960 Wohnun-
gen) und Wersten (685 Wohnungen).

18 Wohnungsneubauten ohne Wohnungsabbriiche.

2010

2011
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Abb. 19: Fertiggestellte Wohnungen 2000 bis 201112
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Im Jahr 2011 wurden laut amtlicher Statistik ledig-
lich 411 Wohneinheiten realisiert. Diese Zahl er-
scheint jedoch vor dem Hintergrund der Bauge-
nehmigungen im Jahr 2011 wenig plausibel und
zu niedrig. Gleiches ist fiir die Jahre 2008 bis 2010
anzunehmen. In der nachfolgenden Tabelle ist
dargestellt, wie viele genehmigte bzw. freigestellte
Wohneinheiten in den Jahren 2008 bis 2011 durch
das Bauaufsichtsamt der Stadt Diisseldorf erfasst
worden sind.

Tab. 4: Genehmigte bzw. freigestellte Wohneinheiten 2008 bis 201120

Wohneinheiten ...

... in Ein- oder Zweifamilienhdusern 141
... in Mehrfamilienhdausern 1.008 673 994 1.197

1.149 849 1.256 1.475

Quelle: Bauaufsichtsamt der Landeshauptstadt Diisseldorf, eigene Darstellung

19 Die niedrige Baufertigstellung im Jahr 2011 resultierte aus Ungenauigkeiten der amtlichen Statistik von ITNRW auf Grund von Ver-
zOgerungen bei der Riickmeldung der Statistikbogen durch den Bauherrn sowie aus génzlich fehlenden Riickmeldungen. Zukiinftig werden
im Rahmen einer verwaltungsinternen Arbeitsgruppe die amtlichen und stadtinternen Daten harmonisiert.

20 In der Zeit vom 01.01.2012 bis zum 31.12.2012 wurden insgesamt 2302 Wohneinheiten vom Bauaufsichtsamt genehmigt, davon 260 in
Ein- oder Zweifamilienhdusern und 2.042 in Mehrfamilienhéusern.
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Abb. 20: Genehmigte bzw. freigestellte und fertiggestellte Wohneinheiten 2008 bis 2011
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Quelle: Bauaufsichtsamt der Landeshauptstadt Diisseldorf und Amt fiir Statistik und Wahlen, ITNRW, eigene Darstellung

3.3.8 Baukostenindex

Wiahrend sich die Preise fiir Bauleistungen an
Wohngebéduden in Nordrhein-Westfalen von 2001
bis 2006 nur geringtiigig erhoht haben (3,5 Pro-
zentpunkte), sind sie in den Jahren 2007 bis 2011
mit 14,4 Prozentpunkten deutlicher gestiegen.

3.3.9 Geforderter Wohnungsbau

Geforderter Mietwohnungsbau

Die Zahl der Mietwohnungen mit Mietpreis-
und Belegungsbindung ist seit dem Jahr 2001 um
16.900 auf rund 20.000 zum 01.01.2012 gesunken.
Die Neubauentwicklung von geforderten Miet-
wohnungen in Diisseldorf hat sich im Laufe der

Tab. 5: Baupreisindex fiir Bauleistungen an Wohngebauden in NRW 2001 bis 2011

| 2001 | 2002 | 2003 | 2004 | 2005 | 2006 | 2007 | 2008 | 2009 | 2010 | 2011

Jahresdurch-

2 >
schnitt 98, 980 980 99,

Veranderung ge-

geniiber Vorjahr -0,2 0 +1,2
in %

Quelle: ITNRW

100 101,7 1084 1112 111,7 1133 1161

+0,8 +1,7 +66 +26 +04 +14 425



Zeit verandert. In der ersten Halfte des Jahrzehnts
konzentrierte sich die Férderung auf einige weni-
ge grofe Bauvorhaben. Seit 2005 verteilt sich die
Forderung mit kleineren Vorhaben auf das gesam-
te Stadtgebiet, mit Ausnahme des Stadtbezirks 5.
Hier wurde wihrend des gesamten Zeitraumes
kein Mietobjekt gefordert.

Auf Stadtteilebene weist Wersten den absolut
hochsten Bestand an geférderten Mietwohnungen
auf (1.800 Wohnungen). Die Spitzenpositionen
nehmen die Stadtteile Wersten, Gerresheim, Bilk
und Eller mit jeweils 1.300 bis 1.800 Wohnun-
gen ein. Gemessen am Gesamtbestand der Woh-
nungen im jeweiligen Stadtteil ist Hellerhof mit
rund 17 % Spitzenreiter, gefolgt von Himmelgeist
(16 %), Volmerswerth (16%), Wittlaer (16%),
Holthausen (14 %) und Wersten (13 %).

Rahmenbedingungen des Dusseldorfer Wohnungsmarktes

Der Anteil der geférderten Wohnungen am
Gesamtwohnungsbestand in Diisseldorf lag am
01.01.2012 bei rund 6 %.

Die Vorausberechnung der NRW.Bank auf Basis
der Daten des Jahres 2008 zeigt jedoch fiir alle Ge-
meinden den gleichen Trend: bei gleich bleiben-
den Forderraten wird sich die Zahl der gebunde-
nen Mietwohnungen alle 10 Jahre um jeweils 30 %
verringern. Aktuell riickt die NRW.Bank aufgrund
der bewilligten Zinssenkungsantrage und der re-
sultierenden verldngerten Laufzeiten der bis 2003
bewilligten Darlehen von dieser Auffassung ab.
Die tatsachliche Entwicklung der Mietpreis- und
Belegungsbindungen in diesen élteren Bestinden
wird also stirker vom Riickzahlungsverhalten der
Darlehensnehmenden bestimmt.
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Tab. 6: Zahl der Mietwohnungen mit Mietpreis- und Belegungsbindung in der Region 2000-2010

Stadt ‘ Bestand ‘ Entwicklung

2000 00-10

(abs.) (%)
Monheim 4134 808 -80,5
Niederkriichten 160 34 -78,8
Briiggen 511 196 -61,6
Mulheim a.d. Ruhr 12.675 5.534 -56,3
Willich 1449 659 -54.5
Essen 44,839 20.567 -54,1
Duisburg 52.708 24.778 -53,0
Krefeld 16.831 7.927 -52,9
Remscheid 9.866 4.698 -52,4
Viersen 5.229 2.567 -50,9
Haan 2.171 1.077 -50,4
Oberhausen 18.672 9.298 -50,2
Velbert 7.040 3.679 -47,7
Solingen 9.668 5.084 -47.4
Meerbusch 1.628 864 -46,9
Mettmann 2.350 1.260 -46,4
Wilfrath 1.247 672 -46,1
Schwalmtal -44.0

I I 7T NV A
Ratingen 5.61 1 3.221 -42.,6
Hilden 2.501 1.439 -42,5
Grevenbroich 2.968 1.739 -41,4
Neuss 13.227 7.858 -40,6
Mdénchengladbach 15.637 9.328 -40,3
Kempen 1.316 789 -40,0
Heiligenhaus 1.214 733 -39,6
Wuppertal 26.415 16.031 -39,3
Nettetal 2.191 1.340 -38,8
Grefrath 409 261 -36,2
Langenfeld 2.235 1.435 -35,8
Korschenbroich 465 306 -34,2
Koln 67.629 46.145 -31,8
Dormagen 1.900 1.301 -31,5
Tonisvorst 732 526 -28,1
Erkrath 4123 3.388 -17,8
Kaarst 425 367 -13,6
Bonn 15.009 13.307 -11,3
Juchen 609 694 14,0
Quelle:  IT.NRW/NRW.BANK



Gefordertes Wohneigentum

Seit 2000 wurden insgesamt 1.137 selbstgenutzte
Eigentumsmafinahmen geférdert. Das Forderge-
schehen stellt sich wie folgt dar:

= 50 % Bestandserwerb,
= 30 % Neubau/Ersterwerb Einfamilienhauser,
® 20 % Ersterwerb Eigentumswohnungen.

Rahmenbedingungen des Dusseldorfer Wohnungsmarktes

Tab. 7: Bezugsfertigkeit geforderter Mietwohnungen 2000 bis 2011

WE im offentlich
geforderten
Wohnungsbau

fertiggestellte WE gesamt

nungsgesellschaft Diisseldorf (SWD) dient vor-
rangig der sicheren und sozial verantwortbaren
Wohnungsversorgung der breiten Schichten der

der Gesellschaft sind Erwerb, Vermietung, Ver-
waltung und Neubau von Wohn- und Gewerbe-
raum sowie die Instandhaltung, Modernisierung
und Wertverbesserung des Bestandes. Aufgrund
der derzeit hohen Nachfrage auf dem Woh-
nungsmarkt verzeichnet die SWD nur geringe

% der offentlich geforder-
ten Wohnungen an den
gesamten WE

Leerstandsquoten und eine weitgehende Vollver-
mietung.

Durch Bestandsoptimierung wurde die Wohnqua-
litat fir die Mieterinnen und Mieter verbessert,
ohne sie dabei tiber Gebiihr mit Kosten zu be-
lasten. Auf diesem Wege konnten auch finanziell
schwicher gestellte Haushalte unterstiitzt werden.
Auf die sich wandelnden Bediirfnisse in der Bevol-
kerung hat die SWD mit dem Bau von Wohnan-
lagen fiir dltere Menschen reagiert, bei denen auch
auf die Vermittlung vorpflegerischer Dienste ge-
setzt wird.
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Damit wurde das Angebot an Dienstleistungen
von der reinen Hausverwaltung hin zu einer ganz-
heitlichen Betreuung durch ein Service-Unterneh-
men erweitert. In den letzten fiinf Jahren (Stand:
September 2012) hat die SWD sechs Neubauvor-
haben mit insgesamt 114 Wohnungen, davon 7
Gruppenwohnungen mit insgesamt 26 Wohnplat-
zen, fertiggestellt. Die Finanzierung erfolgt aus
gesellschaftseigenen Mitteln und durch Darlehens-
aufnahme. Unterstiitzung erfihrt die SWD dabei
auch durch das Land Nordrhein-Westfalen, das
zinsgiinstige Darlehen zum Wohnungsneubau
bereitstellt. Zur Durchfithrung von Mafinahmen
der Energieeinsparung und der Warmedammung
konnte die SWD sowohl auf Mittel der Stadt Diis-
seldorf als auch auf zinsgiinstige KfW-Mittel zu-
riickgreifen. Dies kommt sowohl der Umwelt als
auch den Mieterinnen und Mietern durch Redu-
zierung der Wohnnebenkosten zugute.?!

Die SWD soll ihre Aufgaben auch zukiinftig wahr-
nehmen.

3.3.11 Mieten

Uber die Mietentwicklung in Diisseldorf gibt es
keine amtlichen Erhebungen. Hilfsweise wird da-
her auf die Daten des Mietspiegels und die An-
gebotsmieten laut Zeitungsinseraten zuriick-
gegriffen. Der Mietspiegel wird erstellt vom
Mieterverein Diisseldorf e.V. sowie von Haus und
Grund Diisseldorf und Umgebung. Er erscheint
ca. alle zwei Jahre neu und ist als Basis der Ent-
scheidungen von Gerichten in Mietsachen in und
um Diisseldorf anerkannt.

Mieten nach Mietspiegel

Der Mieterverein und der Verein der Dissel-
dorfer Haus- und Grundeigentiimer befragen re-
gelmaflig ihre Mitglieder nach der Entwicklung
der Bestands- und Neubaumieten (ohne Betriebs-
und Nebenkosten = Nettokaltmiete), um die Diis-
seldorfer Mietrichtwerttabelle fortzuschreiben.

Die Entwicklung nach Mietspiegel stellt sich am
Beispiel einer 75 m? groffen Wohnung in mittle-
rer Wohnlage wie folgt dar:

Waurde im Jahr 2000 fiir eine zwanzig Jahre alte
Wohnung eine Nettokaltmiete von bis zu 8,00
Euro je m* monatlich genannt, so lag dieser Wert
im Jahr 2011 bei bis zu 9,30 Euro je m?, was einem
durchschnittlich jahrlichen Anstieg um 1,5 % ent-
spricht.

Mit einem Anstieg von 2000 bis 2011 um rund
20%, dies entspricht einem Durchschnitt von
1,8% pro Jahr, sind die unteren Mietwerte der
Baujahre bis 1976 (80% des Wohnungsbestan-
des) iiberdurchschnittlich stark gestiegen. Bei ho-
herpreisigen und neueren Wohnungen steigt die
Miete prozentual nicht so gravierend. Insgesamt
nimmt die preisliche Differenzierung ab.

Angebotsmieten in Zeitungsinseraten

Die seit 2007 stattfindende Auswertung der Miet-
angebote in lokalen Zeitungen gibt fiir 2011 ein
differenzierteres Bild wieder: im arithmetischen
Mittel liegt die geforderte Miete bei 8,60 Euro je m*
monatlich. Werden die Mietangebote nach Stadt-
teilen ausgewertet, ergibt sich jedoch ein deut-
liches Gefille in der Stadt. In den teureren Stadt-
teilen, zum Beispiel Niederkassel, Oberkassel und
Carlstadt, liegen die geforderten Mieten zwischen
12,00 Euro und 14,00 Euro. In Hubbelrath, Reis-
holz und Garath dagegen knapp unter 7,00 Euro.

21 Vgl. den Bericht ,,25 Jahre SWD Stédtische Wohnungsbaugesellschaft Diisseldorf*.
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In den teureren Stadtteilen sind die grofsen Woh-
nungen (grofler als 90 m?) tiberreprésentiert, das
hohe Mietniveau ist aber iiber alle Wohnungsgro-
f3en konstant feststellbar.

Weiterhin zeigt sich, dass der Preis je m* mit der
Grofe der Wohnung steigt.

Im iiberregionalen Vergleich (empirica: Miet-
und Kaufpreisranking, 2010) lag die Nettokalt-
miete in Diisseldorf im vierten Quartal 2011 bei
10,35 Euro je m*. Hohere Mieten wurden beispiels-
weise in Miinchen (12,99 Euro), Frankfurt a. M.
(11,68 Euro), Hamburg (11,38 Euro), Heidelberg
(11,09 Euro) und Stuttgart (10,38 Euro) erzielt.

Mietniveau in der Region

Wird in diesem Zusammenhang auch die Situa-
tion in der Region miteinbezogen, zeigt sich, dass
die hohen durchschnittlichen Mietpreise mit zu-
nehmender Entfernung zu Diisseldorf sinken.

Abb. 21: Durchschnittliche Mietpreise in der Region
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Quelle: ImmobilienScout24 (Screenshot vom 09.10.2012)
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Abb. 22: Angebotsmieten von Mietwohnungen im Bestand in Euro/m? in Diisseldorf im Vergleich

zu ausgewahlten Stadten im Jahr 2010
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Quelle: eigene Darstellung nach BBR: Immobilienpreise und Transaktionen am Wohnimmobilienmarkt. 10/2012

3.3.12 Leerstand

Neben den Preisen ist auch der Leerstand von
Wohnraum ein Indikator fiir das Funktionieren
des Wohnungsmarktes. Zunéchst ist davon aus-
zugehen, dass Leerstand die Folge dieser Krifte
ist, dass namlich Wohnungen mit den individuel-
len Ausstattungsstandards und Lagebedingungen
nicht zu den geforderten Preisen von den Haus-
halten nachgefragt werden. Das Verhalten der
Akteurinnen und Akteure am Wohnungsmarkt
allein auf Gewinn- oder Preiserwartungen zu re-
duzieren, wird jedoch nicht der Vielzahl von Mo-
tiven, Impulsen und Faktoren gerecht, die zur
Wohnungswahl oder Wohnungsvergabe fiithren.

Im Rahmen der Untersuchung des Wohnungsmark-
tes ist Leerstand insbesondere dann von Bedeutung,
wenn am Markt angebotener Wohnraum lénger als
3 Monate nicht genutzt oder vermietet wird. Bei ei-
nem Zeitraum von mehr als 6 Monaten spricht viel
fiir einen strukturellen Leerstand mit entsprechen-
den Vermietungs- oder Verkaufsschwierigkeiten.

Beim geforderten Wohnungsbestand (etwa 6 % des
Gesamtbestandes) ist kein struktureller Leerstand
zu verzeichnen. Genaue Kenntnisse zur Leer-
standssituation im freifinanzierten Wohnungsbe-
stand liegen nicht vor, sondern kénnen nur her-
geleitet werden:

Eine Moglichkeit der Ermittlung von Wohnungs-
leerstanden bietet der Riickgriff auf die Daten des
lokalen Energieversorgungsunternehmens. Dabei
werden die Daten der so genannten Leeranlagen
ausgewertet. Leeranlagen sind Verbrauchsstel-
len (Strom), die beim Auszug der Mieterinnen
und Mieter abgemeldet wurden und zum Stichtag
noch nicht wieder angemeldet waren oder vorii-
bergehend von der Hauseigentiimerin/dem Haus-
eigentiimer iibernommen wurden. Ein Merkmal
dieser Methode ist, dass die Leerstinde unabhin-
gig vom Grund erfasst werden. Das heif3t, neben
den am Markt tatsdchlich angebotenen Wohnun-
gen werden auch die Wohnungen erfasst, die leer
stehen, weil sie unbewohnbar sind, umfassend
modernisiert/instandgesetzt, unbewohnt verau-
ert oder abgerissen werden (sollen).



Die Auswertung der Stadtwerke Diisseldorf zu
den Verbrauchsstellen fiir Wohnraum, die zum
01.09.2011 abgemeldet waren oder voriibergehend
von der Hauseigentiimerin/dem Hauseigentiimer
iibernommen wurden, weist eine Quote von
4,06 % (2010: 4,17 %, 2009: 2,89 %) aus. Wird der
Zeitraum von mehr als 3 Monaten betrachtet,
ist es eine Quote von 3,35% (2010: 3,21 %, 2009:
2,15%), bei mehr als 6 Monaten sind es 2,93 %
(2010: 2,64 %, 2009: 1,81%). Auf Stadtbezirks-
ebene liegt der Maximalwert mit 5,52% (zum
Stichtag), 4,60% (> 3 Monate) und 3,99% (> 6
Monate) weiterhin im Stadtbezirk 1.

3.3.13 Wohnbauflachenpotenziale

Wohnbauflachenpotenziale in Diisseldorf

Die gegenwirtige Baugebietsreserve?? (Stand:
04.2012) umfasst 72 Baugebiete mit 170 ha Netto-
bauland. Rechnerisch kénnen auf diesen Flichen
insgesamt 13.255 Wohnungen realisiert werden,
hiervon 2.796 Grundstiicke fiir den Eigenheim-
bau und 10.459 Wohnungen fiir den Geschoss-
wohnungsbau.

Das Baufliachenpotenzial fiir den Eigenheimbau
ist vor allem in Gebieten mit niedriger Siedlungs-
dichte in Stadtrandlage, fiir den Geschosswoh-
nungsbau dagegen in den verdichteten, innerstad-
tisch gepragten Gebieten lokalisiert.
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Ein weiteres Potenzial in viel kleineren Umfang fiir
den Wohnungsbau stellen die klassischen Baulii-
cken - freie oder nur ungenutzte Grundstiicke
im Bebauungszusammenhang - dar. Insgesamt
sind derzeit 137 Bauliicken mit einer Fliche von
rund 12,7 ha bekannt. Hieraus ergeben sich ca.
340 Wohneinheiten im Geschosswohnungsbau
und ca. 209 Griindstiicke fiir den Eigenheimbau.
Die Aktivierung dieses Bauliickenpotenzials ist je-
doch abhingig von der Bereitschaft der jeweiligen
Grundstiickseigentiimerinnen und -eigentiimer,
das vorhandene Baurecht zu nutzen.

Bei einer Grobanalyse der in der Stadt vorhan-
denen Freiflichen, insbesondere der landwirt-
schaftlich genutzten Flichen wie Acker und Griin-
land, ist festzustellen, dass diese zum grofien Teil
Restriktionen unterliegen, die eine Entwicklung
von Bauland unmdéglich machen oder erschweren.
Auch die Uberschwemmungsgebiete sind nicht
bebaubar. In der nachfolgenden Karte sind neben
den landwirtschaftlichen Nutzflichen die Land-
schafts- und Naturschutzgebiete sowie die Was-
serschutzzonen I und II und die Uberschwem-
mungsgebiete dargestellt.

22 Die unterschiedlichen Zahlenwerte Diisseldorfs im Text sowie in der Tab. 8 basieren auf verschiedenen Berechnungsmethoden und -formeln.

47



48

Rahmenbedingungen des Disseldorfer Wohnungsmarktes

Abb. 23: Restriktionskarte Diisseldorf

o o, N

Quelle: eigene Darstellung



Wohnbauflachenpotenzial in der Region

Die Bezirksregierung Diisseldorf fiihrt alle drei
Jahre eine kontinuierliche Siedlungsflachen-
erhebung im Regierungsbezirk durch. Im Sied-
lungsmonitoring 2012 sind alle Reserveflachen
(Wohnbaufldchen und gewerbliche Baufldchen)
mit Stand 01.01.2012 im Regierungsbezirk Diis-
seldorf - bis auf den Kreis Wesel und die zum Re-
gierungsbezirk gehorenden Ruhrgebietsstiadte —
erfasst worden. Fiir die Stddte Duisburg, Essen,
Miilheim an der Ruhr und Oberhausen wurde
dementsprechend auf das Flicheninformations-
system Ruhr des Regionalverbandes Ruhr aus
dem Jahr 2011 zuriickgegriffen.
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In der nachfolgenden Tabelle sind die Ergebnisse zu
den Wohnbaureserven fiir die betrachtete Region
dargestellt. Zur besseren Bewertung der Potenziale
werden diese ins Verhéltnis zum Gesamtwohnungs-
bestand der jeweiligen Kommune gesetzt.

Es zeigt sich deutlich, dass in der Region noch ein
grofles Wohnbauflachenpotenzial vorhanden ist.
Hiermit ist noch keine Aussage zur Qualitit der
entsprechenden Flichen verbunden, beispiels-
weise inwieweit diese im Sinne der nachhaltigen
Siedlungsentwicklung z.B. in der Néhe eines
Haltepunktes des offentlichen Personennahver-
kehrs (OPNV) liegen.

Tab. 8: Reservepotenziale an Wohnbauflachen in der Region

Flachennutzungsplan

Stadte und

Wohnbau- WE
Gemeinden land

insgesamt

§ 34 LPIG

Anteil am
Wohnungs-
bestand

Regio-
nalplan
(GEP99)

Diisseldorf23 167 12.380
97 -

Erkrath 14 650
28 990
Heiligenhaus 4 250

2 2660
Langenfeld (Rhld.) 31 1.650

13 e
Monheim am Rhein 4 450

Velbert 66 1.650

Wilfrath 11 530

1.650 3.600 17.630 5,4%
7,3 ha - 10.969 4.2%
0 = 6.621 2,1%
170 3.510 9.530 7,7%
0 5.630 11.960 9,3%
2,1 - 2.030 2,2%
2,8 - 3.646 34%
0 320 2.140 3,5%

0 4.690 7.810 97%
60 2.340 5.650 2,9%
1.400 5.090 17.330 71%
10 1.350 2.010 9.2%
120 0 1.110 7,1%
70 880 1.200 88%
40 320 3.020 10,6%
0 180 1.830 6,6%
430 490 1.560 83%
270 180 900 4,5%
220 250 1.840 4,0%
160 670 2.480 5,7%
80 770 1.380 13,1%

Quellen: Rheinblick - das Regionalmonitoring fiir den Regierungsbezirk Disseldorf - Siedlung, Bezirksregierung Diisseldorf, August 2012, ruhr-
FIS-Flacheninformationssystem Ruhr, Erhebung der Siedlungsflichenreserven 2011, Regionalverband Ruhr, LPIG = Landesplanungsgesetz
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Tab. 8: Reservepotenziale an Wohnbauflachen in der Region

Flachennutzungsplan Regio- Anteil am
Stadte und Wohnbau- WE § 34 LPIG nalplan Wohnungs-
Gemeinden land insgesamt (GEP99) bestand

Rhein-Kreis Neuss 233 8.280 1.630 10360 20270 9,6%
17 690 140 1.440 2270 7.9%
56 1.480 10 700 2.190 7.8%
60 1.470 0 150 1.620 15,9%
11 480 120 1.050 1.650 83%
8 570 550 450 1.570 10,3%

21 730 300 3.990 5.020 17,9%
51 2670 490 2.300 5.460 7.3%
9 190 20 280 490 9,0%
414 10.650 160 5090 15870 11,5%
19 500 0 530 1.030 14,8%
24 610 0 430 1.040 15,8%
28 510 0 1.580 2.090 13,8%
94 2530 10 140 2.680 14,3%
17 590 0 350 940 13,5%
15 880 0 130 1.010 12,1%
54 1.140 0 280 1.420 10,3%
135 3.190 140 880 4210 11,1%
28 670 10 770 1.450 6.2%
SN 3201 120400  4.450 40.630  131.456 -

Quellen: Rheinblick - das Regionalmonitoring fiir den Regierungsbezirk Diisseldorf - Siedlung, Bezirksregierung Diisseldorf, August 2012,
ruhrFIS-Flacheninformationssystem Ruhr, Erhebung der Siedlungsflichenreserven 2011, Regionalverband Ruhr,
LPIG = Landesplanungsgesetz

23 Die von ITNRW ermittelten Zahlen basieren auf pauschalen Berechnungsformeln und leicht abweichenden Flachendefinitionen und
weisen von daher ein héheres Potenzial aus als die kommunale Prognose.

4 Mit Aufnahme der planerischen Titigkeiten des Regionalverbandes Ruhr im Jahr 2009 wurde fiir den Kreis Wesel sowie die zum
Regierungsbezirk gehdrenden Ruhrgebietsstidte Duisburg, Essen, Miilheim an der Ruhr und Oberhausen ein eigenstindiges
Siedlungsflichenmonitoring durchgefiihrt. Die Ubernahme der hier genannten Summe an Wohneinheiten orientiert sich dabei an der
Berechnung des Maximalansatzes.
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34 Wohnungswirtschaftliche Rahmenbedingungen

Die Analyse und Prognose der demografischen
Situation in Diisseldorf sowie die damit verbun-
dene Nachfrage- und Angebotssituation auf dem
Wohnungsmarkt belegen die zentrale Herausfor-
derung der hiesigen Stadtentwicklung, ein der
hohen und sich differenzierenden Nachfrage ent-
sprechendes Flichenangebot anzubieten - bei
gleichzeitig schrumpfenden Fldchenreserven und
unter Wahrung der vorhandenen stidtebaulichen
Qualitaten.

Dariiber hinaus nimmt seit Jahren die Bedeutung
der Qualitait des Wohnortes, des Wohnumfeldes
und des eigentlichen Wohnraums erheblich zu.
Damit einhergehend werden die Anspriiche und
Erwartungen an die Infrastruktur, die Versorgung
und den 6ffentlichen Raum sowie die Ausstattung
der Immobilie immer differenzierter. Gleichzeitig
fithren der demografische Wandel und die Wirt-
schaftskrise dazu, dass sich die Funktion der Im-
mobilie zunehmend auf ihren Wert als Vermo-
gensgegenstand fokussiert.

Entsprechend wurde zur Einschitzung der Ge-
samtentwicklung und Beurteilung der bisherigen
Handlungsansitze in Diisseldorf zusitzlich eine
kompakte Fachexpertise (,Fachbeitrag Hand-
lungskonzept Wohnen der InWIS Forschung &
Beratung GmbH, Stand: November 2012) als wis-
senschaftliche Ergdnzung in Auftrag gegeben.
Zur Vervollstaindigung und Erlduterung der woh-
nungswirtschaftlichen Rahmenbedingungen wird
in Kapitel 3.4.1 ein Auszug dieses Fachbeitrags
mit dem Thema ,Wechselwirkung zwischen Fi-
nanz- und Immobilienmarkt® vorgestellt. In Ka-
pitel 3.4.2 folgt die Darstellung der wesentlichen
Rahmenbedingungen, Strategien und Maf3nah-
men der Stddte Miinchen, Frankfurt am Main und
Stuttgart aus der Fachexpertise zum Handlungs-
konzept fiir den Wohnungsmarkt.

3.4.1 Wechselwirkung zwischen Finanz-
und Immobilienmarkt25

Zwischen Finanz- und Immobilienmirkten be-
stehen zahlreiche Wechselwirkungen. Zum einen
beeinflussen Investitions- und Finanzierungs-
bedingungen auf den Kapital- und Kreditmark-
ten die relative Vorteilhaftigkeit des Immobilien-
erwerbs gegeniiber anderen Anlageformen und
damit die Nachfrage nach Immobilien als Ver-
mogensanlage. Dies betrifft vor allem diejenigen
Segmente des Wohnungsmarkts, die sich gut zur
Kapitalanlage eignen, insb. also Wohnungen im
Geschosswohnungsbau. Auch die Nachfrage pri-
vater Haushalte nach selbstgenutzten Eigenhei-
men und Eigentumswohnungen wird mafigeb-
lich von Niveau und Entwicklung der Zinsen und
Renditen auf den internationalen Finanzmirk-
ten beeinflusst. Neben reinen Finanzmarktprei-
sen konnen sich veranderte Risikowahrnehmun-
gen und Inflationserwartungen maf3geblich auf
die Immobiliennachfrage privater und institutio-
neller Investoren auswirken. Im Gegenzug kon-
nen von der Entwicklung der Immobilienmérk-
te Auswirkungen auf die Kreditvergabepraxis und
die Stabilitat des (lokalen) Bankensystems aus-
gehen, welche wiederum selbst zu verstirkenden
Riickwirkungen auf den Immobilienmarkt fiith-
ren konnen.

25 Das folgende Kapitel ist ein Auszug aus dem Fachbeitrag ,,Handlungskonzept Wohnen Stadt Diisseldorf“ der InWIS Forschung & Beratung

GmbH (Stand: November 2012).
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Die Entwicklung der internationalen Finanz-
markte seit Beginn der Finanz- und Wirtschafts-
krise stellt einen wichtigen Baustein in der
Erklarung der aktuellen Entwicklung auf dem
Wohnimmobilienmarkt in Diisseldorf und an-
deren deutschen Grof3stidten dar. Im Einzelnen
werden verstarkt folgende Einflussfaktoren dis-
kutiert:

® ein historisch niedriges Niveau der Zinsen auf
Hypothekenkredite,

= hohe Risikopramien auf vormals als sichere
Anlagen geltende Staatsschuldentitel,

= wachsende Inflationsrisiken durch expansive
Geldpolitik und hohe Staatsverschuldung im
Euroraum

sowie
= grenziiberschreitende Immobiliendirektanlagen.

In ihrer Gesamtwirkung tragen diese Einfluss-
faktoren gegenwirtig zu einer konjunkturellen
Steigerung der Nachfrage nach Wohnungen als
Investitionsanlage in Deutschland bei. Diese Nach-
fragesteigerung betrifft Diisseldorf und andere
wachsende Grof3stadte in besonderem Maf3e, da
Wohnimmobilienanlagen an diesen Standorten
als ,,sicherer Hafen" gelten.

Die Wirkungsbeziehungen zwischen gegenwar-
tigen Entwicklungen auf den Kredit- und Kapi-
talmdrkten und dem Immobilienmarkt werden
im Folgenden tibersichtlich skizziert und in ihren
Zusammenhang zum Diisseldorfer Wohnungs-
markt gestellt.

Niveau und Entwicklung der Hypotheken-
zinsen

Da Immobilien in der Regel tiberwiegend fremd-
finanziert werden, beeinflussen die Finanzierungs-
bedingungen auf dem Markt fiir Immobilienkre-
dite mafigeblich die finanzielle Erschwinglichkeit
von Immobilien und damit die Immobiliennach-
frage. Beeinflusst wird neben dem Mietwohnungs-
vor allem das Wohneigentumssegment.

Infolge des konjunkturellen Einbruchs nach der
Finanzkrise kam es im Euroraum zu starken
Leitzinssenkungen. Die Geschaftsbanken gaben
die giinstigen Refinanzierungskosten ihrerseits
tiber sinkende Hypothekenzinsen weiter, zu-
mal die Baukonjunktur in den Jahren 2008 und
2009 auflerst schwach war. Durch die seit linge-
rer Zeit historisch niedrigen Hypothekenzinsen
hat das selbstgenutzte Wohneigentum fiir priva-
te Haushalte inzwischen relativ zur Mietwohnung
deutlich an Attraktivitit gewonnen. Von vielen
Kreditnachfragenden werden kiinftig wieder stei-
gende Zinssdtze erwartet. Zahlreiche Haushal-
te, fiir die sich die Frage der Wohneigentumsbil-
dung frither oder spiter ohnehin gestellt hitte,
nutzen die derzeit ausgesprochen giinstigen Fi-
nanzierungsbedingungen deshalb fiir einen vor-
gezogenen Immobilienkauf. Als weiterer nach-
fragestarkender Effekt kommt die im Jahr 2008
eingefiihrte Wohnriester-Forderung hinzu. Auf-
grund der dynamischen Entwicklung der Mieten
vor allem bei grofien Mietwohnungen in Diissel-
dorf und anderen wachsenden Grof3stadten ver-
suchen private Haushalte zudem, sich durch Er-
werb selbstgenutzten Wohneigentums gegeniiber
kiinftigen Mietsteigerungen abzusichern. In der
Folge werden verstérkt vergleichsweise grof3e und
innenstadtnahe Eigentumswohnungen, aber auch
Ein- und Zweifamilienhduser am Stadtrand nach-
gefragt. In der zurzeit starken Nachfrage nach in-
nerstiddtischen Eigentumswohnungen kommt der
Praferenzwandel zahlreicher Haushalte zu Guns-
ten des urbanen Wohnens zum Tragen.

Zusammen mit Hohe und Entwicklung der Hy-
pothekenzinsen sind fiir die kurzfristige Wirkung
der Kreditmarkte auf den Wohnimmobilienmarkt
die Verdnderungen im Kreditvolumen bzw. Neu-
kreditgeschift entscheidend. Diese Anderungen
werden maf3geblich durch die Kreditvergabepra-
xis der (lokalen) Banken beeinflusst. Die wichtigs-
te Stellschraube bildet die Hohe des Beleihungs-
auslaufs: insbesondere in Aufschwiingen am
Immobilienmarkt kénnten Banken zu niedrige
Eigenkapitalanteile verlangen, um Kreditnachfra-
gepotenzial bei eigenkapitalschwicheren Kredit-
nachfragenden zu erschlieflen. Dieser Effekt ver-
starkt die Wirkung niedriger Bauzinsen auf die
Immobiliennachfrage. Fiir die langfristige Wir-



kung des Kreditmarkts auf die Immobilienmérk-
te ist vor allem die Dauer der vereinbarten Zins-
bindung mafigeblich: je grofler der Anteil variabel
verzinster Darlehen am Gesamtkreditvolumen ist,
desto grofler ist der Anteil des von den Kredit-
nehmenden getragenen Zinsrisikos. Kommt es zu
kurzfristigen Erhchungen der Zinsen am Kapital-
markt, besteht aufgrund héherer Zahlungsausfall-
risiken die Gefahr negativer Riickwirkungen auf
den (lokalen) Immobilienmarkt.

Trotz des sehr niedrigen Zinsniveaus sind der-
zeit allenfalls moderate Ausweitungen der Kredit-
volumina im Baukreditbereich zu beobachten.
Die steigenden Immobilienpreise haben sich
noch nicht positiv auf die Kreditvergabe ausge-
wirkt bzw. zu einer weniger restriktiven Kredit-
vergabepraxis gefithrt, was mafigeblich auf das
am Vorsichtsprinzip ausgerichtete Immobilien-
finanzierungssystem in Deutschland zuriickzu-
fithren ist. Gemaf3 représentativer Umfragen zum
Kreditangebotsverhalten (Bank Lending Survey)
haben die immobilienfinanzierenden Banken in
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Deutschland bislang weder im gewerblichen Woh-
nungsbaugeschift noch im Geschaft mit privaten
Haushalten ihre Kreditstandards und Eigenkapi-
talanforderungen verdndert. Insbesondere findet
keine Ausweitung des Geschifts auf risikoreiche-
re Anlegergruppen statt, vor allem bei Immobi-
lienkrediten an Private werden sogar steigende
Zinsaufschlage verlangt. Kredite mit langen Zins-
bindungen machen nach wie vor den Hauptteil
neu vergebener Immobilienkredite aus; ihr rela-
tiver Anteil ist zuletzt sogar leicht gestiegen. Vor
allem bei den Privathaushalten wird das niedrige
Zinsniveau offenbar statt grofieren Finanzierun-
gen vorrangig dazu genutzt, hohere Tilgungsraten
und eine langfristige Sicherung der Niedrigzinsen
zu vereinbaren. Die ohnehin hohen Eigenkapital-
anteile im privaten Wohnungsbau erhéhen sich
aufgrund mangelnder Anlagealternativen derzeit
tendenziell sogar. Auch institutionelle Anlegerin-
nen und Anleger, die im Vergleich zu Privaten mit
vergleichsweise hohen Fremdkapitalhebeln arbei-
ten, sind derzeit vor allem an einer sicheren Anla-
ge ihres Eigenkapitals interessiert.

Abb. 24: Effektivzinssatze fiir besicherte Wohnungsbaukredite an private Haushalte

(Neugeschift, in Prozent) 2003 bis 2012
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Quellen: Deutsche Bundesbank, InWIS Forschung & Beratung GmbH (2012)
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Abb. 25: Wohnungsbaukredite an private Haushalte (Neugeschaft, in Mio. Euro)
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Hohe Risikopramien auf vormals als sichere
Anlagen geltende Staatsschuldentitel

Neben den sehr giinstigen Finanzierungs-
bedingungen stellt die mit der Verscharfung der
Staatsschuldenkrise im Euroraum aufgekommene
Verunsicherung auf den internationalen Kapital-
mirkten eine weitere Triebfeder der starken Nach-
frage nach Wohnimmobilien in Diisseldorf dar.
Durch die Eurokrise hat sich das Spektrum fest-
verzinslicher Staatsschuldpapiere mit sehr guter
Bonitdt dramatisch verengt. Da institutionelle An-
legerinnen und Anleger wie Versicherungen und
Pensionsfonds gesetzlich zur Haltung entspre-
chender Wertpapiere verpflichtet sind und zudem
wesentlich risikoscheuer als vor der Krise agie-
ren, fragen sie verstdrkt als sicher geltende deut-
sche Staats- und Unternehmensanleihen nach.
Die durch entsprechende ,Safe haven®-Kapital-
zufliisse an den internationalen Anleihemarkten
steigenden Kurse driicken die Realzinsen fest-

verzinslicher Wertpapiere deutscher Emittenten
derzeit in den Negativbereich. Dieser Mechanis-
mus erhoht zum einen die relative Attraktivitat
von Immobilieninvestitionen gegeniiber Finanz-
investitionen am Kapitalmarkt, zum anderen wird
die Refinanzierung fiir immobilienfinanzierende
Kreditinstitute am Kapitalmarkt tendenziell er-
leichtert.
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Abb. 26: Umlaufrendite deutscher Wertpapiere am Kapitalmarkt
(Monatsdurchschnitte) 2007 bis 2012
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Als Folge dieser Entwicklung ist gegeniiber den
Jahren 2009 und 2010 derzeit eine deutliche Bele-
bung des Wohnungsinvestmentmarktes zu erken-
nen. Die niedrigen Renditen langfristiger Wert-
papiere erhohen derzeit vor allem die Nachfrage
nach vermieteten Geschosswohnungen, da die-
se sich besonders gut zur Kapitalanlage eignen.
Schwerpunkte der Entwicklung sind neben Diis-
seldorf vor allem Berlin und Miinchen, aber auch
alle weiteren A-Standorte. Unter den Investieren-
den sind zum einen Institutionen wie Versiche-
rungen, Pensions- und Immobilienfonds, aber
auch vermogende Private. Um variabel zu blei-
ben und ihre Vermogensportfolios kurzfristig an
Veranderungen auf dem Kapitalmarkt anpassen
zu konnen, investieren vor allem Versicherungen
und Pensionsfonds vorwiegend in indirekte Im-
mobilienanlagen. Immobilienfonds und Private
bevorzugen dagegen den Weg der Direktanlage.
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Die erhohte Nachfrage nach Kapitalanlageobjek-
ten lasst die Kaufpreise im Geschosswohnungs-
segment zurzeit spiirbar ansteigen. Die hohe At-
traktivitdt diirfte noch eine Weile andauern,
insbesondere solange sichere alternative Anlage-
formen derart gering verzinst bleiben. Zur glei-
chen Zeit ist zu berticksichtigen, dass vor allem
direkte Immobilienkdufe im groflen Stil von Sei-
ten institutioneller Anlegerinnen und Anleger
nicht zu erwarten sind. Diese Interessentengruppe
ersetzt im Zuge der Eurokrise zunehmend Ge-
werbe- durch Wohnimmobilien in ihren Invest-
mentportfolios, und gerade auf dem Diisseldorfer
Markt war vor allem das Biiroimmobiliensegment
im Vergleich zu Wohnimmobilien zuletzt weni-
ger attraktiv. Dennoch stellen direkt gehaltene
Wohnimmobilien fiir institutionelle Anlegerin-
nen und Anleger ein gewisses Flexibilitdtshemm-
nis dar und lassen sich kurzfristig oft nur mit Ver-
lusten verduflern.

Wachsende Inflationsgefahr durch expansive
Geldpolitik und hohe Staatsverschuldung im
Euroraum

Vor allem bei privaten Kapitalanlegerinnen und
-anlegern wird das gegenwirtige Interesse an
Wohnimmobilien auch von Inflationsdngsten ge-
stiitzt. In der Tat ist die derzeitig unkonventionell
expansive Geldpolitik der Européischen Zentral-
bank bemerkenswert. Seit Beginn der Finanzkrise
befinden sich die Zentralbankzinsen im Euroraum
nahe der Nullzinsgrenze. Der fehlende Spielraum
fir weitere Leitzinssenkungen und zuletzt vor al-
lem die hohen Zinsaufschldge auf Staatsanleihen
der stark verschuldeten Mitgliedsldnder der Euro-
zone haben die Europiische Zentralbank wieder-
holt zu direktem Aufkauf von Anleihen am Kapi-
talmarkt veranlasst, um die langfristigen Zinsen
zu senken. Durch die entsprechende Ausweitung
der Geldmenge besteht langfristig in der Tat die
Gefahr einer anziehenden Inflation im Euroraum.
Die Hohe der Inflation sollte jedoch nicht iiber-
schitzt werden und hingt stark von der konjunk-
turellen Entwicklung in den krisengeschiittelten
Siidlandern der Eurozone ab. Die mittelfristigen
Inflationserwartungen auf den Finanzmairkten
sind derzeit offenbar noch niedrig.

Wohnimmobilien gelten gemeinhin als Anlage-
klasse mit gutem Inflationsschutz. Zwar hingt die
reale Rendite von Immobilieninvestitionen von
vielen Faktoren ab, dennoch machen wachsende
Inflationsgefahren Wohnimmobilien tendenziell
attraktiver. Immobilienkdufe werden in der Re-
gel iiberwiegend fremdfinanziert, sodass Immo-
bilieninvestoren zumindest dann von einer ho-
heren Inflation profitieren, wenn sich diese im
gegenwdrtigen Marktzinsniveau noch nicht wi-
derspiegelt und lange Zinsbindungen vereinbart
wurden. Derzeit befinden sich sowohl die Kern-
inflation (Inflationsrate ohne Energietrdger und
unverarbeitete Nahrungsmittel) als auch die Infla-
tionserwartungen in Deutschland noch auf einem
niedrigen Niveau, sodass weder die sehr niedri-
gen Bauzinssitze noch die langfristigen Kapital-
marktzinsen kiinftige Inflationsgefahren deutlich
widerspiegeln. Zudem folgte die Entwicklung der
Mieten zuletzt in Diisseldorf und anderen wach-
senden Ballungsraumen mindestens der allgemei-
nen Teuerung, sodass sowohl Selbstnutzende als
auch Anlegerinnen und Anleger in vermietbaren
Objekten ein weiteres Motiv des Inflationsschut-
zes haben. Ein entsprechender Schutz lasst sich
allerdings nur langfristig realisieren, die Immobi-
lien miissen also iiber einen dauerhaften Investi-
tionshorizont gehalten werden.

Grenziiberschreitende Immobiliendirekt-
anlagen

Wachsende Ballungsraume in Deutschland gelten
derzeit als sicherer Hafen fiir Immobilienkapital-
anlagen. Vor dem Hintergrund der schwelenden
Eurokrise wére denkbar, dass neben heimischen
Investierenden auch ausliandische Kapitalanle-
gerinnen und -anleger — insbesondere aus den
stideuropaischen Krisenldndern - verstarkt Woh-
nungen in wachsenden Metropolregionen als In-
vestment nachfragen. Dies wiirde die ohnehin
stabile heimische Nachfrage zusitzlich verstér-
ken. Fiir entsprechende Investitionskapitalzufliis-
se spriache zudem, dass Wohnimmobilien in Diis-
seldorf und anderen wachsenden Ballungszentren
im internationalen Vergleich weiterhin als giinstig
einzustufen sind. Viele wachsende Grofistadte in
anderen europiischen Landern weisen wesentlich
hohere Kaufpreise auf.



Wie grof8 die in den Diisseldorfer Wohnimmo-
bilienmarkt investierten ausldndischen Kapi-
talzufliisse sind, lasst sich nicht direkt quantifi-
zieren. Eine Vielzahl an Fachkundigen berichtet
tiber ein deutlich gestiegenes Interesse ausldndi-
scher Kapitalanleger an Investitionsmoglichkei-
ten in den deutschen und auch den Diisseldorfer
Immobilienmarkt. Festzuhalten ist aber auch, dass
die Zahl an Anlagemoglichkeiten iiberschaubar
ist. Entsprechend diirften zwar das zunehmende
Interesse und auch die Bereitschaft Risikokapital
zur Verfiigung zu stellen durchaus preistreibend
wirken, in belastbaren Statistiken ist dies aber
noch nicht abzulesen. Aktuelle gesamtwirtschaft-
liche Zahlen der Bundesbank lassen vermuten,
dass Geldfliisse auslandischer Investierender fiir
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die derzeitige Entwicklung in Diisseldorf und an-
deren wachsenden Grofistadten eine eher unter-
geordnete Rolle spielen. Zwar zeigen die steigen-
den Target2-Salden zuletzt Nettokapitalzufliisse
vor allem aus den europiischen Krisenlandern an,
der Umfang ausldndischer Kdufe auf dem Immo-
bilienmarkt ist jedoch offenbar gering. Die inves-
tierten Betrage bewegen sich seit 2008 stabil zwi-
schen 0,2 und 2 Milliarden Euro. Per Saldo wurde
im Jahr 2011 das von auslindischen Personen/
Unternehmen gehaltene Immobilienvermégen in
Deutschland sogar deutlich verringert (was aber
auch auf Portfolio-Umschichtungen von schwa-
chen hin zu starken Mérkten zuriickgefiihrt wer-
den konnte).

Abb. 27: Auslandische Investitionen und Desinvestitionen auf dem deutschen Immobilienmarkt 2011

nach Herkunftsland (in Mio. Euro)
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Quellen: Deutsche Bundesbank, InWIS Forschung & Beratung GmbH (2012)

57



58

Rahmenbedingungen des Disseldorfer Wohnungsmarktes

Potenzielle Riickwirkungen eines Preis-
aufschwungs am Immobilienmarkt auf die
(lokalen) Finanzmarkte
Finanzmarktentwicklungen tiben nicht nur Ein-
fluss auf die Immobilienmarkte aus, vielmehr
konnen von der Entwicklung der Immobilien-
mirkte auch Riickkopplungen auf das Finanzsys-
tem ausgehen. Diese Riickkopplungen betreffen
insbesondere das Kreditvergabeverhalten immo-
bilienfinanzierender Banken und das Kreditnach-
frageverhalten privater Immobilieninvestieren-
der. Zum einen werden Liquiditdt und Solvenz
des Bankensystems von der Bedienung der aus-
gereichten Kredite und der Wertentwicklung der
zugrunde liegenden Objekte beeinflusst (sog. Bi-
lanzkanal). Zum anderen kénnen Preissteigerun-
gen auf Immobilienmarkten zu einer expansive-
ren und riskanteren Kreditvergabepraxis fithren
(sog. Kreditkanal). Zuletzt konnen steigende
Immobilienpreise eine positive Riickwirkung auf

die Immobiliennachfrage privater und institu-
tioneller Anlegerinnen und Anleger auslosen, da
steigende Immobilienwerte weitere Investitionen
erschwinglicher erscheinen lassen (sog. Vermo-
genskanal). Je grofler die Riickwirkungen der Im-
mobilienmarkte auf die Immobilienfinanzierung
sind, desto eher kann es zu einer kreditfinanzier-
ten Perpetuierung von Preissteigerungen am Im-
mobilienmarkt und letztlich zur Entwicklung von
spekulativen Immobilienblasen kommen.

Die Gefahr sich selbst verstarkender Riickkopp-
lungen ist in Deutschland derzeit allenfalls als sehr
begrenzt anzusehen. Grund fiir diese Annahme
ist vor allem das am Vorsichtsprinzip ausgerichte-
te Immobilienfinanzierungssystem. Folgende ins-
titutionellen Merkmale sind hier hervorzuheben:

Abb. 28: Stabilitatsfordernde Faktoren im deutschen Wohnungsbaufinanzierungssystem

Zinsbindung

Bei der Vergabe von Hypothekenkrediten
dominieren nach wie vor die langfristigen
Zinsbindungen. Knapp 70% der seit Anfang 2009
an private Haushalte vergebenen Darlehen haben
eine Zinsbindungsdauer von mehr als 5 Jahren,
30% sogar von mehr als 10 Jahren. Diese
langfristige Fixierung der Hypothekenzinsen
macht die deutschen Wohnimmobilienmarkte
weniger anféllig fiir kiinftige Zinsschwankungen
auf den Kapitalmarkten.

Wertermittlung

Immobilienfinanzierungen kniipfen in der Regel
nicht an den aktuellen Marktwert, sondern an den
Beleihungswert der finanzierten Immobilien an.
Im Gegensatz zu marktwertorientierten Bewer-
tungssystemen steigt der Wert der Sicherheiten
daher bei Preisaufschwiingen am Immobilien-
markt nicht automatisch mit, die Maglichkeit
positiver Riickwirkungen von Preissteigerungen
auf die Neukreditvergabe wird erheblich
eingeschrankt.

Quelle: InWIS Forschung & Beratung GmbH (2012)

Beleihungsauslauf

Die  durchschnittliche  Beleihungshdhe  bei
Immobilienkrediten an private Haushalte liegt in
Deutschland bei etwa 75% des Immobilienwerts.
Die nach wie vor hohen Eigenkapitalanforde-
rungen dampfen die Nachfrage und stellen eine
SchutzmaBnahme gegeniiber kiinftigen Uberschul-
dungen und Zwangsverkaufen vor.

Refinanzierung

Die im deutschen Wohnungsbaufinanzierungs-
system dominierenden Refinanzierungsformen der
Pfandbriefe und Bauspareinlagen begiinstigen in
ihrer Ausgestaltung langere Zinsbindungen und

Zinsaufschlédge fiir riskantere Darlehen. Die hohen

regulatorischen Anforderungen an die Refi-
nanzierung von Immobilienkrediten in Deutsch-
land haben die Herausbildung eines Subprime-
Segments am Hypothekenmarkt verhindert.




Aufgrund der dargestellten Merkmale ist der deut-
sche Wohnimmobilienmarkt weniger empfing-
lich fiir sich selbst verstidrkende Preisschwankun-
gen als z. B. der amerikanische oder der britische
Wohnimmobilienmarkt. Vor allem die Abstellung
auf Beleihungs- statt Marktwerte und die Domi-
nanz langfristiger Zinsbindungen wirken sich
ddmpfend auf die Interaktion von Finanz- und
Immobilienmarkt aus. Die oben aufgefiihrten in-
stitutionellen Rahmenbedingungen sind iiber-
wiegend auf nationale Gesetze zuriickzufiihren
und unterscheiden sich regional nur begrenzt.
Lokale Banken haben daher nur eingeschriank-
te Moglichkeiten, bei Aufschwiingen am lokalen
Immobilienmarkt verstarkend in den Prozess ein-
zugreifen. Gerade bei der Vergabe riskanterer Hy-
pothekenkredite ist es fiir Banken wichtig, auch
die langfristige Preisentwicklung auf dem (loka-
len) Immobilienmarkt zu bewerten, da hiervon
der Wert ihrer Sicherheiten abhingt. Da die Kre-
ditvergabe tiberwiegend auf Beleihungswerte ab-
stellt, miissen die Banken dabei auch Negativsze-
narien durchspielen. Die Kreditvergabepraxis ist
keineswegs an der Erwartung dauerhaft steigen-
der Marktwerte ausgerichtet.

Gibt es eine spekulative Preisblase am
Diisseldorfer Wohnungsmarkt?
Immobilienpreisblasen zeichnen sich als Pha-
sen andauernder, sich beschleunigender Preis-
steigerungen aus, die einzig auf erwartete Preis-
steigerungen in der Zukunft zuriickgehen. Die
fundamentalen Ertrige einer Immobilieninves-
tition — die Mieteinnahmen bzw. beim selbstge-
nutzten Wohneigentum die Einsparung von Miet-
zahlungen - treten bei spekulativen Preisblasen
hinter das Anlagemotiv erwarteter Wiederver-
kaufsgewinne zuriick.

Steigen die Kaufpreise in einer Stadt {iber einen
lingeren Zeitraum deutlich stirker an als die Mie-
ten und Haushaltseinkommen, kann dies ein In-
dikator einer Preisblase sein. In diesem Fall halt
die lokale Kaufkraft- und Beschéftigungsentwick-
lung nicht Schritt mit der Entwicklung am lokalen
Immobilienmarkt. Die Mietrenditen sinken unter
ein fundamental zu rechtfertigendes Niveau, und
Kéufe werden letztlich nur aus der Erwartung stei-
gender Wiederverkaufswerte motiviert. Die Ent-
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wicklung in Diisseldorf zeigt gleichwohl ein an-
deres Bild: in den letzten zwei Jahren sind nicht
nur die Preise gestiegen, sondern (allerdings im
Durchschnitt) auch die Einkommen und Mieten
(vgl. Kapitel 2). Vor allem junge Arbeitsplatzwan-
derer ziehen verstdrkt in innerstadtische Stadt-
bezirke, sodass die Mieten dort bestidndig anzie-
hen. Die steigenden Kaufpreise — insbesondere
im Segment der Bestandseigentumswohnungen —
sind somit weniger Ausdruck einer spekulativen
Preisblase, als durch steigende Mieten (gerade im
Segment grofierer Mietwohnungen) sowie nied-
rige Finanzierungskosten fundamental gerecht-
fertigt. Hohe Qualitdtsanspriiche und ein im
Vergleich zur iibrigen Wohnungsmarktregion
ausgesprochen hohes Niveau der Baulandpreise
sorgen gleichzeitig fiir hohe Preise im Neubau.

Neben der demografischen Entwicklung und der
Entwicklung der Einkommen wird die aktuelle
Entwicklung am Diisseldorfer Wohnungsmarkt
sehr stark von kurzfristigen, finanzmarktbeding-
ten Veranderungen der Investitionsnachfrage
nach Bestandsimmobilien ausgeldst. Diese Veran-
derungen betreffen sowohl die Nachfrage nach
Eigenheimen und Eigentumswohnungen zur
Selbstnutzung als auch Geschosswohnungen zur
Kapitalanlage. Die durch niedrige Hypotheken-
zinsen, niedrige Wertpapierrenditen und zuneh-
mende Inflationsangst getriebene zusitzliche
Investitionsnachfrage trifft auf ein strukturell
langsam reagierendes Immobilienangebot; stei-
gende Preise auf den Bestandsmérkten sind die
logische Konsequenz. Da die Baugenehmigungen
in Diisseldorf vor allem im Geschosswohnungs-
segment in den letzten Jahren deutlich hinter
dem langfristig prognostizierten Bedarf zuriick-
geblieben sind, reichen die Fertigstellungen nicht
aus, um der zusdtzlichen Nachfrage nach Woh-
nungen entsprechen zu kénnen. In der Tat wa-
ren die dkonomischen Rahmenbedingungen im
Mietwohnungsbau iiber die letzten Jahre hin-
weg tendenziell ungiinstig. Dabei spielten insb.
die Abschaffung der degressiven Abschreibung,
Investitionshemmnisse im Mietrecht (z.B. stei-
gende Anforderungen an energetische Standards
bei eingeschrinkten Uberwilzungsmaoglichkei-
ten auf Mieterinnen und Mieter) sowie die mas-
sive Unsicherheit iber kiinftige Fordermodelle
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und steuerliche Behandlung im Bereich der ener-
getischen Sanierung eine tragende Rolle. Proble-
matisch ist in diesem Zusammenhang ebenfalls
zu sehen, dass die Forderung des sozialen Woh-
nungsbaus in den vergangenen Jahren kontinu-
ierlich gesunken ist.

Dass sich finanzmarktbedingte Aufschwiinge am
Wohnimmobilienmarkt zunichst auf grofie Bal-
lungsrdume konzentrieren und erst sukzessive
auf andere Teilrdume ausbreiten, ist ein sehr ty-
pisches Phianomen. Eine entsprechende Entwick-
lung war bereits bei zahlreichen fritheren Auf-
schwiingen am Wohnimmobilienmarkt - auch
international - zu beobachten. In ihr kommt vor
allem die Anziehungskraft grofier Ballungsraume
tiir private und institutionelle Immobilieninvesto-
ren zum Ausdruck, die im Rahmen ihrer Kapital-
anlagemoglichkeiten zunachst auf vergleichswei-
se liquiden und transparenten Wohnungsmérkten
mit hohen Transaktionsvolumina aktiv werden.
Zugleich konzentrieren sich renditeorientierte
Immobilieninvestoren auf Wohnungsmarktregio-
nen, die auch mittelfristig demografisch und wirt-
schaftlich wachsen werden.

In Anbetracht der der aktuellen Entwicklung zu-
grunde liegenden Faktoren ist davon auszugehen,
dass die Preissteigerungen in ihrer derzeitigen
Hohe nicht dauerhaft Bestand haben werden.
Sollte es konjunkturbedingt oder aufgrund stei-
gender Inflationsgefahren zu einer schrittweisen
Anhebung der Leitzinsen im Euroraum kommen,
werden auch die Hypothekenzinsen wieder anzie-
hen. Anstehende Regulierungsreformen wie Ba-
sel IIT konnten Immobilienkredite zudem mittel-
fristig verteuern. Sollten die Kapitalmarktakteure
durch eine tragfihige Losung der Staatsschulden-
problematik wieder Vertrauen in die Staatsfinan-
zen im Euroraum zuriickgewinnen, diirfte es zu
einem steigenden Druck auf die Kurse deutscher
Staatsanleihen kommen, sodass auch die Kapital-
marktrenditen wieder ansteigen diirften. Bei einer
dauerhaften Wachstumsschwiche der europii-
schen Krisenlander besteht gleichwohl die Gefahr,
dass die Geldpolitik im Euroraum fiir Deutschland
tiber einen ldngeren Zeitraum zu expansiv bleibt.
Die Kreditvolumina am Immobilienmarkt sind
vor diesem Hintergrund genau zu beobachten.

Neben finanzmarktinternen Prozessen treten der-
zeit auch auf dem Diisseldorfer Wohnungsmarkt
selbst Anpassungen auf, die der derzeitigen Preis-
entwicklung mittelfristig entgegenwirken sollten.
Zum einen setzen die steigenden Bestandspreise
in Kombination mit den steigenden Neuvermie-
tungsmieten starke Anreize fiir private Bauher-
ren, in zusitzlichen Wohnungsbau zu investie-
ren. Dies gilt gerade fiir jene Segmente, bei denen
der Preisdruck am Markt derzeit am grofiten ist.
Die derzeitige Verbesserung der preislichen Rah-
menbedingungen fiir den Wohnungsbau féllt in
Diisseldorf sogar stiarker aus als in einigen ande-
ren wachsenden deutschen Grof3stidten, in denen
die Investitionsrenditen zuletzt stagnierten (z.B.
in Stuttgart). Zum anderen wird davon ausgegan-
gen, dass das Mietsteigerungspotenzial in Diissel-
dorf nicht ausreicht, um auch dauerhaft steigen-
de Kaufpreise zu rechtfertigen. Da die am Markt
agierenden Personen die Gefahr von Uberbewer-
tungen sehr genau im Auge haben, diirften stei-
gende Preis-Miet-Relationen bzw. sehr niedrige
Mietrenditen schnell zu einer Abschwichung der
Nachfrage fiithren. Sofern die Fertigstellungszah-
len dauerhaft auf das langfristige Bedarfsniveau
zuriickkehren und sich die Mietentwicklung ab-
schwicht, kann auch von einer Entspannung der
Preisentwicklung ausgegangen werden.

Neben der Entwicklung der Baukosten bildet eine
wichtige Voraussetzung fiir steigende Fertigstel-
lungen, dass ausreichend geeignetes Bauland zur
Verfiigung gestellt und zudem der Planungs- und
Genehmigungsprozess beschleunigt und verein-
facht wird. Spekulative Blasen sind in der Vergan-
genheit vor allem in Metropolregionen aufgetre-
ten, in denen permanente Nachfrageiiberhiange
aufgrund eines inflexiblen Immobilienangebots
zu einem dauerhaften Aufwirtstrend bei den Im-
mobilienpreisen gefithrt haben, welcher dann von
Anlegerinnen und Anlegern stetig in die Zukunft
fortgeschrieben wurde. Bei der Anpassung des
Marktes an steigende Preise ist unbedingt auch
die Angebotsentwicklung im Umland zu beriick-
sichtigen. Die Stadt Diisseldorf und ihre Um-
landgemeinden miissen deshalb noch verstirkter
gemeinsame Konzepte entwickeln, um das Wachs-
tum der Stadt angemessen steuern zu koénnen.



3.4.2 Wohnungsmarktsituation und Hand-
lungsansatze in weiteren wachsenden GroB3-
stadten Deutschlands

Rahmenbedingungen

Die InWIS Beratung & Forschung GmbH stellte
fest, dass in allen betrachteten Stiddten die Anzahl
preisgebundener Wohnungen im Bestand auf-
grund auslaufender Belegungsbindungen riick-
ldufig ist.

Wihrend Diisseldorf nach Angaben der NRW.
BANK bis zum Jahr 2039 einen Verlust von -14,5
Prozent im Segment der geférderten Mietwoh-
nungen verzeichnen wird, wird die Entwicklung
in Hamburg oder Frankfurt z. T. drastischer sein.
In Frankfurt hat sich bereits in den vergange-
nen zehn Jahren der preisgebundene Bestand von
tiber 40.000 Wohnungen auf aktuell etwa 32.000
Wohnungen reduziert. Eine dhnliche Entwick-
lung wird sich auch in Zukunft fortsetzen. Die
Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt hat
fur die Stadt Hamburg ebenfalls prognostiziert,
wie sich der preisgebundene Wohnungsbestand
bis zum Jahr 2020 entwickelt: ohne Berticksich-
tigung stattfindender Neubauaktivitdt und Ver-
langerung von Bindungen wird sich die Anzahl
von derzeit 165.000 Wohnungen auf 65.000 Ein-
heiten verringern.

Rahmenbedingungen des Dusseldorfer Wohnungsmarktes

Die stirkste Dynamik auf dem Diisseldorfer Woh-
nungsmarkt verzeichnen Neubau-Angebote in
Form von Miet- und Eigentumswohnungen. Im
Vergleich mit weiteren wachsenden Grof3stidten
ergibt sich folgendes Bild:

Der Vergleich der Preisentwicklung fiir Neu-
bau-Mietwohnungen in den vier abgebildeten
Grofstadten untermauert die starke Preisdyna-
mik der Stadt Diisseldorf im Zeitraum 2007 bis
2012. Wihrend in den drei Grofistiadten Frankfurt
am Main, Miinchen und Stuttgart jahrliche Preis-
steigerungen um 2 bis etwa 4 Prozent zu verzeich-
nen sind, hebt sich der Diisseldorfer Markt von
dieser Entwicklung nochmals deutlich ab.

61



Rahmenbedingungen des Diisseldorfer Wohnungsmarktes

Tab. 9: Preise fiir Neubau-Mietwohnungen in Diisseldorf im Vergleich zu ausgewahlten Stadten von 2007
bis 2012. Durchschnittlicher Mietpreis in Euro/m?

Jahr/Quartal ‘ Frankfurt a. M. Miinchen Stuttgart Diisseldorf

11,73 12,24 9,84 9,35
11,73 11,99 10,42 9,04
11,90 12,25 10,81 9,39
11,89 12,18 10,72 9,65
12,47 12,40 10,60 10,83
12,58 12,87 11,38 10,51
12,44 13,37 10,18 10,27
12,68 13,14 11,37 10,72
12,31 1297 10,54 11,57
12,28 13,39 10,61 1093
12,42 13,52 10,62 10,88
13,49 13,01 11,09 11,13
12,66 13,05 11,07 1092
12,68 13,30 10,84 10,78
12,77 13,66 10,90 11,08
12,79 13,35 11,04 11,55
12,58 13,78 1096 11,95
12,59 13,78 11,20 12,23
12,87 14,17 11,04 12,18
13,17 14,33 11,65 12,57
12,95 14,92 11,78 12,49
13,18 15,01 11,79 12,35

Quelle: ImmobilienScout24, InWIS Forschung & Beratung GmbH (2012)
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Abb. 29: Indexentwicklung fiir Neubau-Mietwohnungen in ausgewahlten GroBstadten
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Quelle: ImmobilienScout24, InWIS Forschung & Beratung GmbH (2012)

Differenzierter stellt sich die Preisentwicklung bei
Neubau-Eigentumswohnungen dar. Im Vergleich
der abgebildeten Grofistadte ist die Preisdynamik
der Stadt Diisseldorf mit der der Stadt Stuttgart
zu vergleichen. Beide Stadte erzielten im Segment
der Neubau-Eigentumswohnungen eine jahrliche
Preissteigerung von etwa 4 Prozent. Ahnlich hat
sich die Entwicklung des Preisniveaus in den Stad-
ten Frankfurt am Main und Miinchen vollzogen.
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Tab. 10: Preise fiir Neubau-Eigentumswohnungen in Diisseldorf im Vergleich zu ausgewahlten Stadten von
2007 bis 2012. Durchschnittlicher Kaufpreis in Euro/m?

Jahr/Quartal Frankfurt a. M. Miinchen Stuttgart Diisseldorf

2.718 3.656 2978 2.754
2.775 3.700 2925 2.734
2.952 3.702 2.955 2.800
3.162 3.744 3.069 2.778
3.468 3.926 3.249 2.946
3.136 3.997 3.189 2,991
3.187 3.889 3.095 2.799
3.212 3.943 3.091 2919
3.165 3.925 3.123 2938
3.301 3.982 3.062 2,933
3.269 4.139 3.234 3.026
3.409 4.468 3.351 3.007
3333 4.383 3.258 3.032
3.308 4.563 3.307 3.038
3462 4.666 3.383 3.053
3.558 4.659 3.490 3.084
3.554 4813 3.456 3.186
3.709 4.844 3.566 3.282
3.760 5.047 3.604 3.440
3.947 5.286 3.662 3327
3976 5.409 3548 3303
3976 5.577 3.651 3458

Quelle: ImmobilienScout24, InWIS Forschung & Beratung GmbH (2012)
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Abb. 30: Indexentwicklung fiir Neubau-Eigentumswohnungen in ausgewahlten GroBstadten
(2007 = 100%) 2007 bis 2012
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Tab. 11: Zusammenfassung der Wohnungsmarktsituation im Vergleich zu ausgewahlten GroBstadten

Diisseldorf im Vergleich zu weiteren GroB3stadten

Preisentwicklung im Bestand: geringere Mietpreissteigerung, gleichzeitig aber hohe Nachfrage nach
Bestandsmietwohnungen

Starke Preissteigerung bei Neubau-Mietwohnungen, dynamische Nachfrage- und Preisentwicklung bei
Neubau-Eigentumswohnungen

Preisentwicklung bei Neubau-Mietwohnungen hebt sich in Disseldorf deutlich von Entwicklung in Frank-
furt a.M., Mlnchen und Stuttgart ab; Preisentwicklung bei Neubau-Eigentumswohnungen ist mit Stuttgart
zu vergleichen

Nachfrage nach grof3ztigigen Neubau-Mietwohnungen schwacht sich mit steigender Wohnflache und
Gesamtmiete deutlich ab

Quelle: Eigene Darstellung nach InWIS Forschung & Beratung GmbH (2012)
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Rahmenbedingungen des Disseldorfer Wohnungsmarktes

Vergleich der Handlungsansatze verschiede-
ner Stadte mit ahnlichen Rahmenbedingungen
Der Vergleich zeigt auf, dass in allen Stidten dhn-
liche Rahmenbedingungen vorherrschen. Doch
wie gehen andere wachsende Stadte mit dem ho-
hen Nachfragedruck um?

Miinchen

Die Stadt Miinchen ist der hohen Nachfrage auf
dem Wohnungsmarkt bislang vor allem mit der
Ausweisung neuer Bauflichen in den Auflenbe-
zirken und der Umnutzung von Konversions-
flaichen begegnet. Fiir die Baurechtschaffung im
Wohnungsbau wurden Zielzahlen von 3.500 WE
pro Jahr und fiir den geférderten Wohnungsbau
1.800 WE pro Jahr festgesetzt. Ahnlich wie in
Diisseldorf sind jedoch die Flachenreserven fiir
eine weitere bauliche Entwicklung knapp, so dass
auch in Miinchen langfristig der Fokus auf die
Innenentwicklung gelegt werden muss. Aufgrund
der stetig steigenden Kauf- und Mietpreisniveaus
ist auch hier die Bereitstellung von bezahlbaren
Wohnungen ein wesentliches Ziel.

Zur allgemeinen Ausweitung des Angebots an
Wohnraum werden im Rahmen der Bauleit-
planung verbindliche Regelungen getroffen,
z.B. durch die Festsetzung hoher Geschoss-
flichenzahlen, die Definition neuer Kernberei-
che oder die Vorgabe kompakter Baustrukturen
nach dem Miinchener Leitbild , kompakt, urban,
grin® In stidtebaulichen Vertrigen zu Bebau-
ungspldnen sind oftmals Vorgaben zur Umset-
zung gilinstigen Wohnraums nach dem ,,Miin-
chener Modell“ enthalten (s.u.) oder es werden
Flachenanteile fiir Baugruppen und/oder Genos-
senschaften reserviert.

Zur Verfahrensbeschleunigung werden grofiere
Bauvorhaben oftmals auf der Grundlage von stad-
tebaulichen Entwicklungsmafinahmen nach be-
sonderem Stadtebaurecht umgesetzt.

26 InWIS Forschung & Beratung GmbH (2012).

Ein wesentlicher Bestandteil der Stadtentwick-
lungskonzeption PERSPEKTIVE MUNCHEN
sind die seit 1989 fortgeschriebenen Handlungs-
programme ,Wohnen in Miinchen (I-V)% die
hauptsdchlich Forder- und Mafinahmenpakete
sowie Umsetzungsvorschldge zum Neubau sowie
zur Bestandsentwicklung beinhalten. Im aktuel-
len Handlungsprogramm ,Wohnen in Miinchen
V* wurden ,,z.B. die Zielzahlen im geférderten
Wohnungsbau angehoben, die Férderkonditionen
beim Ankauf von Belegungsrechten verbessert
und auf stddtischen Fliachen verstarkt zielgrup-
penspezifische Konzeptausschreibungen vorge-
nommen, um Grundstiickspreissteigerungen zu
ddmpfen. Des Weiteren wurden die Rahmen-
bedingungen fiir Genossenschaften und Bauge-
meinschaften verbessert, indem auf stddtischen
Flachen feste Flichenanteile zwischen 20 und 40
Prozent vorgesehen sind.“?¢ Im Handlungspro-
gramm ,Wohnen in Miinchen V* wurden insbe-
sondere die Forderbedingungen fiir Haushalte mit
mittlerem Einkommen verbessert. Zur Forderung
von familien- und altersgerechten sowie alternati-
ven Wohnformen wurde das Konzept ,Wohnen in
Miinchen® mit der ,,einkommensorientierten For-
derung (EOF) fortgeschrieben.

Das sog. ,,Miinchener Modell“ sieht drei Forder-
varianten (Eigentum, Miete und Genossenschaf-
ten) vor und soll u.a. Haushalte mit mittlerem
Einkommen unterstiitzen. Das Modell ist fester
Bestandteil der Ausschreibungen von Grundstii-
cken; fiir Wohnungen werden ermafligte Kauf-
bzw. Mietpreise festgesetzt, die iiber Bindungs-
fristen fixiert werden. Grundsitzlich gilt es als
erfolgreiches Instrument. Dennoch sind auch hier
einige Schwierigkeiten erkennbar, u.a. das kom-
plizierte Beantragungs- und Vergabeverfahren.



Ein weiterer Baustein zur Schaffung von bezahl-
barem Wohnraum ist das seit 1994 bestehende
Programm  ,Sozialgerechte = Bodennutzung
(SoBoN)“. Demnach missen die Grundstiicks-
eigentiimerinnen und -eigentiimer in der Regel
zur Entlastung des stadtischen Haushalts die Kos-
ten der Baulandentwicklung mittragen. Durch die
Schaffung von hoherwertigen Nutzungen auf dem
Baugrundstiick erfolgt eine Bodenwertsteige-
rung. Die Wertsteigerung errechnet sich aus dem
Grundstickswert vor (Verkehrswert) und nach
der B-Plan-Erstellung. Dieser finanzielle Gewinn
wird gedrittelt: zwei Drittel werden fiir Planung,
Herstellung von Erschlieflung und sozialer Inf-
rastruktur sowie zur Abtretung bzw. Errichtung
von gefordertem Wohnungsbau eingesetzt und
ein Drittel verbleibt dem Investierenden als Inves-
titionsanreiz. Kerngedanke ist die Begrenzung der
maximal moglichen Belastung des Investieren-
den. Hierdurch soll dem Angemessenheitsgrund-
satz geniigt werden. Die Form der Kostenbeteili-
gung kann in Geldbetrigen, Flachenabtretungen
oder Ubernahme der tatsichlichen Last erfolgen.
Flachen im Plangebiet, die hinterher o6ffentlich
sind, miissen jedoch durch Fliachenabtretungen
zur Verfiigung gestellt werden. Fiir den geforder-
ten Wohnungsbau ist ein Anteil von 30 Prozent
der Fliche festgesetzt. Dieser soll moglichst im
Planungsgebiet verwirklicht werden. Das Inst-
rument unterscheidet hierbei zwischen der For-
derung von 20 % fiir den Mietwohnungsbau fiir
mittlere Einkommen und geférderten Wohnungs-
bau sowie 10 % fiir Eigenheimf6rderung fiir Haus-
halte mit mittlerem Einkommen. Auf stadtischen
Flachen wie z.B. Kasernenarealen werden sogar
50% der Flache fiir geforderten Wohnungsbau
reserviert. Bei SoBoN handelt es sich um eine
freiwillige Vereinbarung im Rahmen von stadte-
baulichen Vertrigen zwischen der Stadt und dem
Investierenden.

27 Bauwelt 36 (2012), S.16.
28 Bauwelt 36 (2012), S.26.
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Dariiber hinaus unterstiitzt das Kommunale Woh-
nungsbauprogramm (KomPro - ,Wohnen statt
Unterbringen®) Geringverdienende und sozial be-
nachteiligte Personenkreise, die kurz vor akutem
Wohnungsverlust stehen oder aus der Wohnungs-
losigkeit zuriickkehren mdchten.

Insgesamt kann die Stadt Miinchen ein breites In-
strumentarium aufweisen, um die Ziele der all-
gemeinen Erweiterung des Angebots an Woh-
nungen sowie der Schaffung von bezahlbarem
Wohnraum zu erreichen. Dennoch ist festzustel-
len, dass es weder zu nennenswerten Preissenkun-
gen noch zu einer nachhaltigen Verlangsamung
des Trends steigender Kauf- und Mietpreisniveaus
gekommen ist. Die negativen Auswirkungen der
Preissteigerung auf den Wohnungsmarkt sind in
der Stadt iiberall présent: ,Im Zentrum breiten
sich High-Luxury-Inseln aus, zugleich werden die
Bewohner [...] wie mit zentrifugalen Kraften an
den Rand der Stadt geschleudert.“?” Die Preise
steigen insbesondere bei ,,normalen Wohnun-
gen, was dazu fithrt, dass in Miinchen auch die
sog. ,Mittelschicht“ kein bedarfsgerechtes Wohn-
raumangebot zu angemessenen Preisen vorfin-
det. Nachbesserungen in der Wohnraumforde-
rung gab es zur Forderung von Eigentum, nicht
jedoch fiir den Mietwohnungsbau. Kritisch wird
die mangelnde Transparenz des Verfahrens gese-
hen: ,,Obwohl die SoBoN bereits seit 1994 in Kraft
ist und die Stadt nach eigenen Angaben bis 2008
nahezu 100 B-Planverfahren abgeschlossen hat,
wollte [...] niemand eine anwendungsbezogene
Kostenaufstellung [...]“?8 veroffentlichen.
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Frankfurt am Main

Zur Bewiltigung der hohen Nachfrage auf dem
Wohnungsmarkt hat die Stadt Frankfurt am
Main im Jahr 2003 die Entwicklung eines Ge-
samtkonzeptes ,Leitplan Wohnen“ beschlossen,
das aus vier Teilbereichen besteht. Dazu geho-
ren die Wohnungsmarktbeobachtung, die als Ba-
sis des Konzeptes der stindigen Analyse des Woh-
nungsmarktes dient, und die darauf aufbauenden
ibergeordneten ,,Leitlinien Wohnen®. Wihrend
die Leitlinien Handlungsfelder fiir alle Bevolke-
rungsgruppen vorsehen, liegt der Schwerpunkt
des Wohnraumversorgungskonzepts — des drit-
ten Teilbereichs - auf der Schaffung von preis-
glinstigen, oOffentlich geférderten Wohnungen.
Der letzte Baustein, das Wohnbauland-Entwick-
lungsprogramm dient der Flachenvorsorge durch
Darstellung und Steuerung der planerischen Vor-
bereitung von Wohnbauflachen.

Zur Deckung der Nachfrage von Haushalten mit
mittlerem bis geringem Einkommen férdert die
Stadt Frankfurt - z. B. durch die Vergabe von Erb-
baurechten - gezielt die Wohneigentumsbildung.

Ankniipfend an die im Jahr 2005 beschlossenen
wohnungspolitischen Leitlinien zur Wohnraum-
versorgung von einkommensschwachen und be-
nachteiligten Bevodlkerungsgruppen wurde das
Finfjahresprogramm ,Wohnen in Frankfurt
2009-2013“ entwickelt. Zu den Zielen gehort u. a.,
ausreichend geférderte Wohnungen zu sichern,
den Wohnungsbestand nachhaltig zu verbessern,
innovative Wohnmodelle zu unterstiitzen sowie
Beratungs- und Forderangebote zu erweitern. Die
jahrliche Neubaurate wurde auf 600 geforderte
Wohnungen festgelegt.

Die Umsetzung erfolgt u.a. durch den Abschluss
von stadtebaulichen Vertrigen (z. B. die Regelung,
dass 30 Prozent der Fliche im Bebauungsplan fiir
den offentlich geforderten Wohnungsbau reser-
viert werden muss) oder den Ankauf von Bele-
gungsbindungen.

Seit 2007 gibt es mit der mittelbaren Belegung von
geforderten Wohnungen ein weiteres Instrument,
das nicht nur zur Schaffung von Wohnungen fiir
einkommensschwache Haushalte beitragt, son-
dern auch zu ausgewogenen Verhiltnissen in den
betroffenen Wohngebieten fiithrt. Hier werden
Neubauprojekte nur gefordert, wenn gleichzei-
tig im Bestand Belegrechte zur Verfiigung gestellt
werden. Dafiir diirfen die neu errichteten Woh-
nungen wiederum auch an Haushalte vermietet
werden, deren Einkommen die Grenzen des sozi-
alen Wohnungsbaus iiberschreiten.

Gefordert werden zudem der familien- und alters-
gerechte Mietwohnungsbau und die Wohneigen-
tumsbildung bei Haushalten mit geringen und
mittleren Einkommen.

Bislang fiihrten die Mafinahmen der Stadt Frank-
furt noch zu keiner spiirbaren Entspannung auf
dem Wohnungsmarkt.

Stuttgart

Ahnlich wie in Diisseldorf ist die Nachfrage in
den innerstiddtischen und innenstadtnahen Quar-
tieren in Stuttgart am hoéchsten. Zur Forderung
der Urbanisierung lenkt die Stadt den Investi-
tionsdruck auch gezielt nach innen. Zu den Zie-
len des Stuttgarter Stadtentwicklungskonzeptes
gehoren die Wohnraumsicherung und die Ent-
wicklung urbaner Wohnformen. Darauf aufbau-
end besteht das Konzept ,,urbanWohnen“ aus vier
zentralen Handlungsfeldern, zu denen Neubau-
und Bestandsentwicklung, innovative Wohnfor-
men und die Versorgung benachteiligter Nachfra-
gegruppen mit Wohnraum gehoéren.

Das Wohnbauflachenpotenzial der Stadt Stuttgart
istin einer Datenbank erfasst und durch die ,,Zeit-
stufenliste Wohnen“ in Priorititen und hinsicht-
lich der Umsetzbarkeit (von ,,sofort bebaubar® bis
»langfristig bebaubar®) sortiert. Das Instrument
dient somit nicht nur der Information, sondern
auch der Finanzplanung der Verwaltung.



Das seit 1969 bestehende, aber mehrfach modi-
fizierte ,,Stuttgarter Modell“ sieht vor, dass Eigen-
timerinnen und Eigentiimer bei vereinbarten,
freiwilligen Umlegungen 30 Prozent ihrer Flache
unentgeltlich abgeben und einen Sozialbeitrag
in Hohe von 20 Prozent zugunsten des geforder-
ten Mietwohnungsbaus, des Sonderprogramms
»Preiswertes Wohneigentum®“ oder fiir Flichen
des Gemeinbedarfs leisten.

Im Jahr 2011 wurde das Stuttgarter Innenentwick-
lungsmodell SIM eingefiihrt, das zur Schaffung
von preiswertem Wohnraum die Mobilisierung
von Wohnbauflichen im Innenbereich zum In-
halt hat. Wird durch Schaffung von neuem Pla-
nungsrecht eine hoherwertige Nutzung oder eine
deutlich verbesserte Grundstiicksausnutzung er-
reicht, werden in der Regel 2/3 der Bodenwert-
steigerung fiir die Planung und ErschlieBung des
Vorhabens, die Sicherung von Mindestqualitéts-
standards sowie Bindungen der Wohnbauforde-
rung (20- bis 30 %-Quote) eingesetzt — von dem
verbleibenden Drittel profitiert der Investierende.

Rahmenbedingungen des Dusseldorfer Wohnungsmarktes

Zur Unterstiitzung der Eigentumsbildung von
Haushalten (Familien) mit mittlerem Einkommen
hat die Stadt das Programm ,,Preiswertes Wohn-
eigentum® aufgestellt, das in Abhingigkeit vom
Einkommen eine Grundstiicksvergiinstigung von
bis zu 40 Prozent bzw. bis zu 48.000,00 Euro vor-
sieht.

Dieses Prinzip der Preisgestaltung bei Grund-
stiicksverkdufen wird auch zur Forderung des
Neubaus von Mietwohnungen fiir mittlere Ein-
kommensgruppen eingesetzt. Eine Vergiinstigung
von bis zu 45 Prozent wird nur bei Mietpreisbin-
dung erteilt. Zur Unterstiitzung des Baus neuer
offentlich geforderter Wohnungen fiir Haushal-
te mit geringem Einkommen kommen neben ver-
billigten stadtischen Grundstiicken auch giinstige
Darlehen und Zuschiisse zum Einsatz.

69



70

Tab. 12: Kurzbewertung der Handlungsansatze aus ausgewahlten GroBstadten

Miinchen

® Breites Instrumentarium, welches bereits seit vielen Jahren erprobt und stetig weiterentwickelt wird

m Umfassendstes Wohnraumversorgungsprogramm in Deutschland

® Anhebung der Zielzahlen im geférderten Wohnungsbau

m Stérker als in weiteren GroBstadten ist in Mliinchen auch die breite Mittelschicht mit durchschnitt-
lichen Einkommen von der Wohnraumversorgungsproblematik betroffen

®m Programme zielen daher verstarkt auch auf die Zielgruppe mit mittleren Einkommen, dies wurde ins-
besondere im Programm ,Wohnen in Minchen V“ angepasst

® |nsbesondere Versorgung mit 6ffentlich geférderten Wohnungen schwierig: Voraussetzungen fiir Bezug
einer solchen Wohnung und die blrokratischen Hirden erschweren Zuzug von auf3erhalb (immense
Versorgungsprobleme, z.B. flir Auszubildende, Studierende)

®m Trend der Preissteigerung konnte bislang noch nicht nachhaltig verlangsamt werden

Frankfurt am Main

= Finfjahresmodell ,Wohnen in Frankfurt 2009-2013“ mit breitem Instrumentarium sowie kleinteiligen
Zielsetzungen und MaBnahmen (z.B.: jahrliche Neubaurate von geférderten Wohnungen wird auf den
Wert 600 gesetzt) ist als positiv hervorzuheben

m Beispiel fir erzielten Erfolg: stadtebaulicher Vertrag im Europaviertel West sichert Flache fiir 350
offentlich geférderte Wohnungen

m  Aber: breites Instrumentarium wird z. T. erst seit kurzem eingesetzt (Ankauf von Belegungsbindungen
z.B. seit 2007)

® Finbindung von Wohnungsunternehmen, z.B. bei Ankauf von Belegungsbindungen: vertragliche Ver-
einbarungen zum Belegungsankauf bei frei werdenden Wohnungen im Bestand der Wohnungsunter-
nehmen

m Aktuell konnten MaBnahmen noch zu keiner spirbaren Entspannung auf dem Wohnungsmarkt fiih-
ren

® Messinstrument Wohnversorgungsquote: diese ist aktuell gesunken, Wohnraumversorgung stellt sich
noch immer als problematisch dar

Stuttgart

m  Stuttgarter Modell“ zur Foérderung des sozialen Wohnungsbaus hat gute Erfolge in Stuttgart erzielt

m Beispiel: in der ersten Phase des Modells konnten insgesamt 1.380 &ffentlich geférderte Wohnungen
geschaffen werden (bis zum Jahr 1983)

= Neueste Regelungen (Beispiel SIM) befinden sich derzeit aber in der Erprobungsphase und kénnen
noch nicht hinreichend bewertet werden

m  Aber: positiv zu bewertender Ansatz der Festsetzung von Anteilen fiir den geférderten Wohnungsbau;
Stérkung und Weiterentwicklung von Innenentwicklungsgebieten

Quelle: InWIS Forschung & Beratung GmbH (2012)



Fazit

Die vorgestellten Stddte Miinchen, Frankfurt am
Main und Stuttgart haben mit ahnlichen Rahmen-
bedingungen zu kimpfen wie Diisseldorf. Dabei
hat jede Stadt auf ihren eigenen ausdifferenzierten
und kleinteiligen Instrumentenbaukasten gesetzt,
um der hohen Nachfrage auf dem Wohnungs-
markt angemessen zu begegnen. Einige Instru-
mente werden in dhnlicher Weise in mehreren
Stadten angewendet: so fordern beispielsweise
die Stidte Miinchen und Stuttgart den sozialen
Wohnungsbau mit der Festlegung von Quoten,
die bei Neubauprojekten umgesetzt werden miis-
sen. Die flexible Preisgestaltung als Mafinahme
bei stadtischen Grundstiicken bzw. Gebduden
findet sowohl in Miinchen wie auch in Stuttgart
Anwendung. Insgesamt sind die jeweiligen Ins-
trumentarien breit gefichert, auf den jeweiligen
Wohnungsmarkt ausgerichtet und bieten zum Teil
erfolgreiche Ansitze.

Die Vergleichsbeispiele dienen als Grundlage
zur Entwicklung des Handlungskonzeptes fiir
den Wohnungsmarkt ,ZUKUNFT WOHNEN.
DUSSELDORF*. Dabei sind die unterschied-
lichen Rahmenbedingungen der Vergleichsstad-
te zu beriicksichtigen. Ein wohnungspolitisches
Handlungsprogramm fiir die Schaffung eines aus-
gewogenen Wohnraumangebotes fiir alle Nach-
fragegruppen muss auf die ortsspezifischen Stand-
ortbedingungen der Stadt Diisseldorf ausgerichtet
sein. In den folgenden Kapiteln werden die Pers-
pektiven fiir den Diisseldorfer Wohnungsmarkt
herausgearbeitet und Ziele definiert, aus denen
sich im Anschluss Aktionsfelder ableiten.

Vorweg sei gesagt, dass es keine Pauschallosung
gibt, sondern eine Vielzahl von Einzelmaf3nah-
men notwendig sein wird, um auf den Wohnungs-
markt steuernd einzugreifen. Die im Folgenden
dargestellten Ziele und Mafinahmen sind dabei
nicht abschlieflend zu verstehen. Die Stadtverwal-
tung wird das vorliegende Konzept analog zu den
Vergleichsstddten kontinuierlich fortschreiben. In
diesem Zusammenhang wird auch gepriift wer-
den, wie die hier beispielhaft vorgestellten Metho-
den und Strategien anderer vergleichbarer Stad-
te zu bewerten sind und wie das Gesamtkonzept
durch die Ergdnzung weiterer Ansdtze qualifiziert

Rahmenbedingungen des Dusseldorfer Wohnungsmarktes

werden kann. Hinsichtlich der Ubertragbarkeit
sind dabei Kriterien wie Flachen- und Mittelver-
fuigbarkeit sowie vorhandene Kooperationsstruk-
turen zu beachten.

Zudem zeigen die Erfahrungen aus den anderen
Stadten, dass erste Erfolge erst nach Uberwin-
dung einer arbeitsintensiven Anfangsphase sicht-
bar werden. Es erfordert neben umfangreicher
Offentlichkeitsarbeit viel Zeit und Arbeitseinsatz
sowie die Zusammenarbeit aller Akteurinnen und
Akteure am Wohnungsmarkt, um langfristig eine
Situationsverbesserung auf dem Wohnungsmarkt
zu erreichen.

Eine wesentliche Aufgabe ist zudem, die rechts-
wirksame Umsetzung (Stichwort: gerechte Las-
tenverteilung, d.h. Weitergabe von Kosten im
Rahmen stadtebaulicher Vertrige) auf Grundlage
der aktuellen Rechtsprechung zu priifen. Es ist
Zielsetzung der Stadt, rechtswirksame, nachvoll-
ziehbare und transparente Losungen zu finden,
die das Gebot der wirtschaftlichen Angemessen-
heit beachten.

In jedem Fall ist unabdingbar, die Gleichhand-
lung aller Planungsbegiinstigten und Transparenz
fir alle am Wohnungsmarkt Tatigen sicherzustel-
len. Dabei muss die Moglichkeit bestehen, im Ein-
zelfall auch standortbezogen zu urteilen, welche
Mafinahmen zur Zielerreichung beitragen kon-
nen. Die Sicherung von Mindestqualititsstandards
ist dabei eine Selbstverstandlichkeit.
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3.5 Kooperativer Prozess der am Diisseldorfer Wohnungsmarkt Tatigen

Zur Weiterentwicklung des Diisseldorfer Woh-
nungsmarktes wurde die Notwendigkeit erkannt,
privatwirtschaftliche und o6ffentliche Sichtweisen
zusammenzufithren sowie Kompetenzen und Er-
fahrungen unterschiedlicher Personen der Immo-
bilienwirtschaft zu biindeln.

Zudiesem Zweck wurden gemeinsame Gesprachs-
runden unter Beteiligung von Herrn Oberbiirger-
meister Elbers, den Beigeordneten der Dezernate

»Planen und Bauen® und ,,Jugend, Schule, Soziales
und Sport“ sowie Mitarbeitenden des Stadtpla-
nungsamtes und des Amtes fiir Wohnungswesen
mit Personen des lokalen Wohnungsmarktes initi-
iert. Dazu wurden parallel sowohl Vertreterinnen
und Vertreter der lokalen Wohnungswirtschaft
als auch der Diisseldorfer Immobilienmaklerin-
nen und -makler zum Erfahrungsaustausch ein-
geladen.

Abb. 31: Akteure des kooperativen Prozesses ZUKUNFT WOHNEN.DUSSELDORF

ZUKUNFT WOHNEN.DUSSELDORF

Oberbiirgermeister Dirk Elbers
Beigeordneter fiir Planen und Bauen Dr. Gregor Bonin

Beigeordneter fiir Jugend, Schule, Soziales und Sport Burkhard Hintzsche

Bundesverband freier Immobilien- und Wohnungsunternehmen (Landesverband NRW e.V.)

Diisseldorfer Wohnungsgenossenschaft eG

Haus und Grund Diisseldorf

Interboden Innovative Lebenswelten GmbH & Co. KG

LEG Wohnen GmbH - Region Rheinland
Rheinwohnungsbau GmbH

Stadtische Wohnungsgesellschaft Diisseldorf AG

PATRIZIA Projektentwicklung GmbH

Aengevelt Immobilien GmbH & Co. KG
Catella Property Deutschland

Corpus Sireo

Deussen Immobilien GmbH

Jones Lang LaSalle Deutschland

Ring Deutscher Makler

Quelle: Eigene Darstellung
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Abb. 32: Chronologie der Fachgespriche ZUKUNFT WOHNEN.DUSSELDORF

ZUKUNFT WOHNEN.DUSSELDORF

Quelle: Eigene Darstellung

In den Fachgesprichen mit der Wohnungs-
wirtschaft wurden zunichst die Rahmenbe-
dingungen des Diisseldorfer Wohnungsmark-
tes analysiert. Das Themenfeld ,,Schaffung von
preiswertem Wohnraum® wurde anhand von Bei-
spielen und Erfahrungssitzen aus anderen Stad-
ten vertieft. Ahnlich verliefen die Gespriche mit
den Maklerinnen und Maklern. Aufbauend auf
der Markteinschdtzung aus Sicht der Diisseldor-
fer Fachkundigen wurde diskutiert, inwiefern
eine Verbesserung bzw. Mobilisierung des Ange-
botes, insbesondere im Hinblick auf ,,bezahlbaren
Wohnraum®, erméglicht werden kénnte.

Qualifizierung

Ziel der Gesprachsrunden war ein koordinierter
Meinungsaustausch in Form eines kooperativen
Dialogprozesses zur gemeinsamen Einschdtzung
der Rahmenbedingungen auf dem Diisseldorfer
Wohnungsmarkt. Neben Einzelgesprachen mit
den Maklerinnen und Maklern sowie der Woh-
nungswirtschaft erfolgte auch eine gemeinsame
Gesprachsrunde.

Die Initiierung dieser Foren stellte sich als ein gro-
er Erfolg dar. Zentrales Ergebnis ist die gemein-
same Sichtweise auf den Diisseldorfer Wohnungs-
markt, in Form folgender - von allen Beteiligten
mitgetragener — Thesen:
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These 1: Die hohe Wohn- und Lebensqualitét zdhlt mit zu den ausschlaggebenden Faktoren, die zum un-
verwechselbaren Profil der Landeshauptstadt beitragen.

These 2: Das im STEK 2020+ benannte Ziel der arbeitsplatzbezogenen Zuwanderung wurde auf Basis der
Steigerung der Wohn- und Lebensqualitit, der Starkung des Wirtschaftsstandortes sowie der Forderung
von Kultur, Bildung und Sport erreicht.

These 3: Die grof3e Beliebtheit der Landeshauptstadt Diisseldorf fithrt zu einer sehr hohen Nachfrage auf
dem Wohnimmobilienmarkt - insgesamt ist weder eine Immobilienblase noch eine Wohnungsnot er-
kennbar. Einige Wohnungssegmente weisen jedoch Angebotsliicken, andere Nachfragetiberhdnge auf.

These 4: Es ist ein noch ausreichendes Wohnbauflichenpotenzial vorhanden. Gleichzeitig liegt die Zu-
kunft des Wohnungsmarktgeschehens zukiinftig als grofSes Potenzial im Bestand - also in den gewach-
senen Quartieren.

These 5: Die zukiinftige Wohnungsbauentwicklung ist weiterhin unter der Beachtung des Erhalts und der
Schaffung stddtebaulicher Qualitdten vorzunehmen.

These 6: Wohnungsneubau fiihrt zu einer Mobilitat auf dem Wohnungsmarkt, so dass preiswertere Woh-
nungen freigezogen oder einer baulichen Sanierung/Aufwertung unterzogen werden.

These 7: Der Neubau in niedrigen Preissegmenten ist u. a. aufgrund hoher Grundstiickspreise im Wesent-
lichen in Form von Bestandsersatz oder im Kontext preisreduzierter Grundstiicke mdoglich.

These 8: Miet- und Kaufpreisniveaus steigen derzeit wie in allen wachsenden Grof3stadten Deutschlands.

These 9: Diisseldorf als eine der nachhaltigen Wachstumsregionen ist Ziel der nationalen und globalen
Geldstrome und ihrer aktuellen Treibenden, wie z. B. Eurokrise, Finanzkrise.

These 10: Zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum tragt eine variable Quotierung des Anteils gefor-
derter Wohnungen in Planungsverfahren und/oder die Festsetzung moderater Miethohen bei.

These 11: Angesichts der grofien Trends der soziodemografischen Entwicklung und des Klimawandels
gewinnen die Themen der Energieeinsparung und der Barrierearmut zunehmend an Bedeutung.



These 12: Die Fluktuation im Bestand unterstiitzt grundsatzlich Erneuerungs- und Sanierungsbestrebun-
gen. Dabei besteht ein Zielkonflikt zwischen preiswerten und anspruchsgerechten Angeboten.

These 13: Die vielfiltige Diisseldorfer Stadtstruktur erfordert ein differenziertes Vorgehen am Wohnungs-
markt. Eine einfache Pauschallosung ist nicht erkennbar - stattdessen ist eine Summe von Einzelmaf3-
nahmen notwendig.

These 14: Die Kompetenzen der Verwaltung und der am Wohnungsmarkt Tétigen sollten in einem konti-
nuierlichen Informationsaustausch sowie in der gemeinsamen und differenzierten Erarbeitung von Pro-

jekten gebiindelt werden. (FORUM ZUKUNFT WOHNEN.DUSSELDORF)

These 15: Der Wohnungsmarkt endet nicht an den eng gezogenen Diisseldorfer Stadtgrenzen. Intensive
wirtschaftliche und verkehrliche Verflechtungen mit dem Umland machen eine nachhaltige und sied-
lungsstrukturell sinnvolle Steuerung der Wohnbaulandentwicklung im Rahmen einer regionalen Koope-
ration erforderlich.

These 16: Die Forderbestimmungen des Landes sollten der dynamischen Entwicklung wachsender Grof3-
stadte in NRW kontinuierlich angepasst und auf die verschiedenen Marktlagen hin ausgerichtet werden.

Beide Foren wurden in die Erarbeitung des vorlie-
genden Handlungskonzepts Wohnungsbau einbe-
zogen und konnten wertvolle Hinweise zur Quali-
fizierung des Konzeptes liefern.

Aus diesem Grund soll als Verstetigung der Akteurs-
gesprache das ,FORUM ZUKUNFT WOHNEN.
DUSSELDORF* unter Beteiligung der Diisseldor-
fer Maklerinnen und Makler sowie der Wohnungs-
wirtschaft auch zukiinftig dem Meinungsaustausch
dienen.

Dariiber hinaus ist beabsichtigt, eine verwaltungs-
weite Projektgruppe Wohnentwicklungsplanung
unter Federfithrung des Stadtplanungsamtes ein-
zurichten, deren Aufgabe es ist, die Umsetzung
des Handlungskonzeptes Wohnungsbau zu ko-
ordinieren und aktiv zu begleiten. In der Projekt-
gruppe sollen die wohnungsrelevanten Projekte
des Stadtentwicklungskonzeptes begleitet und un-
terstiitzt werden (siehe Kapitel 8: Ausblick).
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4 Perspektiven fur den Dusseldorfer Wohnungsmarkt

Nachdem in Kapitel 3.4.2 die Wohnungsmarkt-
situation und Handlungsansitze in weiteren wach-
senden Grof3stidten Deutschlands dargestellt
wurden und in Kapitel 3.5 der Diisseldorfer Im-
mobilienmarkt durch die Fachleute vor Ort bewer-
tet wurde, werden nun Perspektiven fiir den Diis-
seldorfer Wohnungsmarkt herausgearbeitet.

Bei Betrachtung der wohnungswirtschaftlichen
Rahmenbedingungen zeichnet sich ab, dass
deutschlandweit in wachsenden Stddten eine hohe
Nachfrage auf dem Wohnungsmarkt besteht, die
aus unterschiedlichen Griinden nicht ausreichend
gedeckt werden kann und somit steigende Kauf-
und Mietpreisniveaus zur Folge hat.

Doch was sind die Hintergriinde fiir diesen Sach-
verhalt? Die InWIS Forschung & Beratung GmbH
hat diesbeziiglich Folgendes festgestellt:

Die Entwicklung der internationalen Finanz-
markte seit Beginn der Finanz- und Wirtschafts-
krise stellt einen wichtigen Baustein in der Er-
klarung der aktuellen Entwicklung auf dem
Wohnimmobilienmarkt in Diisseldorf und
anderen deutschen Grof3stidten dar. Histo-
risch niedrige Hypothekenzinssitze, Risikoauf-
schldge auf Staatsschuldentitel und wachsende
Inflationsangst sowie mittlerweile einfachere
grenziiberschreitende Immobiliendirektanla-
gen haben die Nachfrage nach Wohnimmobi-
lien auf wachsenden Markten wie Diisseldorf
stark angeheizt, da Wohnimmobilienanlagen an
diesen Standorten als ,sicherer Hafen gelten.
In ihrer Gesamtwirkung tragen diese Einfluss-
faktoren gegenwirtig zu einer konjunkturellen
Steigerung der Nachfrage nach Wohnungen als
Investitionsanlage und damit zugleich auch der
Preise bei.

Die Gefahr spekulativer Immobilienblasen,
die aus einer risikoreichen Finanzierungs-
praxis der Finanzmarkte herriihrt, ist dabei in
Deutschland im Allgemeinen vergleichsweise
gering. Grund fiir diese Annahme ist vor al-
lem das am Vorsichtsprinzip ausgerichtete Im-
mobilienfinanzierungssystem mit seinen sta-
bilitatsfordernden Faktoren der langerfristigen
Zinsbindung, der vergleichsweise hohen Ei-
genkapitalanforderungen, der Anforderun-
gen an zugrunde liegende Wertermittlungen
der Immobilien und der dominierenden Re-
finanzierungsform tiber Pfandbriefe und Bau-
spareinlagen. Der deutsche Wohnimmobi-
lienmarkt ist daher weniger empfinglich fiir
sich selbst verstirkende Preisschwankungen
als z.B. der amerikanische oder der britische
Wohnimmobilienmarkt.

Neben der soziodemografischen und sozio-
okonomischen Entwicklung ist der in Diissel-
dorf aktuell zu beobachtende Nachfrage- und
Preisanstieg somit auch von den kurzfristi-
gen, finanzmarktbedingten Verdnderungen
der Investitionsnachfrage nach Neubau- und
Bestandsimmobilien beeinflusst. Die eher
kurzfristige Orientierung dieser neu am Markt
zu beobachtenden Akteurinnen und Akteu-
re hat dabei erheblichen Anteil an der Steige-
rung der Bodenpreise und der investitionsseitig
angestrebten Mieten. Dass sich finanzmarkt-
bedingte Aufschwiinge am Wohnimmobi-
lienmarkt zundchst auf grofle Ballungsraume
konzentrieren und erst sukzessive auf andere
Teilraume ausbreiten, ist dabei typisch. Speku-
lative Blasen sind in der Vergangenheit vor al-
lem in Metropolregionen aufgetreten, in denen
permanente Nachfragetiberhdnge aufgrund ei-
nes inflexiblen Immobilienangebots zu einem
dauerhaften Aufwirtstrend bei den Immobi-
lienpreisen gefithrt haben, welcher dann von
Anlegerinnen und Anlegern stetig in die Zu-
kunft fortgeschrieben wurde. Die Verfiigbar-
keit von Bauland in Diisseldorf und der Region
sowie die Erhohung der Fertigstellungszahlen
sind somit wesentliche Aspekte, um einer spe-
kulativen Blasenbildung friithzeitig entgegen-
zuwirken.



In Anbetracht der der aktuellen Entwicklung
zugrunde liegenden Faktoren ist davon aus-
zugehen, dass die Preissteigerungen in ihrer
derzeitigen Hohe nicht dauerhaft Bestand ha-
ben werden. Sollte es konjunkturbedingt oder
aufgrund steigender Inflationsgefahren zu ei-
ner schrittweisen Anhebung der Leitzinsen im
Euroraum kommen, werden auch die Hypo-
thekenzinsen wieder anziehen. Anstehende Re-
gulierungsreformen wie Basel IIT konnten Im-
mobilienkredite zudem mittelfristig verteuern.
Sollten die am Kapitalmarkt Tdtigen durch eine
tragfahige Losung der Staatsschuldenproble-
matik wieder Vertrauen in die Staatsfinanzen
im Euroraum zuriickgewinnen, diirfte es zu ei-
nem steigenden Druck auf die Kurse deutscher
Staatsanleihen kommen, sodass auch die Kapi-
talmarktrenditen wieder ansteigen diirften.

Die unterschiedlichen Handelnden am Diissel-
dorfer Wohnungsmarkt weisen auch unter-
schiedliche Anlagehorizonte und Rendite-
anforderungen auf. Gerade das Handeln der
vergleichsweise kurzfristig orientierten Unter-
nehmen fiihrt dabei zu einer Verschérfung der
Preisentwicklung. Wahrend insbesondere die
langfristig orientierte Wohnungswirtschaft mit
ihrem Geschiftsmodell auf dauerhaft erziel-
bare Mieteinnahmestrome setzt, die sich auch
an der Zahlungsfihigkeit der Mieterinnen
und Mieter orientieren miissen, ist das ,,aktive
Portfoliomanagement® kurzfristiger Kapital-
anlegerinnen und -anleger an einer schnellen
Erh6éhung der Immobilienwerte interessiert.
Kurzfristige Mietsteigerungspotenziale werden
daher ausgenutzt und langfristige Risiken eher
untergewichtet. Die Bewirtschaftungsstrategie
ist dabei in der Regel nur bis zum Verkauf des
»Assets“ ausgerichtet. Eine Folge dieser Unter-
nehmenspolitik ist, dass so ausgerichtete Un-
ternehmen bereit sind, hohere Bodenpreise zu
bezahlen, als es die langfristig Orientierten in
ihren Wirtschaftlichkeitsberechnungen dar-
stellen konnen. Es kommt - solange Grund-
stiicke durchgingig zu Hochstpreisen verdu-
ert werden - somit zu, Verdriangung der fiir
Kontinuitdt und Preisstabilitdt sorgenden Un-
ternehmen vom Neubaumarkt.

Perspektiven flir den Diisseldorfer Wohnungsmarkt

Neben dem hohen Bodenpreisniveau hat der
Anstieg der Baukosten dazu gefiihrt, dass mo-
derate Miet- und Verkaufspreise am Woh-
nungsmarkt kaum wirtschaftlich realisierbar
sind. Fiir Bautrager und Projektentwickler hat
dies zu einem Abschmelzen der Margen und
einer Erhohung des Risikos gefiihrt. Viele be-
standshaltende Wohnungsunternehmen haben
sich komplett aus dem Neubau zuriickgezo-
gen oder konzentrieren sich auf die Errichtung
neuer Gebdude auf eigenen Grundstiicken. Die
Option, diese in den Investitionsrechnungen
nichtin der Hohe aktueller Richtwerte anzuset-
zen, ermoglicht dabei Gestaltungsspielraume
in der Mietenkalkulation. Dennoch zeigt eine
Vielzahl entsprechender Wirtschaftlichkeits-
berechnungen, dass Renditen oberhalb von
drei Prozent nicht mit moderaten Mieten un-
terhalb von 10,00 Euro/m? darstellbar sind.

Haufig werden demnach Wohnungsneubauten in
Diisseldorf im hoheren Preissegment realisiert.
Diese neuen Wohnungen werden von Personen
nachgefragt, die bisher eine Wohnung mit ge-
ringerer Miete angemietet bzw. mit geringerem
Kaufpreis finanziert haben. Diese freigezogenen
Wohnungen stehen dem Markt dann wieder zur
Verfiigung, so dass durch den Wohnungsneu-
bau auch Haushalte mit niedrigerem Einkommen
profitieren. Diese Umzugskette wird Sickertheo-
rie genannt. ,Dahinter steht die idealtypische Vor-
stellung, dass die durch Umzugsketten ausgelds-
ten Sickereffekte auch dann zu einer allgemeinen
Verbesserung der Wohnungsversorgung fithren
konnen, wenn die Neubautitigkeit ausschliefllich
in Marktsegmenten mit gehobener Wohnqualitat
stattfindet. (Kofner: Wohnungsmarkt und Woh-
nungswirtschaft, Miinchen 2004) Diese grund-
satzlichen Erkenntnisse wurden in den Gespri-
chen mit den Fachleuten des Immobilienmarktes
Diisseldorfs bestitigt.
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Perspektiven fur den Disseldorfer Wohnungsmarkt

Vor dem Hintergrund der Preissteigerungen fiir
Neubauten und angesichts steigender Anspriiche
auch im Bereich des energiesparenden Wohnens
(Novellierung der ENEV) steht auch die Woh-
nungswirtschaft vor der Herausforderung, Kos-
ten zu reduzieren, um sich am Wohnungsmarkt
konkurrenzfiahig behaupten zu konnen. Eine
Moglichkeit kann dabei eine Reduzierung der
Angebotsvielfalt bei gleichzeitig hoherer Standar-
disierung sein. Werden beispielsweise nur eine
begrenzte Zahl von Wohntypen angeboten, wahl-
weise mit oder ohne Balkon und mit einer gerin-
gen Auswahl von zur Verfiigung stehenden Aus-
baustandards bzw. Materialien, konnen Kosten
gespart werden.

Bei diesen Uberlegungen darf jedoch der Quali-
tatsaspekt nicht vernachldssigt werden. Die gro-
3¢ Beliebtheit der Stadt Diisseldorf ldsst sich nicht
nur mit der Wirtschaftskraft erkliren, sondern ist
eben Ausdruck der hohen Wohn- und Lebens-
qualitét in der Landeshauptstadt.

Das soll auch weiterhin so bleiben. Diisseldorf
hat allerdings auf der Grundlage einer sehr gu-
ten wirtschaftlichen Entwicklung vor allem auf-
grund der hohen ausbildungs- und arbeits-
platzbezogenen Zuwanderung an Bevolkerung
gewonnen und présentiert sich seit iiber einem
Jahrzehnt als Wachstumspol im Rheinland. So
sind es vor allem die Altersklassen zwischen 18
und 30 Jahren, die hierherziehen. Dies hat Aus-
wirkungen auf die Altersstruktur der Stadt, die
zwar ebenfalls durch einen Anstieg des Anteils
von Personen im Seniorenalter gekennzeichnet
ist, dies aber auf einem moderaten Niveau. Ge-
pragt wird die Struktur der Diisseldorfer Bevol-
kerung auch durch eine fast alle Grof3stiadte kenn-
zeichnende Suburbanisierung, die insbesondere
die Abwanderung von Familien in das unmittel-
bare Umland umfasst. Hieraus resultiert, dass der
Diisseldorfer Arbeitsmarkt durch einen hohen
Anteil von Beschiftigten mit einem Wohnort au-
3erhalb der Stadtgrenzen gekennzeichnet ist. In
Diisseldorf zu arbeiten und zu einer Kommune
der Region zu pendeln, ist fiir viele Menschen all-
tagliche Realitdt. Dieses nach Alter und Lebens-
situation differente Wanderungsverhalten fiithrt
auch zu einer fir Grof3stiadte typischen Zusam-

mensetzung der Haushalte: der Anteil von klei-
nen Haushalten ist sehr hoch.

Auch auf Stadtteilebene ist die Bevolkerungs-
entwicklung pragend. So konnten vor allem die
bei jungen Menschen beliebten Stadtteile in der
Innenstadt und am Innenstadtrand vom Wachs-
tum profitieren. Kleinrdumig zeigen sich neben
vielen Wachstumsbereichen auch Stadtraume, die
nicht vom gesamtstddtischen Trend Nutzen zie-
hen konnten. Dies ist ein Bild, das auch die stadti-
sche Bevolkerungsprognose fiir den Zeitraum bis
2025 darstellt. Sie zeigt weiter auf, dass auch die
Entwicklung in Bezug auf die kleinrdumige Al-
tersstruktur unterschiedlich verlaufen wird.

Eine wachsende Stadt fithrt wiederum zu einer
sehr hohen Nachfrage auf dem Wohnimmobi-
lienmarkt, die zurzeit aus unterschiedlichen Griin-
den in einzelnen Segmenten nicht ausreichend
gedeckt werden kann. Der Diisseldorfer Woh-
nungsmarkt steht somit vor der Herausforderung,
ein dieser hohen Nachfrage entsprechendes und
bedarfsgerechtes Wohnraumangebot sicherzu-
stellen.

Insgesamt ist zurzeit weder eine Immobilienblase
noch eine Wohnungsnot erkennbar. Es ist auch
noch ein ausreichendes Wohnbauflichenpoten-
zial vorhanden. Gleichzeitig soll im Sinne des
Leitsatzes ,,Innen- vor Auflenentwicklung® eine
weitere Flicheninanspruchnahme im Aufenbe-
reich moglichst vermieden werden. Somit muss
zukiinftig das Hauptaugenmerk auf den Bestand
gelegt werden - also auf die gewachsenen Quar-
tiere. Dazu gehoren zum Beispiel die Umnutzung
von brachliegenden Betriebsflichen und die be-
hutsame Nachverdichtung in den Bestanden.



Prinzipiell gilt es, alle Stadtteile, ausgerichtet an
den jeweiligen Herausforderungen, weiterzuent-
wickeln und Antworten auf die demografischen
Verdnderungen zu finden. Auf die Modernisie-
rung der Bestinde sollte besonderes Augenmerk
gelegt werden - insbesondere angesichts der de-
mografischen Entwicklung und des Klimawan-
dels gewinnen die Themen der Energieeinsparung
und der Barrierearmut zunehmend an Bedeu-
tung. Die Sicherung der Wohn- und Lebensquali-
tat steht dabei immer im Vordergrund.

Aber nicht nur diese Veranderungen sind maf3ge-
bend fiir die weitere Entwicklung des Diisseldor-
fer Wohnungsmarktes. Dessen Rahmenbedingun-
gen sowie der Grundstiicksmarkt miissen ebenso
in die weitere Entwicklung einbezogen werden.
Das aktuelle Wohnungsmarktgeschehen wird
aber auch geprégt durch einen veranderten Blick-
winkel der in der institutionellen Wohnungswirt-
schaft Tatigen. So ist nicht mehr nur die Errich-
tung und der Erhalt von Wohnungen, sondern
auch die Beriicksichtigung besonderer Wohnfor-
men wie Wohnen in Gemeinschaft oder Service-
Wohnen in den Fokus geriickt. Wahrend frither
die Versorgung breiter Schichten der Bevolkerung
mafigeblich war, konzentriert sich die 6ffentliche
und private Wohnungswirtschaft immer mehr auf
die Versorgung bestimmter Personenkreise. Auch
in Diisseldorf ist der Markteintritt kapitalkraftiger
internationaler Finanzinvestierender, wenn auch
schwicher als in anderen Stidten, zu beobach-
ten. Im Zusammenspiel mit den verschérften Be-
dingungen des Finanzmarktes sowie den energe-
tischen und demografischen Herausforderungen
steigt die Notwendigkeit des gezielten Einsatzes
planerischer und finanzieller Ressourcen.

Perspektivisch sollten Strategien entwickelt wer-
den, ausreichenden Wohnraum in allen Preis-
segmenten zu schaffen, ohne den Erhalt und die
Schaffung stidtebaulicher Qualititen zu vernach-
lassigen. Die Stadt Diisseldorf muss diesbeziiglich
Wege finden, finanzielle Anreize zur Schaffung
von nachfragegerechtem Wohnraum zu bieten.
Dies schlief3t neue, freifinanzierte Investorenpro-
gramme ebenso ein wie verbindliche Vorgaben zur
Schaffung eines attraktiven Wohnraumangebotes.

Perspektiven flir den Diisseldorfer Wohnungsmarkt

Hierfiir ist es erforderlich, offentliches und pri-
vates wohnungswirtschaftliches Handeln zu
biindeln, um am Markt zu bestehen und damit
zukunftsfahig zu sein und zu bleiben. Das ,,FO-
RUM ZUKUNFT WOHNEN.DUSSELDORF*
zum kontinuierlichen Informationsaustausch
zwischen der Verwaltung sowie den Akteurinnen
und Akteuren des Wohnungsmarktes kann hier-
fiir ein guter Ansatz sein.

Die intensiven regionalen Wanderungs- und
Pendlerbeziehungen machen deutlich, dass eine
zukiinftige Entwicklung der Stadt Diisseldorf
nicht losgelost von der Region vorangetrieben
werden kann. Es ist daher auch Aufgabe, die Woh-
nungsmarktpolitik an regionalen Rahmenbedin-
gungen auszurichten und sich mit den Kommu-
nen in der Region abzustimmen.

Mit dem integrierten und sich zurzeit in Fort-
schreibung befindlichen Stadtentwicklungs-
konzept ,Diisseldorf 2020* - Wachstum for-
dern, Zukunft gestalten (STEK) verfiigt die Stadt
Diisseldorf iiber einen Orientierungsrahmen, der
die mafigeblichen quantitativen und qualitativen
Faktoren darstellt, an denen die Stadtentwicklung
in den nichsten Jahrzehnten strategisch ausge-
richtet werden kann.

Das vorliegende Handlungskonzept fiir den Woh-
nungsmarkt dient der Konkretisierung dieser
Leitlinien. Die im Stadtentwicklungskonzept for-
mulierten Grundsitze werden weiter prézisiert
und darauf aufbauend konkrete Handlungsauf-
trage festgelegt.

Nach einer detaillierten Analyse der Rahmen-
bedingungen des Diisseldorfer Wohnungsmarktes
wird nun ersichtlich, dass es keine einfache Pau-
schallosung gibt. Stattdessen ist eine Summe von
Einzelmafinahmen notwendig. Die Stadt Diissel-
dorf hat diesbeziiglich einen kleinteiligen Instru-
mentenbaukasten entwickelt, dessen Bausteine in
den folgenden Kapiteln vorgestellt werden.
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5 Zielsetzungen flr den Dusseldorfer Wohnungsmarkt

Die Rahmenbedingungen und daraus resultieren-
den Herausforderungen besitzen eine hohe Dy-
namik und dndern sich hiufig schneller, als dies
im Wohnungsbestand und am Wohnungsmarkt
nachvollzogen werden kann.

Das Handlungskonzept fiir den Wohnungsmarkt
(,ZUKUNFT WOHNEN.DUSSELDORF*) kniipft
an die bisherige nachhaltige Entwicklung des
Wohnungsmarktes an. Das Konzept formuliert
grundsitzliche Zielsetzungen fiir den Diisseldor-
fer Wohnungsmarkt, die dem weiteren Handeln
einen Orientierungsrahmen geben, an dem die

Abb. 33: Zielsetzung

Teilziel 1: Ausgewogenes Wohnraum-
angebot in allen Preissegmenten

Teilziel 2: Férderung stadtischen
Wohnens nach dem raumlichen
Leitbild ,Innen- vor AuBenentwicklung®

Teilziel 3: Klimaangepasste
Stadtentwicklung

Teilziel 4: Modernisierung der
Wohnungsbesténde

Teilziel 5: Sicherung der
Lebensqualitdt heute und morgen

Teilziel 6: Intensivierung der
regionalen Kooperation

Teilziel 7: Sinnvolle Durchmischung
zur Sicherung der Stabilitat von Stadt-
quartieren

Teilziel 8: Forderung von
selbstgenutztem Wohneigentum

Teilziel 9: Ausrichtung des
Wohnraumangebots an die Bedarfe
und Erfordernisse des demografischen
Wandels

Teilziel 10: Unterstitzung neuer
Wohnformen

Teilziel 11: Sicherung und
Entwicklung attraktiver Wohnumfelder

Teilziel 12: Gerechte Lastenverteilung
bei stadtebaulichen Entwicklungen

Quelle: Eigene Darstellung

Wohnbauentwicklung der nédchsten Jahre ausge-
richtet wird. Sie verdeutlichen Grundsitze, die als
maf3geblich fiir die weitere Entwicklung des Diis-
seldorfer Wohnungsmarktes angesehen werden

und bestehende Qualititen sichern sowie neue
schaffen.

Aktionsfeld 1:
Planen und Bauen
nach dem
Dusseldorfer Modell

Aktionsfeld 2:
Planen und Bauen
im Bestand

Aktionsfeld 3:
Okologisch Planen
und Bauen

Aktionsfeld 4:
Planen und Bauen
mit Qualitat

Aktionsfeld 5:
Planen und Bauen
in Kooperation mit
der Region

Aktionsfeld 6:
Beratungs- und
Informations-
angebote



5.1 Hauptzielsetzung

Zielsetzungen flr den Dusseldorfer Wohnungsmarkt

Es ist Zielsetzung der Stadt, eine gemeinwohl-
orientierte Wohnbauentwicklung zu verfolgen,
die ein ausgewogenes Wohnraumangebot in al-
len Preissegmenten schafft, ohne das hohe quali-
tative Niveau in Bezug auf Stiddtebau und Archi-
tektur zu vernachldssigen. Der bisherige Leitsatz
»Qualitit statt Quantitit®, der seinen Ursprung in
den Anforderungen an eine vertragliche (Nach-)
Verdichtung der Stadt hat, wird zu ,,Qualitdt und
Quantitat* weiterentwickelt. Stadtebauliche und
architektonische Qualitidten sind wichtig und
nicht automatisch mit ,,Luxus“ und ,,teuer® gleich-
zusetzen. Gleichzeitig soll im Sinne des Leitsatzes
»Innen- vor AufSenentwicklung® eine weitere Fla-
cheninanspruchnahme im Auflenbereich mog-
lichst vermieden werden.

Unter diesen Rahmenbedingungen verfolgt die Lan-
deshauptstadt Diisseldorf das Ziel des Haushalts-
plans, die Deckung der jihrlichen Nachfrage durch
Baurecht zu sichern, um die auf dem STEK 2020+
basierende Anzahl fertig zu stellender Wohneinhei-
ten zu erreichen.?

Im Rahmen der nachhaltigen Stadtentwicklung
ist es bereits gangige Praxis, die Planungen an den
Bedarf und die Erfordernisse des demografischen
Wandels anzupassen. Ebenso gilt es, vor dem Hin-
tergrund des Klimawandels 6kologisch und wirt-
schaftlich nachhaltig zu handeln. Die Stadt mit
ihren Beteiligungen nimmt hierbei eine Vorbild-
funktion wahr. Sie fithrt die Kooperation mit den
langfristig orientierten und Diisseldorf-interes-
sierten am Wohnungsmarkt titigen Personen/
Unternehmen in Stadt und Region fort und baut
diese Kooperation weiter aus. Die vorhandenen
Kooperationsvereinbarungen fiir einzelne Quar-
tiere sind dabei bundesweit vorbildlich.3

29 Textpassage aus dem Ergédnzungsantrag 01/145/2013 hinzugefiigt.
30 InWIS Forschung und Beratung GmbH, November 2012.

Das Ziel, lebendige Stadtquartiere mit einem An-
gebot an gutem und bezahlbarem Wohnraum
zu schaffen, tragt zur hohen Lebensqualitét bei,
gleichzeitig sichert und steigert es die Anziehungs-
kraft der Stadt. Die Wohnung und das Wohnum-
feld mit Angeboten an Griin- und Freiflachen, mit
attraktiven offentlichen Rdumen sowie guten Ver-
sorgungsmoglichkeiten sind fiir die Lebensqua-
litat der Biirgerinnen und Biirger von hoher Be-
deutung.

Um dies zu erreichen, mussen im Sinne der Nach-
haltigkeit verstirkt innovative, wirtschaftliche,
okologische und soziale Konzepte im Bestand und
im Neubau umgesetzt werden. Es ist erforderlich,
stadtebauliche und architektonische MafSnahmen
mit 6kologischen Programmen, sozialen Prozes-
sen und wirtschaftlichen Interessen zu verkniipfen.
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5.2 Teilziele

Im Rahmen dieser Zielsetzung verfolgt die Stadt
weitere, das Hauptziel konkretisierende Teilziele.
Diese wurden aus den Leitlinien des Vorentwurfs
abgeleitet und im Zuge der weiteren Erarbeitung
des Handlungskonzeptes prazisiert. Zum Teil er-
geben sich Uberschneidungen, zum Teil bedingen
sich Teilziele gegenseitig oder ergénzen sich. Prin-
zipiell stehen aber alle Ziele gleichrangig nebenei-
nander - es erfolgt keine Priorisierung.

Orientiert an aktuellen sozialen, wirtschaftlichen
und o6kologischen Herausforderungen zeigen die
Teilziele die weitere Ausrichtung der kommuna-
len Aktivititen auf dem Wohnungsmarkt auf. Die
Umsetzung dieser Ziele erfolgt in verschiedenen
Aktionsfeldern (siehe Kapitel 6).

Teilziel 1: Ausgewogenes Wohnraumangebot
in allen Preissegmenten

Hintergrund

Nicht nur die Gesprache der Stadt Diisseldorf mit
den Fachleuten des Wohnens (z.B. Wohnungs-
unternehmen und Immobilienmaklerinnen und
-makler) im Rahmen des ,FORUM ZUKUNFT
WOHNEN.DUSSELDORF, sondern auch aktu-
elle Untersuchungen von Instituten und Unter-
nehmen sowie die derzeitige Diskussion auf allen
politischen Ebenen zeigen fiir die Landeshaupt-
stadt auf, dass eine Investition in den Diisseldorfer
Wohnungsmarkt eine zukunftsfdhige Handlungs-
maxime darstellt. Die Attraktivitdt Diisseldorfs
tithrt dazu, dass die Realisierung hochpreisiger
exklusiver Wohnungen keiner besonderen Unter-
stlitzung bedarf. Im mittleren und unteren Preis-
segment sind jedoch weitere Handlungsbedarfe
auszumachen.

Zielsetzung

Es ist daher Ziel der Stadtentwicklung, ein ausge-
wogenes Wohnraumangebot - differenziert in alle
Preissegmente des Diisseldorfer Wohnungsmark-
tes (hochpreisig, mittelpreisig, tiefpreisig, dies ist

31 Textpassage aus dem Ergédnzungsantrag 01/145/2013 hinzugefiigt.

in der Regel die Wohnraumférderung durch Land
und Stadt) — bereitzustellen.

Zur Erreichung der im Haushaltsplan vorgesehenen
Zielzahlen zur Errichtung von gefordertem Wohn-
raum sollen die Fordermittel des Landes Nordrhein-
Westfalen vollumfinglich ausgeschopft werden. Die
Erreichung der Haushaltsziele soll vorrangig durch
die Wohnungsgenossenschaften und private Inves-
toren erfolgen. Sollten die Zielzahlen des Haushalts-
plans zur Errichtung geforderten Wohnraums ab-
sehbar nicht erreicht werden, sollen die Aktivititen
der Stddtischen Wohnungsbaugesellschaft Diissel-
dorf (SWD) in diesem Bereich entsprechend ange-
passt werden.3!

Umsetzung/Aktionsfelder
Die Stadt Diisseldorf setzt dieses Ziel durch fol-
gende Mafinahmen um:

= Festlegung von Anteilen preiswerter und be-
zahlbarer Wohnungen in Neubaugebieten
(> 6.1.1)

= Stiadtisches Forderprogramm zur Unterstiit-
zung des offentlich geférderten Wohnungsbaus
durch Grunderwerb (= 6.1.2)

= Flexible Preisgestaltung bei stadtischen Grund-
stiicken fiir die Errichtung von 6ffentlich gefor-
dertem Wohnungsbau (= 6.1.3)

® Programm ,Innovativer Mietwohnungsbau zu
glinstigen Konditionen® (= 6.1.4)

= Flexible Preisgestaltung bei stadtischen Grund-
stiicken fiir den geférderten Neubau von selbst-
genutztem Eigentum (= 6.1.5)

= Stadtisches Férderprogramm zum Erwerb von
Belegungs- und Mietbindungen (= 6.1.6)

= Stadtisches Forderprogramm zur Forderung
von selbstgenutztem Wohneigentum (= 6.1.7)

= Bebauungspldne und Satzungen (= 6.4.2)

= Wohnungsmarktbeobachtung (= 6.6.4)



Teilziel 2: Forderung stadtischen Wohnens
nach dem raumlichen Leitbild ,,Innen- vor
AuBenentwicklung*

Hintergrund

Bei der Entwicklung neuer Wohnbauflachen auf
Grund des prognostizierten Bevolkerungswachs-
tums sind die vorhandene dichte Bebauung und
die rdumliche Grenze der Stadt mafigebend. Der
Druck einer weiteren baulichen Entwicklung
wichst somit nicht nur im Innenbereich, sondern
auch auf Flachen im AufSenbereich.

Zielsetzung

Das erklarte Ziel der Duisseldorfer Stadtentwick-
lung ist es jedoch, diese bisher nicht bebauten
Flichen auflerhalb der Siedlungsflichen insbe-
sondere fur den Naturschutz, die Trinkwasser-
gewinnung, die Landwirtschaft und als Erho-
lungsraum zu bewahren und die weitere bauliche
Entwicklung weitestgehend auf den Innenbereich
zu konzentrieren. Weiter gilt es, bestehende stad-
tebauliche Strukturen zu erhalten und diese be-
hutsam unter Wahrung des Charakters der Stadt-
raume weiterzuentwickeln.

Die Stadt Diisseldorf hat hierzu im Stadtentwick-
lungskonzept ,,Diisseldorf 2020* - Wachstum for-
dern, Zukunft gestalten das raumliche Leitbild
»Innen- vor Aulenentwicklung® formuliert. Eine
Fortschreibung des STEK (2025%) wird derzeit er-
arbeitet.

Umsetzung/Aktionsfelder

Folgende Strategien und Mafinahmen férdern eine
dem rdumlichen Leitbild entsprechende bauliche
Entwicklung in der Landeshauptstadt:

Nachnutzung von Brachfldchen (2 6.2.1)
Disseldorfer Innenhofatlas (= 6.2.2)
Evaluierung der Bebauungsplane (= 6.2.3)
Umnutzung von Biiro- in Wohngebiude
(> 6.2.4)

Zielsetzungen flr den Dusseldorfer Wohnungsmarkt

Teilziel 3: Klimaangepasste Stadtentwicklung

Hintergrund

Der Klimawandel und seine absehbaren Folge-
wirkungen stehen im Mittelpunkt kommunaler
Aufgaben der Zukunft und somit auch der Stadt-
entwicklung. Erste Anzeichen sind langfristige
Veranderungen meteorologischer Parameter wie
Temperatur und Niederschlage, aber auch die Zu-
nahme von Extremwetterereignissen. Als Ursache
fir den Klimawandel wird vor allem die deutliche
Zunahme von Treibhausgasen wie beispielsweise
Kohlendioxid gesehen. Eine Reduzierung des
Ausstofles dieser Gase hat damit im Klimaschutz
oberste Prioritét.

Zielsetzung

Die Stadt Diisseldorf hat die Dringlichkeit von
Klimaschutzaktivitaten frithzeitig erkannt und be-
reits in den neunziger Jahren mit ersten Projekten
im Klimaschutz begonnen. Das gesamtstadtische
Programm zum Klimaschutz ,,Die Schopfung be-
wahren - 30 Initiativen fiir den Klimaschutz in
Diisseldorf“ wurde im Mérz 2008 durch den Rat
verabschiedet. Das Programm setzt vorrangig auf
die drei zentralen Sdulen der Energieeinsparung,
Optimierung der Energieeffizienz und den Aus-
bau der erneuerbaren Energien.

Im Rahmen des Klimaschutzkonzeptes sollen
die klimaschéddlichen Kohlendioxidemissionen
innerhalb von 5 Jahren stadtweit um 10 % gesenkt
werden. Anschlieflend soll das Konzept fortge-
schrieben werden. Das langfristige Ziel ist die Er-
reichung der Klimaneutralitdt bis zum Jahr 2050.
Dies bedeutet, dass die durchschnittlichen Pro-
Kopf-Emissionen auf zwei Tonnen Kohlendioxid
pro Jahr reduziert werden. Ein ambitioniertes Ziel
fiir den zweitgrofiten Industriestandort in NRW.
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Umsetzung/Aktionsfelder
Besondere Bedeutung im Zusammenhang mit
dem Wohnungsbau haben:

= Klimaangepasste und umweltbewusste Stadt-
planung (2 6.3.1)

= Stadtisches Férderprogramm ,,Klimafreund-
liches Wohnen in Diisseldorf“ (= 6.3.2)

= Qualitative Standards in stidtebaulichen Ver-
tragen (= 6.4.3)

= Bauberatung (= 6.6.2)

= Serviceagentur Altbausanierung (SAGA)
(= 6.6.6)

Teilziel 4: Modernisierung der Wohnungs-
bestande

Hintergrund

Ca. 60% des Gebdudebestandes in Diisseldorf
sind alter als 50 Jahre. Nur ca. 1,5% des Gebéu-
debestandes sind barrierearm oder barrierefrei.
Zudem entsprechen grofle Teile der Bestandsge-
baude nicht mehr den heutigen Wohnanspriichen:
so werden hellere, grofiziigigere Wohnzuschnitte
gefordert, groflere Fensterflichen, Loggien und
Balkone. Die Gespriche der Stadt Diisseldorf mit
den Akteurinnen und Akteuren des Wohnungs-
marktes im Rahmen des ,FORUM ZUKUNFT
WOHNEN.DUSSELDORF* zeigen auf, dass hier
ein grofles Aktionspotenzial fiir Investitionen
liegt, das auch zur Stirkung einzelner Stadtteile
und zu nachbarschaftlichen Quartieren fiihrt.

Zielsetzung

Es ist Ziel der Stadtentwicklung, die Wohnungs-
bestande zukunftsfahig zu entwickeln und zu mo-
dernisieren. Dazu gehéren neben Mafinahmen zur
barrierefreien Ausgestaltung auch qualitative Mo-
dernisierungen, z.B. in Form von Wohnraumer-
weiterungen (Zusammenlegung von Wohnungen,
Anbau von Balkonen, Dachausbau etc.) oder op-
tischer Aufwertung (z.B. Fassadenanstrich) und
insbesondere energetische Sanierungen.

Hier gilt es, nicht nur Forderprogramme und Be-
ratungsangebote anzubieten, sondern auch ge-
zielt auf Eigentimerinnen und Eigentiimer sowie
Mieterinnen und Mieter zuzugehen und vor Ort
- zum Beispiel in Form von Modellprojekten —
Aufwertungsprozesse zu initiieren. Gerade bei
Mehrfamilienhdusern und/oder Blockrandbebau-
ung kann es hilfreich sein, mehrere Betroffene an
einen Tisch zu holen und gemeinsam Losungen
zu entwickeln.

Insgesamt kann durch unterschiedliche Moderni-
sierungsmafSnahmen eine Steigerung der Wohn-
und Lebensqualitdt im gesamten Wohn- und Le-
bensumfeld erzielt werden.

Dabei spielt auch die Stadtische Wohnungsge-
sellschaft Diisseldorf AG mit einem Wohnungs-
bestand von ca. 1.120 eigenen und 7.110 von der
Stadt Diisseldorf angepachteten Wohnungen eine
Rolle. In Anbetracht ihrer Bedeutung bei der Ver-
sorgung einkommensschwicherer Haushalte mit
Wohnraum modernisiert sie im Rahmen der wirt-
schaftlichen Moglichkeiten den Bestand und trégt
so zu den wesentlichen Zielen der Stadtentwick-
lung bei.

Umsetzung/Aktionsfelder

= Stadtisches Forderprogramm zum Abbau von
Barrieren im Wohnungsbestand (= 6.2.5)

= Integrierte Quartiersentwicklung im Rahmen
des Forderprogramms ,,Soziale Stadt“ (= 6.2.6)

= Modellprojekt ,Kooperation im Quartier
(KIQ)“ (2 6.2.7)

= Klimaangepasste und umweltbewusste Stadt-
planung (2 6.3.1)

= Stadtisches Forderprogramm ,Klimafreund-
liches Wohnen in Diisseldorf“ (= 6.3.2)

= Wohnberatung (2 6.6.1)

= Serviceagentur Altbausanierung (SAGA)
(= 6.6.6)



Teilziel 5: Sicherung der Lebensqualitat heute
und morgen

Hintergrund

Die Stadtentwicklung in Diisseldorf muss vielen
Anforderungen gerecht werden. Das Interesse am
Wohn- und Arbeitsstandort Diisseldorf ist unge-
brochen grof3: die wachsende Stadt muss fiir ihre
heutige und zukiinftige Bevolkerung kurzfristig
ausreichend Wohnraum schaffen. Gleichzeitig
sind die verfiigbaren Flichen knapp und die Ver-
wertungserwartungen hoch.

Zielsetzung

Auch wenn der Druck auf die Stadt wachst, mog-
lichst kurzfristig neuen Wohnraum zu schaffen,
hat die Sicherung der Lebensqualitdt heute und
morgen eine hohe Prioritit in Diisseldorf. Das be-
deutet, dass keinesfalls unkontrolliert ein hohes
Bauvolumen geschaffen werden soll, sondern bei
jedem Neubauprojekt auch auf die Qualitét geach-
tet wird — im Sinne von stadtebaulicher und ar-
chitektonischer Qualitit, aber vor allem auch im
Sinne von Lebensqualitit im Quartier und bei der
Wohnung selbst.

Zur Schaffung von qualitativ hochwertigen und
konsensfahigen Planungskonzepten sollen alle
verfligbaren planerischen Instrumente genutzt
werden. Bereits bei der ersten Entwurfsplanung
muss auf die Schaffung eines lebenswerten Quar-
tiers in angemessener Mafistdblichkeit und mit
ausreichend und nutzbaren Griinflichen und
Aufenthaltsbereichen geachtet werden. Die Mog-
lichkeiten des Baurechts zur Optimierung der
Gestaltung von Neubauprojekten, aber auch zur
Vermeidung von negativen Beeintrachtigungen in
bestehenden Quartieren sollen hinreichend aus-
geschopft werden. Die Durchsetzung der Ziele
kann durch den Abschluss stadtebaulicher Vertra-
ge verbindlich geregelt und sichergestellt werden.

Zielsetzungen flr den Dusseldorfer Wohnungsmarkt

Neben den gesetzlich formellen Instrumenten ge-
winnen informelle Beteiligungsformen zuneh-
mend an Bedeutung. Aufgrund der bisherigen
positiven Erfahrungswerte sollen auch weiterhin
- insbesondere bei komplexen Projekten — ver-
mehrt Wettbewerbe, Gutachter- oder Werkstatt-
verfahren durchgefithrt werden, um durch die
Einbindung externer Planungs- und Architektur-
biiros und den moglichen Vergleich unterschied-
licher Entwiirfe das bestmogliche Konzept fiir
den jeweiligen Standort zu erhalten. Die frithzei-
tige Einbindung aller Betroffenen - Biirgerschaft,
Eigentiimerinnen und Eigentiimer, Investieren-
de, Politik - in den Planungsprozess sorgt dabei
fir Transparenz, eine hohere Akzeptanz und die
Identifikation mit dem jeweiligen Projekt.

Die Anspriiche an Stiddtebau, Architektur und Le-
bensqualitat gelten auch fiir die Entwicklungen in
den vorhandenen Stadtquartieren. Die Qualiti-
ten im Bestand sind zu sichern und weiterzuent-
wickeln. Auch hier sind die hohen Mafistdbe an-
zuwenden, die in der Neuplanung relevant sind.

Insgesamt gilt — fiir Neuplanungen ebenso wie
fir die Entwicklung im Bestand: das Ziel neuen
Wohnraum zu schaffen wird nur unter Absiche-
rung von Qualitdten umgesetzt werden. Denn die
derzeitige positive Bevolkerungsentwicklung ist
das Resultat guter Stadtplanung mit hohen An-
forderungen an die einzelnen Projekte. Sie sichern
die Qualitdt in den Stadtquartieren, die Diissel-
dorf attraktiv fiir die Bewohnerinnen und Bewoh-
ner macht.

Umsetzung/Aktionsfelder

= Gutachterverfahren, Wettbewerbe, Werkstatt-
verfahren (= 6.4.1)

= Bebauungsplane und Satzungen (= 6.4.2)

® Qualitative Standards in stadtebaulichen Ver-
tragen (= 6.4.3)
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Teilziel 6: Intensivierung der regionalen
Kooperation

Hintergrund

Erklartes Ziel der Diisseldorfer Stadtentwicklung
ist es, die Stadt als attraktiven Wohn-, Arbeits-
und Lebensstandort zu erhalten und weiterzu-
entwickeln. Dazu gehort auch, vielfdltigen und
attraktiven Wohnraum bereitzustellen. Wesent-
liche stadtplanerische Ziele sind dabei die Innen-
vor Auflenentwicklung und die Wahrung der
stadtebaulichen Qualititen. Es gilt, tiber Quali-
tat, Attraktivitdt und Vielfaltigkeit den Menschen
in Diisseldorf angemessenen Raum zum Wohnen
zu sichern.

Aufgrund dieser Zielsetzungen und der Flachen-
knappheit sind jedoch dem Umfang des Ange-
botes innerhalb des Diisseldorfer Stadtgebietes
Grenzen gesetzt. Im Hinblick auf das prognosti-
zierte weitere Bevolkerungswachstum der Stadt
Diisseldorf ist davon auszugehen, dass die enge
Wanderungsverflechtung mit dem Umland wei-
ter anhalten wird.

Zielsetzung

Die Wanderungsbewegungen in die Region soll-
ten durch eine nachhaltige und siedlungsstruk-
turell sinnvolle Steuerung der Wohnbaulandent-
wicklung regional vertriglich gelenkt werden.
Durch regionale Kooperationen kann vor dem
Hintergrund des demografischen Wandels die
Konkurrenz um Einwohnerinnen und Einwohner
zwischen allen beteiligten Stddten und Gemein-
den in konstruktive Bahnen gelenkt werden. Hier
kénnen Strategien diskutiert und Entscheidun-
gen vorbereitet werden, die die Zusammenarbeit
bei der Wohnbaulandentwicklung erleichtern.
Dabei sollen die kommunalen Steuerungs- und
Entwicklungsmoglichkeiten erhalten bleiben, die
Planungshoheit der Gemeinden wird nicht infra-
ge gestellt. Vielmehr zielt die Zusammenarbeit
darauf ab, regionale Ziele dezentral mit Unterstiit-
zung der Gemeinden zu verwirklichen, so dass
z.B. im Hinblick auf Ausnutzung der Infrastruk-
tur ein Vorteil fiir alle daraus entsteht.

Umsetzung/Aktionsfelder

= Neuaufstellung des Regionalplans (= 6.5.1)

= Kooperation fiir eine gemeinsame Raument-
wicklung (KOGERE) (= 6.5.2)

= Regionale Kooperation Rhein-Kreis Neuss,
Stadt Diisseldorf und Kreis Mettmann (= 6.5.3)

Teilziel 7: Sinnvolle Durchmischung zur
Sicherung der Stabilitat von Stadtquartieren

Hintergrund

Die Wirkungen kommunaler Wohnungspolitik
werden von vielen Akteurinnen und Akteuren ge-
meinsam erzeugt. Dabei ist Konsens, dass soziale
Qualitaten des Wohnens sich nur einstellen, wenn
alle Beteiligten ihre Arbeit an gemeinsamen Qua-
litatszielen orientieren. Die Stadt verfolgt bei der
Beratung der Investorinnen und Investoren von
Vorhaben des geférderten Wohnungsbaus ein ak-
tives und ausgewogenes Belegungsmanagement
und stimmt zu entwickelnde Quartiere sowie die
Groflenordnung der Vorhaben standortbezogen
und sensibel ab. Unterstiitzt wird die Kommune
durch das Forderinstrument des Landes, Miet-
wohnungen auch fiir Haushalte mit Einkommen
bis 40 % tiber der Einkommensgrenze zu errichten.

Zielsetzung

Die Herstellung ausgewogener und sozial durch-
mischter Strukturen ist eine Kernaufgabe der Ver-
antwortlichen in der privaten und offentlichen
Wohnungswirtschaft.

Einkommensschwachen Haushalten gelingt es
aber nur schwer, sich am freien Wohnungsmarkt
mit Wohnraum zu angemessenen Bedingun-
gen zu versorgen. Land und Kommunen férdern
daher - unter Einsatz erheblicher offentlicher
Mittel — den Bau von Wohnungen fiir diesen Per-
sonenkreis. Die Vermittlung solcher Wohnungen
ist den Gemeinden als gesetzliche Pflichtaufgabe
zugewiesen.



Das Gesetz zur Forderung und Nutzung von
Wohnraum fiir das Land NRW schreibt als For-
dervoraussetzung ausschliefSlich eine zielgrup-
penorientierte Schaffung von Wohnraum vor.
Dies sind Haushalte mit Kindern, Alleinerzie-
hende, Schwangere, éltere Menschen und Men-
schen mit Behinderungen. Auch die Versorgung
der Personenkreise der gering verdienenden Ein-
Personen-Haushalte ist grof3stadttypisch.

Die Stadt achtet im Hinblick auf ihr Belegungsma-
nagement (sowohl im Bestand als auch bei Neu-
bau-Vorhaben) in enger Abstimmung mit den
Haus- und Wohnungseigentiimerinnen und -ei-
gentiimern darauf, dass die wohnungssuchenden
Haushalte stabilen Wohnquartieren zugewiesen
werden. Ziel ist es, bei der Ausiibung von Be-
setzungsrechten keine ,lberforderten Nachbar-
schaften® entstehen zu lassen. Es wird zur For-
derung der Integration aller Nationalititen und
Aufrechterhaltung einer stabilen Struktur versucht,
eine sozialvertragliche Mischung der verschiede-
nen Bevolkerungsgruppen (z.B. Deutsche, aus-
lindische Personen verschiedener Kulturkreise,
ausgesiedelte Personen, Fliichtlinge) und unter-
schiedlicher Einkommensverhaltnisse (z. B. Emp-
fangerinnen und Empfinger von Lohn/Gehalt,
Rente oder Transferleistungen etc.) zu erreichen.

Umsetzung/Aktionsfelder

= Festlegung von Anteilen preiswerter und
bezahlbarer Wohnungen in Neubaugebieten
(> 6.1.1)

= Flexible Preisgestaltung bei stadtischen Grund-
stiicken fiir den geférderten Neubau von selbst-
genutztem Eigentum (= 6.1.5)

= Stadtisches Forderprogramm zum Erwerb von
Belegungs- und Mietbindungen (= 6.1.6)

= Bebauungsplane und Satzungen (= 6.4.2)

Zielsetzungen flr den Dusseldorfer Wohnungsmarkt

Teilziel 8: Forderung von selbstgenutztem
Wohneigentum

Hintergrund

Eine Kernaufgabe der sozialen Wohnraumforde-
rung ist die Hilfestellung bei Errichtung und Er-
werb von privatem Wohneigentum. Es gilt das
Prinzip, dass die Versorgung mit Wohneigentum
die nachhaltigste Wohnraumversorgung darstellt.
Neben der Forderung des Wohneigentums mit
Darlehen des Landes NRW3? erfolgt eine Forde-
rung im Rahmen der stadtischen Richtlinie ,,For-
derung selbstgenutzten Wohneigentums® - eben-
falls in Darlehensform.

Zielsetzung

Ziel der stadtischen Forderung ist die Schaffung
eines zusitzlichen Anreizes, im Diisseldorfer
Stadtgebiet Eigentum zu errichten oder zu erwer-
ben. Dadurch sollen auch Neubiirgerinnen und
-biirger - insbesondere Familien mit Kindern —
angesprochen und Abwanderungswillige in der
Stadt gehalten werden. Durch die mégliche Uber-
schreitung der Einkommensgrenze in der sozia-
len Wohnraumférderung um bis zu 50 % profi-
tieren hiervon auch junge ,,Mittelschichtfamilien®
mit Kindern.

Umsetzung/Aktionsfelder

= Festlegung von Anteilen preiswerter und
bezahlbarer Wohnungen in Neubaugebieten
(2 6.1.1)

= Flexible Preisgestaltung bei stadtischen Grund-
stiicken fiir den geforderten Neubau von selbst-
genutztem Eigentum (= 6.1.5)

= Stiddtisches Forderprogramm zur Forderung
von selbstgenutztem Wohneigentum (= 6.1.7)

32 Das Ministerium fiir Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr des Landes NRW (MBWSV) hat Anderungen der Forderbestim-

mungen fiir die soziale Wohnraumférderung fiir 2013 am 21.02.2013 veréffentlicht, die insbesondere fiir die Stadte Bonn, K6ln, Diisseldorf

und Miinster eine Verbesserung gegeniiber den bisherigen Bestimmungen darstellen (siehe Anhang).
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Zielsetzungen flr den Dusseldorfer Wohnungsmarkt

Teilziel 9: Ausrichtung des Wohnraum-
angebots an die Bedarfe und Erfordernisse
des demografischen Wandels

Hintergrund

Bereits heute ist knapp ein Viertel der Diisseldor-
fer Bevolkerung 60 Jahre und ilter. Dieser Trend
wird sich weiter fortsetzen. Die aktuelle Bevol-
kerungsprognose macht deutlich, dass weitere
Verdnderungen der Altersstruktur zu bewdltigen
sind.

Zielsetzung

Nicht nur im Hinblick auf die Alterung unserer
Gesellschaft, sondern fiir alle Menschen ist ein
barrierefreies Wohnen und Wohnumfeld notwen-
dig. Fuf8ldufig erreichbare infrastrukturelle Nah-
versorgung gehort ebenso dazu wie die individu-
elle Anpassung des Wohnraums. Dariiber hinaus
sind neue nachbarschaftliche Wohnformen zu
entwickeln und zu fordern.

Umsetzung/Aktionsfelder

= Stadtisches Forderprogramm zum Abbau von
Barrieren im Wohnungsbestand (= 6.2.5)

= Wohnberatung (= 6.6.1)

= Bauberatung (= 6.6.2)

= Leitfaden fiir neue gemeinschaftliche Wohn-
formen (= 6.6.7)

Teilziel 10: Unterstiitzung neuer Wohnformen

Hintergrund

Auch neue (gemeinschaftliche) Wohnformen er-
freuen sich einer immer grofleren Beliebtheit und
damit einer immer starkeren Nachfrage. Gemein-
schaftliches Wohnen unterscheidet sich in zwei
wesentlichen Punkten von anderen Wohnangebo-
ten (altersgerechtes Wohnen, betreutes Wohnen):
Die Betroffenen entscheiden sich hier bewusst
fiir ein Zusammenleben mit Gleichgesinnten, um
sich gegenseitig zu unterstiitzen und gemeinsam
aktiv zu sein. Sie wollen mehr als eine unverbind-
liche Nachbarschaft. Eine weitere Besonderheit
ist die aktive Rolle der Bewohnerinnen und Be-
wohner.

Neue Wohnformen werden von der Verwaltung
aber auch auflerhalb des altersgerechten Wohnens
unterstiitzt: der Verein ,Wohnen mit Kinderne.V.,
Ortsverband Diisseldorf® fordert insbesondere
durch das gleichnamige Projekt das Wohnen mit
Kindern in der Stadt. Der Verein errichtete im
Plangebiet ,,Gerresheim, Am Quellenbusch® im
Rahmen einer Baugemeinschaft geférderte und
freifinanzierte Eigentumswohnungen.

Zielsetzung

Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, dass
die Realisierung von Wohnprojekten ,Wohnen in
Gemeinschaft® nur dann erfolgreich sein kann,
wenn die Beratungs- und Koordinierungsaufga-
ben intensiviert werden. Diese Aufgaben werden
seitens der Stadt von der Wohnberatung des Am-
tes fiilr Wohnungswesen wahrgenommen.

Die Aufgabe ,Schaffung zielgruppenorientier-
ten Wohnraums und Unterstiitzung neuer Wohn-
formen“wird derzeitvon der Verwaltungzielgerich-
tet und bedarfsorientiert optimiert: die Leistungen
der Wohnberatung, sowohl die Wohnraumanpas-
sung als auch die Wohnungsvermittlung fiir alte-
re Menschen und das Umzugsmanagement, wer-
den auch kiinftig mit gleicher Qualitat fortgefiihrt.
Ggf. muss der Leistungsumfang entsprechend op-
timiert werden.

Die Beratung von Investorinnen und Investoren
im Rahmen der sozialen Mietwohnraumfoérderung



wird im Hinblick auf den Bedarf an altersgerechten
Wohnungen entsprechend verstetigt.

Umsetzung /Aktionsfelder

= Wohnberatung (= 6.6.1)

= Bauberatung (= 6.6.2)

= Leitfaden fiir neue gemeinschaftliche Wohn-
formen (= 6.6.7)

Teilziel 11: Sicherung und Entwicklung attrak-
tiver Wohnumfelder

Hintergrund

Wie bereits im Teilziel 5 (Sicherung der Lebens-
qualitdt heute und morgen) dargestellt, gilt — fiir
Neuplanungen ebenso wie fiir die Entwicklung
im Bestand: das Ziel neuen Wohnraum zu schaf-
fen wird nur unter Absicherung von Qualitaten
umgesetzt.

Damit ist aber nicht nur die Wohnung selbst ge-
meint (vgl. hierzu Modernisierung der Wohnungs-
bestinde unter Teilziel 4) — ausschlaggebend fiir
ein lebenswertes Quartier ist auch ein attraktives
Wohnumfeld.

Zielsetzung

Zielsetzung fiir Neubauprojekte ist dementspre-
chend eine enge Vernetzung von Wohnungsbau
und Infrastrukturplanung. Dies erfolgt bereits im
Rahmen der formellen Beteiligungsverfahren —
auf Basis der Vorplanungen entscheiden die Fach-
amter und Behorden beispielsweise, inwiefern das
Gebiet bereits gut erschlossen ist, eine neue Hal-
testelle fiir den Offentlichen Personennahverkehr
eingeplant werden muss, ob hinreichend Plétze
in der Kindertagesstitte vorhanden sind oder ein
Neubau erforderlich wird. Des Weiteren wird u. a.
gepriift, inwiefern im Umfeld hinreichend Griin-
flaichen und Spielplitze vorhanden sind, oder ob
das Projekt zum Anlass genommen werden kann,
nicht nur den ausgel6sten, sondern auch - im an-
gemessenen Rahmen und ohne die Wirtschaft-
lichkeit des Projekts zu gefihrden — den ggf. be-
reits bestehenden Bedarfim Zuge der Neuplanung
zu decken.

Zielsetzungen flr den Dusseldorfer Wohnungsmarkt

Ein entscheidender Bestandteil eines attraktiven
Wohnumfeldes ist — insbesondere auch vor dem
Hintergrund des demografischen Wandels - eine
wohnungsnahe Versorgung. Die Sicherung die-
ser Nahversorgung durch Stiarkung der bestehen-
den Zentrenstruktur und SchlieSung von Versor-
gungsliicken ist eine wesentliche Zielsetzung des
Rahmenplans Einzelhandel.

Neben der Schaffung attraktiver Wohnumfelder
bei Neubauprojekten gilt es auch weiterhin, in be-
stehenden Quartieren ein lebenswertes Umfeld zu
erhalten und fortzuentwickeln. Hier sollen auch
zukiinftig Modellprojekte und informelle Beteili-
gungsformen genutzt werden, um Aufwertungs-
prozesse zu initiieren.

Umsetzung/Aktionsfelder

= Integrierte Quartiersentwicklung im Rahmen
des Forderprogramms ,,Soziale Stadt“ (= 6.2.6)

= Modellprojekt ,Kooperation im Quartier
(KIQ)“ (& 6.2.7)

= Rahmenplan Einzelhandel (= 6.2.8)

= Klimaangepasste und umweltbewusste Stadt-
planung (2 6.3.1)
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Zielsetzungen flr den Dusseldorfer Wohnungsmarkt

Teilziel 12: Gerechte Lastenverteilung bei
stadtebaulichen Entwicklungen

Hintergrund

Stadtebauliche Planungen sind in der Regel mit
finanziellen Aufwendungen fiir Planung, Bau-
reifmachung, Erschliefung und mit der Bereit-
stellung der erforderlichen Gemeinbedarfs-
infrastruktur sowie Griin- und Ausgleichsflichen
unterschiedlicher Zweckbestimmung verbunden.
Diese Aufwendungen stellen den Kommunal-
haushalt angesichts der erreichten Versorgungs-
standards in der Daseinsvorsorge vor immer gro-
3ere Herausforderungen.

Zielsetzung

Da die Stadt ihre Planungstitigkeit in der Be-
standsentwicklung ausbauen mdochte, sollen die
Planungsbegiinstigten (Investierende, Vorhaben-
trager, Grundstiickseigentiimerinnen und -eigen-
timer) an den Kosten, die aus Anlass oder als Fol-
ge des geplanten Investitionsvorhabens entstehen,
ganz oder in angemessener Weise beteiligt wer-
den. Zur Refinanzierung schliefit die Stadt regel-
miflig stddtebauliche Vertrage/Durchfithrungs-
vertrage sowie Erschlieffungsvertrige mit den
Planungsbegiinstigten ab.

Umsetzung/Aktionsfelder
= Qualitative Standards in stadtebaulichen Ver-
tragen (= 6.4.3)



Aktionsfelder — Umsetzung in 32 MaBnahmen 6

Zur Umsetzung der genannten Ziele werden in sechs
Aktionsfeldern verschiedene Strategien und Maf3-

nahmen zusammengefasst.

Der Status ,,in Umsetzung® in den jeweiligen Steck-
briefen bedeutet, dass das Projekt bereits begonnen

wurde und derzeit bearbeitet wird.

6.1 Planen und Bauen nach dem Diisseldorfer Modell

Das Ziel, ein ausgewogenes Angebot an Wohn-
raum fiir alle Bevolkerungsgruppen zu schaffen,
bedarf insbesondere im preiswerten und mittle-
ren Wohnungsmarktsegment einer begleitenden
Steuerung durch Politik und Verwaltung. Die bis-
herigen freiwilligen Angebote von Investierenden
und das vorhandene umfangreiche Férderangebot
der Stadt Diisseldorf sind zu ergédnzen. Aufgabe ist
es, das gesellschaftliche Ziel einer ausgewogenen
Wohnungsmarktentwicklung mit den Interessen
der Akteurinnen und Akteure des Wohnungs-
marktes in Einklang zu bringen, um ein attrakti-
ves Angebot fiir alle Nachfragegruppen gewahr-
leisten zu kénnen.

Mit dem vorliegenden Handlungskonzept fiir den
Wohnungsmarkt ZUKUNFT WOHNEN.DUS-
SELDOREF als gesamtstadtischem Handlungsrah-
men sollen Standards und Ziele definiert werden,
die in der Wohnbauentwicklung erreicht werden
sollen.

Dabei hat die Stadt Diisseldorf im Wesentlichen
neben den formellen Instrumenten wie dem
Planungsrecht zwei Moglichkeiten, den Woh-
nungsmarkt zu beeinflussen: einerseits durch das
Schliefien von stiddtebaulichen Vertragen mit In-
vestorinnen und Investoren oder Projektentwick-
lern im Rahmen der Bauleitplanung und anderer-
seits durch die Kaufvertragsgestaltung bei dem
Verkauf von stddtischen Grundstiicken. Im Be-
stand, der iiber 99 % der Wohnungen in Diissel-
dorf umfasst, kann die Stadt nur sehr begrenzt
Einfluss auf den Wohnungsmarkt nehmen.

Durch die Festsetzung in Bebauungspldnen kann
die Stadt Diisseldorf im Rahmen der Planungs-
hoheit die Art und das Maf3 der Bebauung be-
stimmen. So kann zum Beispiel die Festsetzung
der Dichte und der Bauform eine Durchmischung
von unterschiedlichen Wohnungsgréfien und da-
mit die Vielfalt der Bewohnerstruktur im Quar-
tier begiinstigen. Dieses trdgt zu einer qualititvol-
len und nachhaltigen Stadtentwicklung bei und
wird im Rahmen dieses Konzeptes im Aktions-
feld 4 ,,Planen und Bauen mit Qualitat (Kap. 6.4)
néher erldutert.

Im Aktionsfeld ,,Planen und Bauen nach dem
Diisseldorfer Modell zum Wohnungsmarkt®
kommt neben vertraglichen Regelungen hin-
sichtlich der Quotierung von geférdertem und
preisgedimpftem Wohnraum, Miet- und Kauf-
preisbindung sowie der flexiblen Preisgestaltung
bei Grundstiicksverkdufen, die an die jeweilige
Projektentwicklung unter Beriicksichtigung der
Zielsetzungen des Handlungskonzeptes fiir den
Wohnungsmarkt anzupassen sind, auch ein breit-
gefachertes Instrumentarium an Forder-, Kredit-,
Zuschuss- und Unterstiitzungsprogrammen zum
Einsatz. In Kooperation mit der Stadtsparkasse
Diisseldorf wird dariiber hinaus ein Programm
zur Forderung und Sicherung des preisgedampf-
ten Mietwohnungsbaus entwickelt.

Die Stadt Diisseldorf fiihrt verbindliche Vorgaben
zur Schaffung entsprechender Kontingente ein,
um den Anteil an geférdertem und miet- sowie
kaufpreisgebundem Wohnungsbau bei neuen
Wohnungsbauprojekten zu erhohen.
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Ein Modell kann die Einfithrung einer festen
Quote fiir den geférderten Wohnungsbau sein.
Feste Quotierungsvorgaben wirken als Kalku-
lationsgrundlage bei Projektentwicklungen inves-
titionserleichternd und schaffen die nétige Trans-
parenz fiir alle am Markt Teilnehmenden. Die
Realisierung der Wohneinheiten wird gewahr-
leistet. Nachteil ist, dass eine feste Quote nicht al-
len stadtebaulichen Situationen gerecht werden
kann (zum Beispiel im Bereich des Programmge-
bietes ,,Soziale Stadt” in Rath sind keine zusitz-
lichen Sozialwohnungen an der Westfalenstrafle
sinnvoll) und unter Umstidnden problemverschar-
fend wirkt.

Ein weiteres Modell ist die Einfithrung einer plan-
gebietsbezogenen individuellen Quote. Sie birgt
jedoch die Gefahr, den Gleichbehandlungsgrund-
satz der Akteurinnen und Akteure des Woh-
nungsmarktes nicht ausreichend gewéhrleisten zu
konnen. Vor allem konnen die zusitzlichen Unsi-
cherheiten im Vorfeld einer Projektentwicklung
zu verzogerter Investition und zeitlich erschwer-
ter Baurechtschaffung wegen notwendiger Ab-
stimmung fithren. Hintergrund ist, dass Vorgaben
fir geforderten und preisgedimpften Wohnungs-
bau erhebliche Auswirkungen auf die wirtschaft-
liche Kalkulation eines Investments und damit auf
die Grundstiickspreisoption haben. Werden diese
von den Entwicklerinnen und Entwicklern falsch
eingeschatzt oder insbesondere bei iiberregiona-
len Investierenden gar nicht beriicksichtigt, fithrt
dies spatestens beim stidtebaulichen Vertrag zu
erheblichen Problemen.

Des Weiteren besteht die Moglichkeit der Bildung
eines Fonds, in den Investierende, die die gefor-
derten Anteile fiir geférderten Wohnungsbau
nicht in ihre Planung integrieren kénnen, einzah-
len. Mit diesem Geld kann die Stadt den Bau von
geforderten Wohnungen zeitlich und raumlich
selbst bestimmen. Nachteil dieses Fonds ist der
hohe Erstellungs- und Verwaltungsaufwand. Die
Abgabenermittlung fiir jeden Einzelfall ist auf-
windig, auflerdem ist die Realisierung der Wohn-
einheiten nicht sichergestellt. Die Einfithrung ei-
nes Fonds wird daher kritisch gesehen.

Vor diesem Hintergrund erscheint eine feste Quo-
tierungsvorgabe als Kalkulationsgrundlage bei der
Projektentwicklung investitionserleichternd. Ent-
scheidend ist jedoch, dass die Moglichkeit einer
abweichenden Einzelfallentscheidung fiir beide
Vertragsseiten fiir besondere Situationen besteht.
Es wird somit eine variable Standardquote ver-
einbart, von der im Einzelfall abgewichen wer-
den kann.
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6.1.1 Festlegung von Anteilen preiswerter und bezahlbarer Wohnungen in Neubaugebieten

Beschreibung Grundsatzregelung:

Die Stadt Dusseldorf setzt verbindliche Grundsatzregelungen fiir die zu erzielenden pro-
zentualen Anteile des geférderten Mietwohnungsbaus und des preisgedampften Woh-
nungsbaus in Neubaugebieten fest, um die Anzahl von Wohnungen im preiswerten und
bezahlbaren Preissegment zu erhdhen und damit auf die Nachfrage zu reagieren. Ver-
bindliche Regeln gewahrleisten die Gleichbehandlung aller am Markt Tatigen und schaf-
fen Transparenz im Planungsprozess. Eine standortbezogene Einzelfallentscheidung
bleibt ausdrtcklich méglich.

Bei stéddtebaulichen Projekten, bei denen im Rahmen bauleitplanerischer Aktivitéaten ins-
gesamt mindestens 100 Wohneinheiten33 realisiert werden, sind 20% der Wohneinheiten
im geférderten Mietwohnungsbau und 20% der Wohneinheiten im preisgeddmpften
Wohnungsbau zu errichten. Bei Bauvorhaben unterhalb von 100 Wohneinheiten, bei denen
ein Bebauungsplan vorgesehen ist, sollen die verbindlichen Grundsatzregelungen des Dis-
seldorfer Modells beachtet werden.3* Der preisgedampfte Wohnungsbau kann sowohl im
Mietwohnungsbau als auch im individuell erwerbbaren Eigentumswohnungsbau realisiert
werden. Die Festlegungen der Quoten werden in den jeweiligen stadtebaulichen Vertra-
gen zwischen den Planungsbeglinstigten und der Stadt unter Beriicksichtigung des An-
gemessenheitsgrundsatzes nach § 11 Absatz 2 BauGB festgeschrieben. Wenn standort-
und quartiersbezogene Besonderheiten es gebieten, individuelle Lésungen zu erarbeiten,
mussen diese durch den Rat bzw. seine Gremien beschlossen werden. Die Verwaltung soll
bei jedem Bauvorhaben, unabhédngig von der Anzahl der potentiellen Wohneinheiten, auf die
Verwirklichung der Ziele aus dem Handlungskonzept hinwirken, um eine sinnvolle Durch-
mischung aus geférdertem, preisgedampftem und frei finanziertem Wohnungsbau zu er-
maglichen.

Flr den geférderten Mietwohnungsbau gelten dabei die Bestimmungen des Landes NRW
der sozialen Wohnraumférderung.3® Als preisgeddmpfter Wohnungsbau werden Ange-
bote bezeichnet, die flir hochstens 10,00 Euro/m? 36 Nettokaltmiete vermietet oder fiir
héchstens 2.500,00 Euro/m? 37 Wohnflache (inkl. Tiefgaragen-Stellplatz) an Eigennutzer
verauBert werden. Der preisgeddmpfte Wohnraum nach dem Disseldorfer Modell wird auf
8,50 Euro/m? Nettokaltmiete begrenzt, wenn (ber Drittmittel, beispielsweise Férdermittel der
KfW, des Bundes oder des Landes NRW, bei der Finanzierung des Grundstiicks eine Kompen-
sation geleistet wird, oder wenn die Begrenzung im Rahmen der Mischkalkulation fiir das ge-
samte Bauprojekt finanziell darstellbar ist.38

33

34

35

36

37
38

Bruttogeschossflache (BGF)/100m” = Anzahl der Wohneinheiten. Die Quotierung ist aus stddtebaulichen Griinden und denen der wirt-
schaftlichen Umsetzbarkeit erst ab einer gewissen Grofle oder Wohneinheitenanzahl eines Plangebietes im Sinne einer sozialvertréglichen
Mischung im Rahmen einer Quartiersentwicklung umsetzbar. Nach Angaben von Betreibern von Sozialwohnungsbestinden ist der wirt-
schaftliche Betrieb eines Wohnkomplexes erst bei einer Zahl ab 20 bis 30 Wohneinheiten maéglich, weswegen vorgeschlagen wird, die
Quotierungsregelung erst ab einer Gebietsgrofie ab 100 Wohneinheiten anzuwenden.

Textpassage aus dem Ergédnzungsantrag 01/145/2013 hinzugefiigt.

Das Ministerium fiir Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr des Landes NRW (MBWSV) hat Anderungen der Férderbestimmungen
fiir die soziale Wohnraumférderung fiir 2013 am 21.02.2013 veréffentlicht, die insbesondere fiir die Stidte Bonn, Koln, Disseldorf und
Miinster eine Verbesserung gegeniiber den bisherigen Bestimmungen darstellen (siche Anhang).

Festgeschrieben fiir 10 Jahre und indexiert unter Berticksichtigung der bundesweiten Inflationsrate, bezogen auf das Jahr 2012. Die Grenzen
wurden im Rahmen der Expertengespriche mit den lokalen Wohnungsmarktakteuren ermittelt.

Siehe Fufinote 36.

Textpassage aus dem Ergédnzungsantrag 01/145/2013 hinzugefiigt.
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Beschreibung

Fir Projektentwicklungen, die auf Grundstlicken der Landeshauptstadt Dusseldorf er-
folgen oder fur die stadtische Grundstiicke verauB3ert werden sollen, gelten die vorge-
nannten Regelungen ohne eine Mindestanzahl von Wohneinheiten als Zielwert fur das
Jahresmittel aller fir wohnbauliche Nutzung verauBBerten Grundstiicke, gemittelt Gber
Dreijahreszeitraume.

Die Festlegungen werden hierzu in den jeweiligen Grundstlckskaufvertragen festge-
schrieben.

Die Regelungen stehen unter dem Vorbehalt der Bereitstellung ausreichender Woh-
nungsbauférdermittel durch das Land NRW. Es wird angestrebt, eine entsprechende
Zielvereinbarung mit den zusténdigen Stellen der Landesverwaltung abzuschlieBen.

Bei jedem Projekt ist zu priufen, inwieweit der Standort fir die Umsetzung von sozia-
lem und preisgedampftem Wohnungsbau geeignet ist. Grtinde fur eine Abweichung von
der Standardquote sind z.B. die instabile Sozialstruktur des stéadtebaulichen Umfeldes,
auBergewdhnliche Belastungen des Grundstiickes, z.B. durch Altlasten oder das Fehlen
von sozialer Infrastruktur. Ausnahmen werden hingegen nicht ausschlieBlich auf Grund-
lage von hohen Grundstiickspreisen oder einer abweichenden Zielkonzeption eines In-
vestierenden gewahrt.

Im Rahmen der begriindeten Einzelfallbetrachtung gilt folgende Entscheidungsabfolge:
die festgelegten Quoten fir geférderten Wohnungsbau sind im Plangebiet zu realisieren.
Ist etwa das soziale Umfeld nicht geeignet fir die Umsetzung von neuen Wohneinhei-
ten im geférderten Mietwohnungsbau, kann die Quotierung zu Gunsten eines hdheren
Anteils an preisgedampftem Wohnungsbau variiert werden. Eine Reduktion des preisge-
dampften Anteils unter 20% ist nicht moglich.

Ist auf dem Grundstiick kein geforderter Wohnungsbau moglich, ist zunachst die Rea-
lisierung im naheren Umfeld zu pritfen. Wenn auch dies nicht umsetzbar ist, kann den
Anforderungen an die Quotierung fir den geforderten Wohnungsbau auf einem Alterna-
tivstandort innerhalb des Stadtgebietes oder durch den Ankauf von Belegungsbindun-
gen im Bestand nachgekommen werden. Die Hohe des Anteils fir den geférderten Woh-
nungsbau aufB3erhalb des eigentlichen Projektgebietes ist fiir diese Einzelfalle jeweils zu
bestimmen.

Fir beide Vertragsparteien besteht die Moglichkeit, das Verfahren zur Einholung eines
politischen Beschlusses zu initiieren, wenn von der Standardquote abgewichen werden
soll.

Die Ergebnisse sind alle drei Jahre zu evaluieren, mit den Zielwerten abzugleichen und
die Regelungen gegebenenfalls anzupassen.
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Beschreibung

Die Verwaltung wird nach Ablauf eines Jahres dem Ausschuss fiir Planung und Stadtentwick-
lung (APS) sowie dem Ausschuss flir Wohnungswesen und Modernisierung (AWM) eine Auf-
stellung tber die Wohnungsbauprojekte, inklusive der erzielten Quoten fiir geférderten, preis-
gedampften und frei finanzierten Wohnungsbau zur Kenntnis vorlegen. Die Verwaltung wird
iiber die gesammelten Erfahrungen berichten, insbesondere (iber den Erfolg und die Akzep-
tanz dieser Vorgehensweise. APS und AWM werden (ber die Beibehaltung oder Anpassung
der Quoten beraten und dem Rat eine Beschlussempfehlung vorlegen.3°

Aktionsraum

Gesamtstadt

Ziele Verbindliche Realisierung von Wohnungen flir das preiswerte bzw. bezahlbare Wohnungs-
marktsegment flir alle Marktakteurinnen und -akteure in Disseldorf

Beteiligte PG Wohnentwicklungsplanung?9, Federfuhrung Stadtplanungsamt

Zeitraum laufend

Status in Planung

6.1.2 Stadtisches Forderprogramm zur Unterstiitzung des dffentlich geforderten Wohnungsbaus
durch Grunderwerb

Beschreibung

Investorinnen und Investoren erwerben ein privates Grundstiick in Dusseldorf zur Errich-
tung von geforderten Mietwohnungen. Die Stadt gewahrt ein Darlehen zur Verbesserung
der wirtschaftlichen Darstellung der hohen Grundstlickskosten mit dem Ziel der Einhal-
tung der sogenannten Bewilligungsmiete in der Einkommensgruppe A (ehemals 1. For-
derweg) und in der Einkommensgruppe B (ehemals 2. Forderweg).

Aktionsraum

Gesamtstadt

Ziele Unterstitzung der sozialen Mietwohnraumférderung — flankierend zur Férderung von
Mietwohnungen mit Mitteln des Landes NRW

Beteiligte Amt fir Wohnungswesen, Investorinnen und Investoren

Zeitraum 2013 bis 2015

Status in Umsetzung

39 Textpassage aus dem Ergédnzungsantrag 01/145/2013 hinzugefiigt.
40 Aufgabe der Projektgruppe ist grundsitzlich die Umsetzung des Handlungskonzeptes fiir den Wohnungsmarkt. Im Hinblick auf das Projekt
ist die PG fiir die fachliche und rechtliche Konkretisierung zusténdig.
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6.1.3 Flexible Preisgestaltung bei stadtischen Grundstiicken fiir die Errichtung von offentlich
gefordertem Wohnungsbau

Beschreibung

Die Stadt subventioniert stadtische Grundstiicke fiir die Errichtung von Mietwohnungen
in der sozialen Wohnraumférderung auf 230,00 Euro/m? Wohnflache in der Einkom-
mensgruppe A (ehemals 1. Férderweg) und auf 290,00 Euro/m? Wohnflache in der Ein-
kommensgruppe B (ehemals 2. Férderweg).

Aktionsraum

Gesamtstadt

Ziele Unterstitzung der sozialen Mietwohnraumférderung — flankierend zur Férderung von
Mietwohnungen mit Mitteln des Landes NRW

Beteiligte Vermessungs- und Liegenschaftsamt, Amt fir Wohnungswesen, Investorinnen und In-
vestoren

Zeitraum laufend

Status in Umsetzung

6.1.4 Programm ,Innovativer Mietwohnungsbau zu giinstigen Konditionen*

Zur Férderung und Sicherung des preisgeddmpften Mietwohnungsbaus aufstédtisechen
Grundstieken*! wird die Stadt gemeinsam mit der Stadtsparkasse Dusseldorf ein neues,
frei finanziertes Investitionsprogramm entwickeln mit dem Ziel einer Mietpreisbindung
von 8,50 Euro/m?, indiziert auf 10 Jahre. Die Stadtsparkasse Dusseldorf unterstitzt die-
ses Programm durch Sicherung einer langfristigen Zinsbindung tber 20 Jahre und ver-
zichtet unter Voraussetzung einer positiven Bonitatsprifung auf den Einsatz von liquiden
Eigenmitteln der Investorinnen und Investoren.

Gesamtstadt

Unterstitzung des preisgedampften Mietwohnungsbaus

Vermessungs- und Liegenschaftsamt, Stadtsparkasse Disseldorf, Investorinnen und In-
vestoren

laufend

in Vorbereitung

41 Gestrichen gem. Erganzungsantrag 01/145/2013.
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6.1.5 Flexible Preisgestaltung bei stadtischen Grundstiicken fiir den geforderten Neubau von
selbstgenutztem Eigentum

Beschreibung

Gewahrung eines Kaufpreisnachlasses von 20% auf stadtische Grundstiicke zur Férde-
rung von selbstgenutzten EigentumsmaBnahmen fir Familien mit Kindern, die gleich-
zeitig Wohnungsbaudarlehen des Landes Nordrhein-Westfalen erhalten

Aktionsraum

Gesamtstadt

Ziele Unterstlitzung der sozialen Wohnraumforderung von EigentumsmafBnahmen —flankierend
zur Férderung mit Mitteln des Landes NRW

Beteiligte Vermessungs- und Liegenschaftsamt, Amt fir Wohnungswesen, Familien

Zeitraum laufend

Status in Umsetzung

6.1.6 Stadtisches Forderprogramm zum Erwerb von Belegungs- und Mietbindungen

Beschreibung

Wohnungsinhaber stellen der Stadt Wohnungen fiir 15 Jahre zur Belegung zur Verfligung
und erhalten 2,00 Euro/m? Wfl. mtl. als Zuschuss fir 15 Jahre als Gegenleistung; in einer
Summe oder nach Jahren aufgeteilt (bei einer 75-m2-Wohnung sind dies 27.000,00 Euro).

Aktionsraum

Gesamtstadt

Ziele Akquirierung von mindestens 20 Wohnungen pro Jahr mit Mietpreis- und Belegungsbin-
dungen - Uber die soziale Mietwohnraumférderung hinaus

Beteiligte Amt fir Wohnungswesen, Haus- sowie Wohnungseigentiimerinnen und -eigentiimer

Zeitraum laufend

Status in Umsetzung

6.1.7 Stadtisches Forderprogramm zur Forderung von selbstgenutztem Wohneigentum

Beschreibung

Die Stadt gewahrt Darlehen fir die Errichtung von Wohneigentum flir Familien. Komple-
mentar zur Landesférderung (Einkommensgrenze in der sozialen Wohnraumférderung
darf nicht Gberschritten werden) férdert die Stadt Haushalte, deren Jahreseinkommen
die Einkommensgrenze in der sozialen Wohnraumférderung um max. 50 % Uberschreitet.
Dies entspricht einem Jahresbruttoeinkommen von ca. 72.000,00 Euro bei einer 4-kop-
figen Familie. Diese erhélt ein zunachst zinsfreies Darlehen in H6he von 55.000,00 Euro.

Aktionsraum

Gesamtstadt

Ziele Forcierung der Eigentumsbildung

Beteiligte Amt fir Wohnungswesen, Investorinnen und Investoren, Bautrégerinnen und Bautrager
Zeitraum laufend

Status in Umsetzung
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6.1.8 Beitrag der Stadtischen Wohnungsgesellschaft Diisseldorf AG (SWD) zum gemeinwohl-
orientierten Wohnungsbau*?

Beschreibung

Der kommunale Wohnungsbestand in der Verwaltung der Stadtischen Wohnungsgesellschaft
Diisseldorf AG (SWD) soll zukunftsfdhig weiterentwickelt werden, um den satzungsgeméalBen
Zweck der SWD, zur gesicherten und sozial verantwortbaren Wohnungsversorgung der brei-
ten Schichten der Bevdlkerung beizutragen, auch zukinftig zu gewdhrleisten. Dazu ist die
Weiterentwicklung der vorhandenen Bestdnde und auch Bestandsersatz notwendig.

Der SWD werden j&hrlich 1,5 Mio. Euro aus dem stadtischen Haushalt zur Verfiigung ge-
stellt. Entsprechende Mittel sind in der Haushaltsplanung 2014 und im Finanzplanungszeit-
raum einzusetzen. Mit der Bereitstellung dieser Mittel zur Modernisierung und zum Ersatz
von nicht modernisierungswiirdigem Altbestand ihres kommunalen Wohnungsbestandes
tragt die Stadt Diisseldorf fiir ihren Bereich dazu bei, dass folgende Teilziele aus dem Hand-
lungskonzept erreicht werden kGnnen:

Teilziel 1:  Ausgewogenes Wohnraumangebot in allen Preissegmenten

Teilziel 3:  Klimaangepasste Stadtentwicklung

Teilziel 4:  Modernisierung der Wohnungsbestdnde

Teilziel 7:  Sinnvolle Durchmischung zur Sicherung der Stabilitadt von Stadtquartieren

Teilziel 9:  Ausrichtung des Wohnraumangebots an die Bedarfe und Erfordernisse des de-
mografischen Wandels

Teilziel 11: Sicherung und Entwicklung attraktiver Wohnumfelder

Aktionsraum

Gesamtstadt

Ziele

Weiterentwicklung und Ersatz des Wohnungsbestandes der SWD

Beteiligte

Kémmerei, SWD

Zeitraum

Sicherung bis 2014 im Haushaltsplan und im Finanzplanungszeitraum einzusetzen

Status

in Vorbereitung

42 Diese Mafinahme ist gem. dem Ergdnzungsantrag 01/145/2013 hinzugefiigt worden.




6.2 Planen und Bauen im Bestand

Aktionsfelder — Umsetzung in 32 MaBnahmen

Aktuell umfasst der Diisseldorfer Wohnungs-
bestand rund 330.000 Wohnungen. Der Bezug
zur Bauleistung von durchschnittlich rund 1.000
Wohnungen pro Jahr in den letzten zehn Jah-
ren macht deutlich, dass es zur Anpassung des
Wohnraumangebots an die aktuellen Anforde-
rungen und Bediirfnisse notwendig ist, insbe-
sondere den Wohnungsbestand in den Fokus zu
stellen, gleichwohl hierzu ergédnzenden Neubau
zu forcieren. So kann durch die Umnutzung von
Brachflachen nicht nur neues Wohnbauland akti-
viert werden, gleichzeitig wird durch den einher-
gehenden Aufwertungsprozess das gesamte Quar-
tier gestarkt. In kleinerem Maf3stab kann durch
eine behutsame Nachverdichtung neuer Wohn-
raum geschaffen werden. Das Stadtplanungs-
amt priift dariiber hinaus durch eine eingehende
Evaluierung des bestehenden Baurechts, wo wei-
teres Wohnbauflachenpotenzial besteht. Dazu ge-
hért auch die Priifung, ob beispielsweise leer ste-
hende Biirogebaude umgenutzt werden konnen.

Zugleich gilt es, die Lebensqualitit in den be-
stehenden Quartieren zu erhalten und fortzu-
entwickeln. Dazu beitragen konnen infrastruk-
turelle Mafinahmen - zum Beispiel die Steuerung
von Einzelhandel zur Sicherung der Nahversor-
gung — aber auch die Modernisierung der Wohn-
bestinde selbst — im Rahmen einer energetischen
Sanierung (siehe Kapitel 6.3) oder auch durch
den Abbau von Barrieren im Bestand. Die Stadt
Diisseldorf bietet hier nicht nur umfangreiche
Beratungs- und Informationsangebote an (siehe
Kapitel 6.6), sondern auch unterschiedliche For-
derprogramme.

Zusitzlich engagiert sich die Stadtverwaltung in
mehreren Modellprojekten, um gemeinsam mit
den Eigentiimern und Bewohnern vor Ort Kon-
flikte zu erkennen, Ideen zu sammeln und Auf-
wertungsprozesse zu initiieren.
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6.2.1 Nachnutzung von Brachflachen

Beschreibung

Dusseldorf hat sich in den letzten vierzig Jahren von einer Industriestadt zur Handels-,
Dienstleistungs-, Medien- und Kommunikationsstadt gewandelt. Die Dusseldorfer Stadt-
entwicklung wurde in diesem Zeitraum von dem Prozess des Strukturwandels bestimmt:
Firmen - hauptsachlich der Eisen verarbeitenden Industrie — gaben ihre Produktions-
standorte auf und setzten Flachen frei, zusatzlich gab die Deutsche Bahn AG Flachen ab.

Aufgrund der nur noch begrenzt verfligbaren Fldchenressourcen konzentrieren sich die
vielfaltigen Aktivitaten der Dusseldorfer Stadtplanung auf die Entwicklung mehrerer Um-
strukturierungsgebiete. Diese freigesetzten Flachen wurden und werden in der Regel
vom Stadtplanungsamt Uber stadtebauliche Rahmenpléne, stadtebauliche Wettbewer-
be oder Gutachterverfahren und Bebauungspléne Gberplant und in der Folge Gber den
Markt realisiert. Die Uberplanung der Umstrukturierungsgebiete vollzieht sich zur Ver-
meidung einseitig genutzter Stadtbereiche mit dem Ziel einer gemischten Nutzung. Die
Entwicklung von Umstrukturierungsgebieten tragt daher wesentlich zur Innenentwick-
lung im Sinne des Stadtentwicklungskonzepts und der Lokalen Agenda 21 bei.

Aktionsraum

Gesamtstadt

Ziele Sinnvolle Umnutzung brach liegender Flédchen als Beitrag zum Leitsatz , Innen- vor Au-
Benentwicklung®

Beteiligte Stadtplanungsamt in Zusammenarbeit mit betroffenen Fachamtern

Zeitraum laufend

Status in Umsetzung
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6.2.2 Diisseldorfer Innenhofatlas

Beschreibung

In innerstadtischen Blockstrukturen finden sich einerseits Entwicklungspotenziale in
Form von Baullicken, deren Entwicklung seit Jahren in Form einer internetorientierten
Offentlichkeitsarbeit gefordert wird, andererseits ist ein weiteres Potenzial — so die An-
nahme —in den sehr heterogen genutzten Innenhdéfen dieser Baublécke vorhanden, das
bei gleichzeitigem Erhalt oder sogar einer Aufwertung vorhandener Qualitéaten eine wei-
tere bauliche Entwicklung in vertretbarem Ausmaf ermdglicht. Vor dem Hintergrund die-
ser Zielsetzung hat die Stadt Disseldorf mit dem STEK auch das Projekt ,Disseldorfer
Innenhofatlas” auf den Weg gebracht.

Der Innenhofatlas erfasst anhand zahlreicher Geodaten und ergénzender Daten durch
Ortsbegehungen die Innenentwicklungs- und Nachverdichtungspotenziale in Blockinnen-
hofen in den innerstadtischen Stadtbezirken 1 bis 4 — nicht nur mit dem Ziel, weitere
Flachen zu bebauen, sondern im Rahmen dieser Entwicklungen auch die bestehenden
Wohnumfelder aufzuwerten.

Das Instrument stellt die Qualitdten und Entwicklungspotenziale von Blockinnenhdéfen
dar. Diese Informationen kdnnen fur verschiedene Arbeitsprozesse der Stadtverwaltung
herangezogen werden (beispielsweise als flexibles Instrument zur Vorbewertung von Pro-
jekten), ersetzen jedoch keine fallbezogene baurechtliche Prifung. Zur Aktivierung die-
ser Entwicklungspotenziale wird es im Weiteren notwendig werden, Umsetzungsstrate-
gien zu entwickeln.

Aktionsraum

Innenstadt (Stadtbezirke 1 bis 4)

Ziele Behutsame Nachverdichtung

Beteiligte Stadtplanungsamt, Bauaufsichtsamt, Umweltamt, Garten-, Friedhofs- und Forstamt,
Umlegungsausschuss, ggf. weitere Fachamter

Zeitraum kurz- bis mittelfristig

Status in Umsetzung

101



Aktionsfelder - Umsetzung in 32 MaBnahmen

6.2.3 Evaluierung der Bebauungsplane

Die verdichteten stadtebaulichen Strukturen der Landeshauptstadt spiegeln sich in ei-
nem engen Netz der verschiedensten baurechtlichen Festsetzungen wider. Flr einen
GroBteil des nutzbaren Siedlungsraumes sind bereits Bebauungsplédne wirksam. Die
Evaluierung dieser Plane ist darauf ausgerichtet, die nicht ausgeschopften Wohnbau-
flachenpotenziale systematisch und grundsticksscharf zu ermitteln und darauf aufbau-
end zu prifen, warum diese bisher nicht genutzt wurden. Die gewonnenen Erkenntnisse
kdnnen dazu dienen, Eigentiimer zu kontaktieren und zu einer Nutzung der Baurech-
te zu motivieren, die Flachen im Rahmen des kommunalen Liegenschaftsmanagements
zu erwerben, Umlegungsverfahren durchzuflhren oder — insoweit notwendig und ziel-
fihrend - das bestehende Baurecht aktuellen Anforderungen an eine marktfahige Ent-
wicklung anzupassen.

Gesamtstadt

Mobilisierung neuer Bauflachenpotenziale

Stadtplanungsamt

kurz- bis mittelfristig

in Umsetzung

6.2.4 Umnutzung von Biiro- in Wohngebdaude

Beschreibung

Zahlreiche Beispiele in Dusseldorf zeigen, dass ehemalige Blirogebdude heute attraktive
Wohnstandorte darstellen. Die friihere Buro- oder Gewerbenutzung entsprach an einzel-
nen Standorten aufgrund stark verédnderter Anforderungen an Gebdude und Standorte
nicht mehr dem aktuellen Marktgeschehen. Es wird davon ausgegangen, dass Biiroge-
baude an weiteren Standorten, die schon leer stehen oder wo ein Leerstand droht, flir
eine solche Umnutzung infrage kommen. Sind diese innerstadtisch gut eingebunden,
gibt es Méglichkeiten, hier eine Entwicklung in Richtung urbanes Wohnen anzustoBen.

Die Stadt unterstitzt die Umnutzung von Blro- in Wohngebdude durch aktive Beglei-
tung von Einzelprojekten im Rahmen der bauordnungs- und planungsrechtlichen Be-
arbeitung.

Aktionsraum Gesamtstadt

Ziele Aktivierung von Wohnraumpotenzialen im Bestand

Beteiligte Amt fir Wohnungswesen, Stadtplanungsamt, Bauverwaltungsamt, Bauaufsichtsamt,
Wirtschaftsforderungsamt, Amt flir Statistik und Wahlen, Eigentiimer von Gewerbe-
immobilien

Zeitraum laufend

Status in Umsetzung
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6.2.5 Stadtisches Forderprogramm zum Abbau von Barrieren im Wohnungsbestand

Beschreibung

Die Stadt gewéhrt Zuschusse in Héhe von 20% der forderfahigen Gesamtkosten zur bar-
rierefreien Ertlichtigung von Wohnungen an Wohnungs- und Hauseigentiimer. Dies er-
folgt entweder in Verbindung mit der Landesforderung, die ein Darlehen in Héhe von
50% der Gesamtkosten gewahrt, oder als alleinige Zuschuss-MaBBnahme der Stadt.

Aktionsraum

Gesamtstadt

Ziele Erhéhung des Angebotes an barrierearmem Wohnraum
Beteiligte Amt fir Wohnungswesen, Haus- und Wohnungseigentimer
Zeitraum laufend

Status in Umsetzung

6.2.6 Integrierte Quartiersentwicklung im Rahmen des Forderprogramms ,,Soziale Stadt*

Beschreibung

Die Landeshauptstadt wahlte mit Ratsbeschluss zu zwei integrierten Handlungskonzep-
ten im Marz 2012 die beiden Stadtebaufordergebiete Rath/Morsenbroich und Wersten/
Holthausen aus, um hier mit einer ressortiibergreifenden Strategie der integrierten Quar-
tiersentwicklung die Lebensbedingungen in den beiden Programmgebieten innerhalb
von fuinf Jahren nachhaltig zu verbessern — sowohl durch eine stadtebauliche Erneue-
rung als auch durch eine soziale Stabilisierung der Quartiere. Die Erneuerungsstrategie
in den beiden Gebieten bezieht sich auf definierte Leitziele, entlang derer das Quartiers-
management im Stadtplanungsamt mit den Akteuren, Bewohnerinnen und Bewohnern
und der Verwaltung Handlungsfelder und zu vernetzende MaBnahmen entwickelt und
umsetzt. Stadtebauférderungsmittel in Héhe von ca. 9 Mio. Euro kénnen von Bund, Land
und Stadt eingesetzt werden. Private Mittel sollen ergénzend im Programmgebiet mo-
bilisiert werden, sowohl bei den Wohnungsgesellschaften, Einzeleigentimern und Ge-
schaftsleuten als auch bei Kirchengemeinden, Verbénden und Stiftungen.

Aktionsraum

Programmgebiete ,Rath/Mdérsenbroich” mit 250 ha und ca. 19.000 Einwohnern sowie
Wersten/Holthausen“ mit 240 ha und ca. 18.000 Einwohnern. Beide Gebiete sind mit
Erlass des Ministeriums fiir Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr (MBWSV
NRW) vom 05.07.2012 in das Stadterneuerungsprogramm , Soziale Stadt NRW* aufge-
nommen worden.

Ziele

Stabilisierung der Wohnverhaltnisse/Aufwertung des Wohnumfeldes und des Freiraums/
Schaffung von sozialer Stabilitédt — Starkung des Zusammenlebens/Starkung des Zent-
rums Westfalenstra3e (fir Rath/Md&rsenbroich)

Beteiligte

Stadtplanungsamt (Federfiihrung), Jugendamt, Amt flir soziale Sicherung und Integra-
tion, Garten-, Friedhofs- und Forstamt, Amt fir Wohnungswesen, Amt fiir Verkehrsma-
nagement, Amt fur Statistik und Wahlen, Wohnungsunternehmen, private Eigentimer,
Kirchen und Verbande der freien Wohlfahrtspflege, Geschaftsleute, Akteure sowie Bewoh-
nerinnen und Bewohner in den beiden Programmgebieten, Bezirkspolitik

Zeitraum

2011 bis 2016

Status

in Umsetzung
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6.2.7 Modellprojekt ,,Kooperation im Quartier (KIQ)“

Beschreibung

Zur Aufwertung innerstadtischer Wohnquartiere und der zukunftsgerechten Anpassung
der Wohnungsbestande und damit einer langfristigen Wertsicherung der Immobilien
sind eine starkere Aktivierung der privaten Eigentimer und eine engere Kooperation
zwischen Kommunen und Eigentiimern erforderlich. Im Rahmen des Forschungs- und
Forderprojektes ,,Kooperation im Quartier mit privaten Eigentimern zur Wertsicherung
innerstédtischer Immobilien (KIQ)“ sollen anhand von Modellvorhaben verschiedene
Formen der Kooperation von privaten Eigentimern und Kommunen praktisch erprobt
werden. Das Forschungsfeld soll aufzeigen, wie private Investitionen in den Quartieren
erfolgreich angestoBen und umgesetzt werden kénnen. Das Projekt wird vom Bundes-
ministerium fir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) gemeinsam mit dem Bun-
desinstitut fiir Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) getragen und ist im Forschungs-
programm ,Experimenteller Wohnungs- und Stadtebau“ (ExWoSt) angesiedelt. Das
Plangebiet liegt zugleich im Stadtebauférdergebiet Soziale Stadt ,,Rath/Mdrsenbroich®
(siehe Kapitel 6.2.6). Ideen und Verédnderungswiinsche, die aus dem KIQ-Prozess ent-
stehen werden, konnen mit der Auflage eines ,Verfigungsfonds” im Stadtteilzentrum
umgesetzt werden.

Aktionsraum

Das ca. 27,5 ha groBBe KIQ-Quartier liegt beiderseits der WestfalenstraBe etwa zwischen
dem Hulsmeyerplatz und den Bahngleisen. Das Stadtteilzentrum WestfalenstraBe in
Dusseldorf-Rath stagniert seit vielen Jahren.

Ziele Sensibilisierung und Aktivierung von privaten Eigentimern/Aufbau von Kooperations-
strukturen/Starkung des Wohn- und Einzelhandelsstandortes/Schaffung von zukunfts-
fahigen, generationengerechten Wohnverhéltnissen/Wohnumfeldverbesserung

Beteiligte Lenkungsgruppe: Stadtplanungsamt, Haus und Grund Dusseldorf (Antragsteller und Zu-
wendungsempfanger), Serviceagentur Altbausanierung, Industrie- und Handelskammer
und Initiative ,Wir in Rath”. Zusatzlich wurde ein sog. ,,Kimmerer vor Ort“ eingestellt.

Zeitraum 2011 bis 2014

Status in Umsetzung
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6.2.8 Rahmenplan Einzelhandel

Beschreibung

Der Rahmenplan Einzelhandel ist ein wichtiges gesamtstadtisches Entwicklungskonzept
zur Steuerung des Einzelhandels, das vom Rat der Stadt Dusseldorf 2007 beschlossen
worden ist. Der Rahmenplan Einzelhandel besteht aus drei Konzeptbausteinen: dem
Zentren-, dem Nahversorgungs- und dem Fachmarktkonzept. Diese drei Konzepte die-
nen dazu, Investitionen des Einzelhandels an die geeigneten Standorte zu lenken. Eine
effiziente Steuerung des Einzelhandels stérkt das urbane Beziehungsgeflecht zwischen
dem Handel und der Stadt als Wohn- und Lebensraum. Erhalt und Entwicklung der Iden-
titat der Dusseldorfer Innenstadt und der Nebenzentren sowie die Starkung der woh-
nungsnahen Grundversorgung sind wesentliche Ziele des Rahmenplans.

Aktionsraum

Gesamtstadt

Ziele

Starkung der oberzentralen Funktion Disseldorfs als Mode-, Handels- und Einkaufsstadt
mit internationaler Ausrichtung

Erhalt und Weiterentwicklung einer funktionalen Arbeitsteilung zwischen den verschie-
denen Zentrenstufen sowie die Starkung der City, der Stadtteilzentren und Versorgungs-
schwerpunkte

Sicherung einer wohnungsnahen Grundversorgung auch vor dem Hintergrund der demo-
grafischen Entwicklung und der damit verbundenen Zunahme des Anteils der alteren
Bevdlkerung

Gute Erreichbarkeit der gro3flachigen Fachmarkte mit nicht zentrenrelevanten Kernsor-
timenten durch eine dezentrale Konzentration der Fachmarktstandorte im Stadtgebiet

Regionalvertrégliche Entwicklung des Einzelhandels durch ein regional abgestimmtes
Vorgehen bei der Ansiedlung grof3flachiger Einzelhandelsbetriebe

Beteiligte

Stadtplanungsamt (Federfiihrung), insbesondere unter Beteiligung von: Amt flr Wirt-
schaftsforderung, Industrie- und Handelskammer zu Disseldorf, Rheinischer Einzel-
handels- und Dienstleistungsverband, Handwerkskammer, Bezirksregierung Disseldorf

Zeitraum

laufend

Status

in Umsetzung
Die Aktualisierung des Rahmenplans Einzelhandel wird zurzeit vorbereitet.
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6.3  Okologisch Planen und Bauen

Der Klimawandel und seine absehbaren Folgewir-
kungen stehen im Mittelpunkt kommunaler Auf-
gaben der Zukunft. Die Landeshauptstadt stellt
sich dieser Herausforderung mit wachsendem
Erfolg. So beschiftigt sich das stadtische Klima-
schutzprogramm ,,Die Schopfung bewahren - 30
Initiativen fiir den Klimaschutz in Diisseldorf“ im
besonderen Mafle mit den Themenfeldern Ener-
gieeinsparung, Energieeffizienz und Ausbau der
erneuerbaren Energien. Neben Klimaschutzpro-
jekten fiir die lokale Wirtschaft und fiir private
Haushalte formuliert das Programm Initiativen
zum energieeffizienten Planen und Bauen. Dazu
gehoren u.a. auch die ,Leitlinien fiir energieef-
tizientes Bauen®, die der Stadtverwaltung vorge-
ben, bei der Neuerrichtung, aber auch bei der Sa-
nierung von stddtischen Gebauden einen hoheren
energetischen Standard als den gesetzlich giilti-
gen umzusetzen. Als Anreiz fiir die Initiierung
von privaten MafSnahmen hat die Stadt Diissel-
dorfzusitzlich ein eigenes Forderprogramm ,, Kli-
mafreundliches Wohnen in Diisseldorf® einge-
richtet. Die Serviceagentur Altbausanierung steht
dabei als Beratungsstelle fiir Fachfragen zur Ver-
fiigung.

Zum Themenkomplex ,Okologisch Planen und
Bauen® gehoren neben der Reduzierung von Koh-
lendioxidemissionen durch die Einsparung von
Energie und die Starkung von erneuerbaren Ener-
gien aber auch die Begrenzung des Fldchenver-
brauchs (sieche Aktionsfeld 6.2) und somit die
Sicherung von Freirdumen und Griinbereichen.
Hier wird die Stadtverwaltung steuernd tétig, zum
Beispiel durch entsprechende Festsetzungen in
Bebauungspldnen und/oder Regelungen in stad-
tebaulichen Vertragen. Bauherren und Investoren
konnen sich im Rahmen der Bauberatung (regel-
maflige Sprechstunden des Stadtplanungsamtes
und der Bauaufsicht) Gber aktuelle Anforderun-
gen, Rechte und Pflichten informieren.



Aktionsfelder - Umsetzung in 32 MaBnahmen

6.3.1 Klimaangepasste und umweltbewusste Stadtplanung

Beschreibung

Die Berticksichtigung der Belange des Umwelt- und Klimaschutzes im Rahmen der Bau-
leitplanung ist selbstverstéandlich. Das beginnt bereits bei der stadtebaulichen Entwurfs-
planung: so kann zum Beispiel eine kompakte Bauweise mit Stidausrichtung zur Ener-
gieeinsparung beitragen. Seit der Novelle des Baugesetzbuches im Juli 2011 besteht
die Moglichkeit festzusetzen, dass MaBnahmen zur Nutzung von erneuerbaren Ener-
gien oder Kraft-Warme-Kopplung vorzusehen sind. Zudem wird bereits bei der ersten
Konzepterstellung geprift, wie der Versiegelungsgrad im Plangebiet begrenzt werden
kann - beispielsweise durch die Anlage eines effizienten ErschlieBungssystems und die
Ausweisung begrenzter Uberbaubarer Flachen. Im Rahmen der Eingriffsbilanzierung er-
mittelt die Verwaltung, durch welche MaBnahmen ein Ausgleich erfolgen kann, wie zum
Beispiel durch die Einplanung &ffentlicher Grinflachen oder die Festsetzung von Maf3-
nahmen zur Bepflanzung von Dachern, Tiefgaragen und nicht Gberbauten Flachen.

Wahrend die Festsetzungsmaoglichkeiten in Bebauungsplédnen nur begrenzt sind, besteht
im Rahmen der Ausgestaltung von stadtebaulichen Vertragen ein groBerer Gestaltungs-
spielraum. Die Anforderungen an die energetische Qualitat von Gebauden sind vertrag-
lich regelbar, indem der Planungsbegtinstigte verpflichtet wird, nach dem Gesetz zur For-
derung Erneuerbarer Energien im Warmebereich (EEW&rmeG) den Warmeenergiebedarf
neu errichteter Geb&ude durch die anteilige Nutzung von erneuerbaren Energien nach
MaBgabe der gesetzlichen Regelungen zu decken.

Der festzulegende Baustandard stadtischer Liegenschaften orientiert sich an den , Leit-
linien fUr energieeffizientes Bauen* der Stadt Disseldorf, die fur die Errichtung und Sa-
nierung des stadtischen Immobilienbestands aufgestellt wurden. Darliber hinaus sollen
Vorgaben zur geeigneten Warmeversorgung der Gebaude eingefihrt werden (Anschluss
an die Fernwarme, Einrichtung eines Nahwarmenetzes durch die Errichtung eines Block-
heizkraftwerkes).

Aktionsraum

Gesamtstadt

Ziele Begrenzung des Versiegelungsgrades/Ausbau der erneuerbaren Energien und/oder
Kraft-Warme-Kopplung

Beteiligte Stadtplanungsamt, Umweltamt, Garten-, Friedhofs- und Forstamt, Bauverwaltungsamt

Zeitraum laufend

Status in Umsetzung
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6.3.2 Stadtisches Forderprogramm ,,Klimafreundliches Wohnen in Diisseldorf*

Beschreibung

Von den rund 68.000 Wohngebduden in der Stadt Disseldorf sind 55.000 vor der ers-
ten Warmeschutzverordnung von 1977 erbaut worden. Nicht sanierte Hauser haben
eine schlechte Energiebilanz. Durchschnittlich werden 78 Prozent des Energieeinsat-
zes in einem Haushalt flr das Heizen bendétigt. Es ist also sinnvoll, das Haus energetisch
zu sanieren. Aus diesen Uberlegungen heraus unterstiitzt die Stadt mit dem Férderpro-
gramm ,Klimafreundliches Wohnen in Disseldorf“ Sanierungen, die der Energieeinspa-
rung dienen.

Die bundesweiten Férderprogramme zur energetischen Altbausanierung bestehen tber-
wiegend aus den zinsglnstigen Darlehen der Kreditanstalt fir Wiederaufbau (KfW). In
der Vergangenheit konnten nur Mittel Gber die KfW abgerufen werden, wenn ganzheit-
liche, das bedeutet umfassende, kostenintensive Sanierungen an der Immobilie vorge-
nommen wurden. Eine schrittweise Sanierung war ausgeschlossen. Auf dieser Grundlage
wurde das Forderprogramm der Stadt Disseldorf entwickelt, mit dem die bestehenden
Forderprogramme ergénzt werden. Damit sollen auch kleinere Sanierungsvorhaben bei
Ein- und Mehrfamilienhdusern im Streubesitz zusatzlich geférdert werden, so dass eine
erhdhte Sanierungsquote erreicht wird.

Am 11. Dezember 2008 hat der Rat der Stadt Dusseldorf erstmals die Richtlinie zum
Férderprogramm ,Klimafreundliches Wohnen in Dusseldorf” beschlossen. Seit dem
16.03.2009 werden schwerpunktmaBig die Dammung der AuBenhille, die Optimie-
rung von Heizungsanlagen und solarthermische Anlagen geférdert. Weitere férderfahi-
ge MaBBnahmen liegen u.a. im Bereich der Anlagentechnik (Liftungsanlagen) und der
Warmeversorgung (Fernwarme, Warmepumpe, Blockheizkraftwerk). Zukinftige techno-
logische Entwicklungen, die zu energetischen Einsparungen fihren, sind in diesem Port-
folio auch férderfahig. Die Richtlinie zum Férderprogramm wird in einem jahrlichen Tur-
nus novelliert.

Die Stadt verspricht sich durch die Umsetzung des Forderprogrammes einen Anstieg der
Sanierungen im Wohngebaudebestand von Dusseldorf, die drei positive Wirkungen ver-
einen. Zum Einen ist es eine konkrete Hilfe flr Immobilienbesitzer, etwas fiir den Klima-
schutz zu tun und den Wert ihrer Immobilie nachhaltig zu steigern. Zum Zweiten redu-
ziert die Sanierung von Gebauden die CO,-Emissionen in der Stadt und zum Dritten ist
es ein kommunales Konjunkturprogramm flir das regionale Bauhandwerk.

Aktionsraum

Gesamtstadt

Ziele Kommunale Ergadnzung bestehender Forderprogramme zur energetischen Altbau-
sanierung (Uberwiegend aus den zinsgiinstigen Darlehen der Kreditanstalt fir Wieder-
aufbau) zur weiteren Forcierung energetischer SanierungsmafBnahmen

Beteiligte Umweltamt

Zeitraum laufend

Status in Umsetzung
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6.4 Planen und Bauen mit Qualitat

Aktionsfelder — Umsetzung in 32 MaBnahmen

Ziel der Stadt Diisseldorf ist es, auch bei kurzfris-
tig zu schaffendem Wohnraum jetzt und zukiinf-
tig die Lebensqualitdt sicherzustellen. Der bishe-
rige Leitsatz ,Qualitat statt Quantitét®, der seinen
Ursprung in den Anforderungen an eine vertrag-
liche (Nach-)Verdichtung der Stadt hat, wird zu
»Qualitat und Quantitat” weiterentwickelt.

Zur Schaffung von qualitativ hochwertigen und
konsensfihigen Planungskonzepten werden alle
zur Verfiigung stehenden planerischen Instru-
mente genutzt: bereits bei den ersten Entwiirfen
fir ein Neubaugebiet wird darauf geachtet, dass
ein lebenswertes Quartier entsteht — in angemes-
sener Maf3stdblichkeit und mit ausreichend und
nutzbaren Griin- und Freiflichen sowie attrak-
tiven Aufenthaltsbereichen, die als Treffpunkt
dienen konnen. Durch entsprechende Festsetzun-
gen im Bebauungsplan kann nicht nur die stadte-
bauliche Struktur mit der Art und dem Maf3 der
baulichen Nutzung, sondern auch die Gestaltung
optimiert werden (z.B. einheitliche Ausfithrung
von Hausgruppen, Vorgaben zu Materialien und
Farben etc.). Zugleich besteht beispielsweise die
Moglichkeit, zusdtzliche Begriinungsmafinahmen
zu fordern. Die verbindliche Verpflichtung zur
Umsetzung wird durch den Abschluss stidtebau-
licher Vertrige zwischen dem Planungsbegiinstig-
ten und der Stadt geregelt.

In besonderen Einzelféllen, die den erforderlichen
Arbeitsumfang rechtfertigen, kénnen ergidnzend
Satzungen die Qualitit in bestehenden, aber auch
in neuen Quartieren sichern. Dazu gehort neben
der gezielten aktiven Vorgabe von Gestaltungs-
leitlinien auch die Vermeidung von Beeintrich-
tigungen, zum Beispiel in aufgrund ihrer stadte-
baulichen Eigenart oder besonderen Architektur
besonders erhaltenswerten Gebieten, aber auch
im Umfeld von Denkmilern.

43 InWIS Forschung und Beratung GmbH, November 2012.

Neben diesen gesetzlichen Instrumenten nutzt die
Stadt Diisseldorf aber auch vermehrt informelle
Beteiligungsformen, um durch die friihzeitige
Einbindung aller Betroffenen - Biirger, Eigen-
timer, Investoren, Politiker — den Planungspro-
zess transparent zu gestalten und eine hohere Ak-
zeptanz und Identifikation mit dem jeweiligen
Projekt zu erzeugen. Die Diskussion der Planungs-
aufgabe mit den Betroffenen, die Beriicksichti-
gung von individuellen Planungsanforderungen
und die frithzeitige Transparenz im Planungspro-
zess sind wirksame Instrumente, um Vorbehalte
zu iberwinden und Planungserfolge zu erzielen.

Unverzichtbarer Bestandteil der Diisseldorfer
Planungskultur sind die so genannten qualitatssi-
chernden Verfahren. Dabei werden - nach sorg-
faltiger Erarbeitung der Rahmenbedingungen fiir
die Umnutzung, Nachverdichtung oder Neuent-
wicklung eines Gebietes — in Wettbewerben, Gut-
achter- oder Werkstattverfahren alternative Pla-
nungsansitze durch namhafte Architekten und
Stadtplaner entwickelt und diese in einem oft-
mals mehrstufigen Verfahren mit iiblicherwei-
se intensiver Offentlichkeitsbeteiligung bewer-
tet. Dieses Vorgehen sorgt fiir innovative Ansitze
und ermdéglicht die Auswahl des besten Konzep-
tes (ggf. auch durch die Kombination mehrerer
eingereichter Vorschldge). Die Diisseldorfer Pla-
nungskultur wird von allen langfristig orientier-
ten Akteuren explizit geschitzt.*3

Der Weg der Zusammenarbeit auferhalb der for-
mellen Planverfahren hat die Akzeptanz von Pro-
jekten stark verbessert. Des Weiteren wirkt sich
die frithzeitige Abstimmung und gemeinsame
Entwicklung von Qualititen positiv auf das an-
schlieflende formliche Bebauungsplanverfahren
aus und fiihrt zu dessen Beschleunigung.
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6.4.1 Gutachterverfahren, Wettbewerbe, Werkstattverfahren

Beschreibung

Die Stadtplanung in DUsseldorf legt groBen Wert auf die friihzeitige Einbindung aller Pla-
nungsbeteiligten: Politiker, Blrger, Eigentiimer und Investoren. Die Diskussion der Pla-
nungsaufgabe mit den Betroffenen, die Beriicksichtigung von individuellen Planungs-
anforderungen und die frihzeitige Transparenz im Planungsprozess sind wirksame
Instrumente, um Vorbehalte zu berwinden und Planungserfolge zu erzielen. Insbeson-
dere bei stadtebaulichen Vorhaben von auf3erordentlicher Bedeutung oder in exponier-
ter Lage hat es sich bewahrt, in (nach festen Vorgaben der Architektenkammer gere-
gelten) Wettbewerben oder in (den freier gestaltbaren) Gutachterverfahren alternative
Planungsansatze durch national und international namhafte Architekten und Stadtpla-
ner entwickeln zu lassen und diese in einem umfassenden Verfahren mit tGblicherweise
intensiver Offentlichkeitsbeteiligung zu bewerten und auszuwahlen. Dieses Vorgehen
sorgt flr innovative Ansétze und ermdglicht die Auswahl des besten Konzeptes (ggf. auch
durch die Kombination mehrerer eingereichter Vorschléage).

Bei sensiblen Aufgabenstellungen haben Werkstattverfahren vor Ort zu breiter Akzeptanz
von Planungen geflihrt und geben den Beteiligten die Moglichkeit, nicht nur die fertigen
Ergebnisse, sondern auch den Arbeitsprozess der Planer zu verfolgen.

Zahlreiche Projekte aus der Vergangenheit zeigen die Vorzlige der so genannten qua-
litdtssichernden Verfahren. Dieser Weg der Zusammenarbeit auBBerhalb der formellen
Planverfahren hat die Akzeptanz von Projekten stark verbessert und hat inzwischen Vor-
bildfunktion fur die Stadtplanung anderer Kommunen.

Aktionsraum

Gesamtstadt

Ziele Frihzeitige Beteiligung aller Betroffenen/Transparenz des Planungsprozesses/Sicherung
von Qualitédten/Auswahl des besten Konzeptes durch Vergleich

Beteiligte Stadtplanungsamt (Federfihrung), Umweltamt, Amt fir Verkehrsmanagement, Garten-,
Friedhofs- und Forstamt sowie ggf. weitere Fachamter

Zeitraum laufend

Status in Umsetzung
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6.4.2 Bebauungspldne und Satzungen

Beschreibung

In einem Bebauungsplan wird auf Grundlage des Baugesetzbuches (BauGB) und der
Baunutzungsverordnung (BauNVO) die Bebauung konkret und rechtsverbindlich gere-
gelt. Die einzelnen Festsetzungen — in zeichnerischer und/oder textlicher Form — wer-
den jeweils bezogen auf den Einzelfall bestimmt und mussen stadtebaulich begriindet
werden. Soll ein ausreichendes Wohnraumangebot in allen Preissegmenten im Plange-
biet geschaffen und eine Durchmischung hinsichtlich der Bewohnerstruktur im Gebiet
erzielt werden, kdnnen hierfliir durch entsprechende Festsetzungen die geeigneten Rah-
menbedingungen geschaffen werden. So kann zum Beispiel durch die Bestimmung des
MaBes der baulichen Nutzung, d.h. die Festsetzung der Giberbaubaren Flachen sowie die
Bestimmung der zuldssigen Grundflachen- und Geschossflachenzahl, der Geschossig-
keit und der H6he der baulichen Anlagen die Dichte im Plangebiet reguliert werden. Die
Festlegung bestimmter Nutzergruppen oder die verbindliche Realisierung von Wohn-
raum im Rahmen aktueller Férderbestimmungen ist aufgrund entsprechender Recht-
sprechung in Bebauungspléanen nicht moglich. Die Festsetzung unterschiedlicher Bau-
formen im Plangebiet, z. B. Ausweisung mehrgeschossiger Riegelbebauung an der Stral3e
und geringer verdichteter, niedrigerer Innenbereiche, begiinstigt jedoch die Entstehung
unterschiedlicher Wohnungsgré3en und kann zu einer Vielfalt der Bewohnerstruktur im
Quartier beitragen.

Zur Sicherung von Qualitédten im Wohnungsbau besteht u.a. die Méglichkeit, Mindest-
mafBBe von Wohnbaugrundsticken festzulegen oder die héchstzulassige Zahl der Woh-
nungen in Wohngebauden zu bestimmen. So kénnen neben der Dichte fiir die zuklnf-
tigen Bewohner hinreichend Freiflachen und Grinrdaume eingeplant werden, zudem
erhdhen Quartiersplatze als Treffpunkt und Kommunikationsort die Aufenthaltsqualitat
im Quartier und tragen zur Entstehung von Nachbarschaften bei.

Bestehen darlber hinaus besondere Gestaltungsanspriiche an das Quartier — zum Bei-
spiel, um die Eingliederung des neuen Bauvorhabens in die Umgebung zu verbessern —,
besteht die Moglichkeit, Gestaltungsfestsetzungen gem. der Landesbauordnung im
Bebauungsplan zu treffen (wie etwa einheitliche Ausfiihrung von Hausgruppen, Bestim-
mung von Dachneigung und -ausfiihrung, Vorgaben zur Materialwahl).

In Teilbereichen des Stadtgebietes — zum Beispiel in der Altstadt — kann es sinnvoll sein,
eine Satzung aufzustellen, um negative Beeintrachtigungen des Gebaudebestandes
durch Werbeanlagen zu vermeiden.

Aktionsraum

Gesamtstadt

Ziele Erzielung einer sinnvollen Durchmischung und Stabilitédt von Stadtquartieren/Sicherung
von Qualitaten im Quartier/Schutz bestehender Ensembles vor Beeintrachtigung

Beteiligte Stadtplanungsamt, Bauaufsichtsamt, Untere Denkmalbehdrde

Zeitraum laufend

Status in Umsetzung
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6.4.3 Qualitative Standards in stadtebaulichen Vertragen

Beschreibung

Zur Finanzierung der durch ein Bauvorhaben ausgelésten Kosten (u.a. Planung, Bau-
reifmachung und ErschlieBung) schliet die Stadt regelmaBig stadtebauliche Vertrage
mit den Planungsbegulinstigten ab. Die Vertrage werden grundsatzlich jeweils individuell
auf den Einzelfall ausgelegt und beinhalten neben den Regelungen zur angemessenen
Kostentragung durch die Planungsbegtlinstigten insbesondere auch Regelungen zu den
Rechten und Pflichten der Vertragsparteien.

Dazu gehdren zum Beispiel Bau- und Sanierungsverpflichtungen, die grundsatzlich un-
entgeltliche Ubertragung der zukiinftig 6ffentlichen Flachen an die Stadt, die Errichtung
oder Kostentragung der erforderlichen Gemeinbedarfsinfrastruktur sowie die Ubernah-
me der Herstellungskosten von offentlichen Grin-, Ausgleichs- und Verkehrsflachen,
aber u.a. auch qualitative Planungsanspriiche. So ist es beispielsweise moglich, die An-
forderungen an die energetische Qualitat von Gebauden vertraglich zu regeln. Ebenso
konnen Vorgaben zur Nutzung (Erhalt von Gebaudeteilen, Beschréankung der Verkaufs-
flache etc.) oder bestimmte Gestaltungsanforderungen (Fassadenmaterial) festgeschrie-
ben werden. Konkretisierende Planzeichnungen/Ausflihrungsplane werden als Anlage
zum Vertrag aufgenommen.

Durch Birgschaften und Vertragsstrafen wird die Verbindlichkeit gesichert.

Aktionsraum

Gesamtstadt

Ziele Gerechte Lastenverteilung bei stadtebaulichen Entwicklungen/Festschreibung von Rech-
ten und Pflichten der Stadt und ihrer Vertragspartner/Sicherstellung von qualitativen
Planungsanspriichen

Beteiligte Bauverwaltungsamt (Federfiihrung), Stadtplanungsamt, Umweltamt, Garten-, Friedhofs-
und Forstamt, Amt fiir Verkehrsmanagement, Vermessungs- und Liegenschaftsamt, Ju-
gendamt, Amt flir Gebaudemanagement, Schulverwaltungsamt, Feuerwehr, Stadtwerke
Dusseldorf AG usw.

Zeitraum laufend

Status in Umsetzung
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6.5 Planen und Bauen in Kooperation mit der Region

Aufgrund der hohen Anspriiche an die Schaffung
von Wohnquartieren bei gleichzeitiger Flachen-
knappheit im Diisseldorfer Stadtgebiet kann und
wird das wohnungspolitische Handeln zukiinftig
nicht alleine auf das Stadtgebiet der Stadt Diissel-
dorf eingegrenzt bleiben. Die Wanderungsbewe-
gungen in die Region sollten durch eine nachhal-
tige und siedlungsstrukturell sinnvolle Steuerung
der Wohnbaulandentwicklung regional vertrag-
lich gelenkt werden. Dabei ist besonders die An-
bindung an den OPNYV zu beriicksichtigen. Es gilt,
Ansitze und Moglichkeiten fiir regionale Koope-
rationen in der Siedlungsentwicklung auszuloten
und die Basis fiir die Entwicklung regionaler Kon-
zepte und Strategien zu schaffen.

Der Neuaufstellungsprozess des Regionalplans fiir
die Planungsregion Diisseldorf bietet dafiir erste
Ansatzpunkte. Bei diesem Prozess werden von
Seiten der Regionalplanungsbehorde die Akteure
in der Region aktiv eingebunden. Das Thema der
regionalen Zusammenarbeit soll dabei eine grofie
Bedeutung haben. Die Vorarbeiten zu dem neuen
Regionalplan, die bereits seit Mitte 2010 laufen,
werden in konstruktiver Zusammenarbeit mit
den Stidten und Kommunen geleistet. Im Rah-
men verschiedener Gespriache und runder Tische,
an denen auch Vertreter der Stadt Diisseldorf teil-
genommen haben, wurden bereits die Chancen
und Perspektiven fiir regionale Kooperationen in
der Siedlungsentwicklung angesprochen.

Dariiber hinaus wurde im Jahr 2011 der regionale
Arbeitskreis KOGERE (Kooperation fiir eine ge-
meinsame Raumentwicklung) gegriindet. Zweck
des Arbeitskreises auf Arbeitsebene ist es, Ansit-
ze und Moglichkeiten fiir regionale Kooperatio-
nen in der Siedlungsentwicklung auszuloten und
die Basis fiir die Entwicklung regionaler Konzep-
te und Strategien zu schaffen. Zudem haben sich
die Stadt Diisseldorf, der Kreis Mettmann und
der Rhein-Kreis Neuss im Juli 2011 zur ,,Regio-
nalen Arbeitsgemeinschaft Stadt Diisseldorf,
Kreis Mettmann, Rhein-Kreis Neuss® zusammen-
geschlossen.
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6.5.1 Neuaufstellung des Regionalplans

Beschreibung

Zentrale Determinanten der Regionalplanung im Regierungsbezirk Dusseldorf sind im
Umbruch: der neue Landesentwicklungsplan LEP 2025 wird nicht nur den alten LEP
und das bisherige Landesentwicklungsprogramm zusammenfihren, sondern er wird
auch neue Vorgaben bringen. Die Planungsregion des Regionalrates hat im Zuge der
Ubertragung von Planungskompetenzen auf den Regionalverband Ruhrgebiet bereits
neue Grenzen bekommen. Vor allem aber erfordern aktuelle Themen wie z.B. der de-
mografische Wandel eine Neuausrichtung der entsprechenden Vorgaben fiir die regio-
nale Entwicklung. Diesen Verdnderungen gilt es sich zu stellen. Im Zuge der anvisier-
ten Neufassung des Regionalplans muss in der Region Uber die zuklinftige Entwicklung
nachgedacht und diskutiert werden. Dieser Prozess steht noch am Anfang. Wesentlich
fr einen erfolgreichen regionalen Zukunftsplan ist, dass alle Akteure offen flir die vielfal-
tigen Positionen in der Region sind und dartiber miteinander sprechen. Dabei ist der Pro-
zess des Austauschens und Diskutierens so wesentlich wie das Planwerk am Ende selbst.

Aktionsraum

Planungsregion Dusseldorf

Ziele Koordinierung von unterschiedlichen Flachenanspriichen und Nutzungen in der Region
Beteiligte Bezirksregierung Dusseldorf (Federfiihrung), Kommunen der Planungsregion Disseldorf
Zeitraum bis 2014

Status in Umsetzung
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6.5.2 Kooperation fiir eine gemeinsame Raumentwicklung (KOGERE)

Beschreibung

Regionale Zusammenarbeit ist in der Region in und um Diusseldorf schon haufig the-
matisiert worden und wird zu verschiedenen Sachthemen bereits erfolgreich praktiziert.
Die Fortschreibung des Regionalplans fiir den Regierungsbezirk Disseldorf war Anlass
fur Arbeitsgespréche, die sich mit der Siedlungsentwicklung in und um Disseldorf be-
schaftigten. Aus diesen Gesprachen heraus haben sich Vertreter verschiedener Stadte
und Kreise zusammengeschlossen und im Mai 2011 den Arbeitskreis ,,GroBregion Dis-
seldorf — Kooperation flir eine gemeinsame Raumentwicklung®, kurz ,KOGERE", gebil-
det. Der Arbeitskreis setzt sich zusammen aus Vertretern der kreisfreien Stadte Dissel-
dorf, Duisburg, Krefeld, Ménchengladbach, Remscheid, Solingen und Wuppertal sowie
des Rhein-Kreises Neuss und der Kreise Mettmann und Viersen. Die Geschaftsfiihrung
obliegt der Stadt Dusseldorf. Themen aus dem Verfahren zur Regionalplanaufstellung
werden aufgegriffen und diskutiert, eigene Positionen ausgearbeitet.

Der Arbeitskreis soll die Basis fiir die Entwicklung regionaler Konzepte schaffen und Mog-
lichkeiten flr Kooperationen in der Siedlungsentwicklung ausarbeiten. Die Ergebnisse
sollen dazu beitragen, in der Region ein angemessenes und vielféltiges Angebot an Bau-
land und Wohnraum bereitstellen zu kénnen.

Dabei gilt es, die Entwicklung der Gemeinden wie auch die méglichen ,Uberschwapp-
effekte” aus Disseldorf beim quantitativen Angebot an Wohnbauland zu berlcksichti-
gen, den Wohnungsbestand zu erhalten und weiterzuentwickeln sowie eine qualitétvolle
Siedlungsentwicklung bei der Neuplanung von Wohngebieten (z.B. durch begleitende
qualitatssichernde Verfahren) sicherzustellen.

Aktionsraum

GroBregion Disseldorf

Ziele Erarbeitung regionaler Konzepte flir eine qualitatvolle Siedlungsentwicklung/Entwicklung
und Vertiefung von Kooperationen

Beteiligte Geschaftsfiihrung Stadt Dusseldorf; kreisfreie Stadte Duisburg, Krefeld, Ménchenglad-
bach, Remscheid, Solingen und Wuppertal sowie Rhein-Kreis Neuss und die Kreise Mett-
mann und Viersen

Zeitraum ab Mai 2011

Status in Umsetzung
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6.5.3 Regionale Kooperation Stadt Diisseldorf, Kreis Mettmann und Rhein-Kreis Neuss

Beschreibung

Die Stadt Dusseldorf, der Kreis Mettmann und der Rhein-Kreis Neuss haben sich im Juli
2011 zur ,Regionalen Arbeitsgemeinschaft Stadt Disseldorf, Kreis Mettmann, Rhein-
Kreis Neuss“ zusammengeschlossen. Arbeitsgruppen befassen sich mit Uberértlich be-
deutsamen Projekten zu den Themenbereichen Verkehr, Wirtschaftsférderung, Kultur/
Tourismus und Energie. Im Rahmen der Arbeitsgruppe Wirtschaftsférderung werden
Handlungsgrundsatze zur Flachennutzung erarbeitet, die neben der Gewerbeflachen-
entwicklung auch die Wohnbaulandentwicklung in den Fokus riicken.

Aktionsraum

Stadt Disseldorf, Kreis Mettmann, Rhein-Kreis Neuss

Ziele Gemeinsame Erarbeitung von Handlungsgrundsatzen fiir regional bedeutsame Flachen-
nutzungen/Initiierung von interkommunalen Projekten der Wohnbaulandentwicklung

Beteiligte Oberbirgermeister Stadt Dusseldorf, Landrat Kreis Mettmann, Landrat Rhein-Kreis
Neuss, Mitarbeiter der Verwaltungen und Fachdmter

Zeitraum ab Juli 2011

Status in Umsetzung




6.6 Beratungs- und Informationsangebote

Aktionsfelder — Umsetzung in 32 MaBnahmen

Das Angebot einer Vielzahl von Férderprogram-
men allein reicht nicht aus - ergédnzend ist die
wesentliche Aufgabe der Stadtverwaltung, inter-
essierte Biirgerinnen und Biirger tiber ihre Mog-
lichkeiten zu informieren und zu beraten. Dazu
gehoren zum Beispiel die kostenlosen Sprechstun-
den des Amtes fiir Wohnungswesen, des Stadt-
planungsamtes und des Bauaufsichtsamtes sowie
der Serviceagentur Altbausanierung. Allgemeine

Informationen zu aktuellen Wohnbauprojekten
finden sich zudem im Internet auf der Homepage
der Stadt Diisseldorf (www.duesseldorf.de). Zahl-
reiche Broschiiren und Publikationen runden das
Informationsangebot ab. Zugleich werden zu ak-
tuellen wohnungswirtschaftlichen Themen regel-
maflige Veranstaltungsreihen auch mit externen
Referenten angeboten.

6.6.1 Wohnberatung

Beschreibung

Viele Wohnungen werden den besonderen Anforderungen des Alters oder einer Behin-
derung nicht gerecht und missen haufig den individuellen Bedrfnissen der Bewoh-
ner angepasst werden. Entsprechende MaBnahmen sind z.B. der Austausch der Bade-
wanne gegen eine ebenerdige Dusche, die Verbreiterung von Tlren, das Anbringen von
Handlaufen und Haltegriffen, die Beseitigung von Balkonschwellen oder der Bau einer
Rampe. Die Wohnberatung unterstiitzt Mieterinnen und Mieter bei der Planung und
Umsetzung der individuellen Wohnraumanpassung im Alter, bei Behinderung und bei
Demenz (Beratung und Zuschisse). Neben der kostenfreien individuellen Beratung fiir
alle Betroffenen werden einkommensschwache Haushalte zuséatzlich mit stadtischen
Zuschussen unterstitzt.

Nichtimmer kann die vorhandene Wohnung an die BedUrfnisse der dlteren oder behin-
derten Menschen angepasst werden, so dass ein Umzug in eine andere Wohnung eine
sinnvolle Alternative bzw. Notwendigkeit darstellt. Die Wohnberatung unterstitzt Miete-
rinnen und Mieter, wenn sie eine senioren- oder behindertengerechte Wohnung suchen.

Gerade altere oder behinderte Menschen haben haufig Schwierigkeiten, einen Umzug
zu bewaltigen. Deshalb verbleiben viele Betroffene in einer fiir ihre Bediirfnisse unge-
eigneten Wohnung. Bei der Wohnberatung ist ein Umzugsmanagement eingerichtet,
um auch in diesen Fallen Hilfe anbieten zu kdnnen. Wenn Mieterinnen und Mieter auf-
grund ihres Alters oder einer Behinderung umziehen mussen, unterstitzt die Wohnbe-
ratung diese bei der Planung und Organisation ihres Umzuges mit Beratung und Zu-
schissen. Neben der kostenfreien individuellen Beratung fiir alle Betroffenen werden
einkommensschwache Haushalte zusatzlich mit stédtischen Zuschiissen unterstutzt.
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6.6.1 Wohnberatung

Beschreibung

Das Wohnmodell richtet sich an Seniorinnen und Senioren sowie Studierende und Aus-
zubildende, die eine zeitlich befristete Wohnpartnerschaft nach dem Prinzip der gegen-
seitigen Hilfen eingehen wollen: dltere Menschen bieten jungen Menschen glinstigen
Wohnraum an, die Studierenden/Auszubildenden verpflichten sich als Gegenleistung
zur Verrichtung praktischer Alltagshilfen, z.B. Einkaufen, Kochen, Begleitdienste oder
gemeinsame Freizeitaktivitdten wie Spaziergange. Ausgeschlossen sind dabei alle pfle-
gerischen Tatigkeiten. Die geleisteten Stunden werden als Mieterlass angerechnet, wo-
bei in der Regel ein m? Wohnflache mit einer Stunde Hilfe im Monat verrechnet wird. Die
Wohnberatung unterstiitzt die Wohnpartnerschaften durch Auswahl und Zusammenfih-
rung der Wohnpartner, Unterstlitzung beim Vertragsabschluss sowie durch die Beglei-
tung der Wohnpartnerschaft.

Aktionsraum

Gesamtstadt

Ziele Verbleib in der eigenen Wohnung trotz Handicaps/Serviceangebot fiir Umzugswillige
Beteiligte Amt fir Wohnungswesen, Mieterinnen und Mieter

Zeitraum laufend

Status in Umsetzung
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6.6.2 Bauberatung

Beschreibung

Das Stadtplanungsamt und das Bauaufsichtsamt bieten parallel an zwei Vormittagen
in der Woche Sprechstunden an, in denen jedermann sich auch ohne Termin kostenlos
informieren und beraten lassen kann. Zu den Inhalten gehéren gewdhnlich Vorabstim-
mungen zur Klarung von Fragen vor Einreichung von Baugesuchen, Fragen nach dem
aktuellen Baurecht fiir ein bestimmtes Grundstiick oder Erkundigungen nach aktuellen
Bebauungsplanverfahren. Oftmals kdnnen auf diese Weise auch neue Wohnbaufladchen
(hier insbesondere Baullicken) aktiviert werden. Zur Beschleunigung der Umsetzung
von Vorhaben werden oftmals gemeinsame Beratungsgespréche von Beschaftigten des
Stadtplanungsamtes und der Bauaufsicht mit Bauwilligen gefihrt.

Dariiber hinaus bietet die Stadtverwaltung im Zusammenhang mit der Beantragung ei-
ner Baugenehmigung die Beratung Uber die innere Barrierefreiheit von Wohnungen ge-
genilber Bauwilligen kostenfrei an.

Hintergrund ist, dass in der sozialen Wohnraumférderung seit dem Programmjahr 1998
die Barrierefreiheit der Wohnungsgrundrisse detailliert nach der ehemaligen DIN 18025,
Teil Il (jetzt: DIN 18040, Teil Il) vorgeschrieben ist. Anders verhalt es sich bei der Errich-
tung frei finanzierten Wohnraums nach der Bauordnung NRW: in Gebduden mit mehr
als zwei Wohnungen mussen lediglich die Wohnungen eines Geschosses barrierefrei er-
reichbar sein; dies bezieht sich auf die ErschlieBung des Wohnhauses (z.B. zuséatzliche
Errichtung einer Rampe zur Hauseingangstir, Einbau eines Aufzugs). Zur Gestaltung die-
ser barrierefrei erreichbaren Wohnungen selbst ist lediglich festgelegt, dass bestimmte
Raume mit dem Rollstuhl zugénglich sein missen.

Eine Beratung zur Barrierefreiheit stellt ein zuséatzliches Service-Angebot an Bauwillige
dar, das auch zur Nachhaltigkeit bei der Vermietung von Wohnungen fuhrt.

Aktionsraum

Gesamtstadt

Ziele Aktivierung geeigneter Wohnbauflachen/Serviceangebot an Bauwillige zur Optimierung
des Planens und Bauens

Beteiligte Stadtplanungsamt, Bauaufsichtsamt, Amt fir Wohnungswesen, Bauwillige und Archi-
tekten

Zeitraum laufend

Status in Umsetzung
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6.6.3 Aktuelle Information zu Wohnbauprojekten

Beschreibung

Die Stadt Dusseldorf ist gekennzeichnet durch eine hohe Dynamik — auch im Woh-
nungsbau. An zahlreichen Stellen im Stadtgebiet werden in unterschiedlichen GroB3en-
ordnungen Wohnungsbauprojekte geplant oder derzeit realisiert. Zielsetzung der Stadt-
verwaltung ist es, Uber die Aktivitdten zu informieren und so die zahlreichen neuen
Wohnungsbauprojekte in Disseldorf zu veranschaulichen.

Im Internetauftritt der Stadt Dusseldorf (www.duesseldorf.de/planung) werden die Pla-
nungsstande aktuell laufender Bebauungsplanverfahren aufgefthrt. Im Archiv sind u.a.
Wettbewerbsergebnisse und Beispiele realisierter Projekte enthalten. Zahlreiche Bro-
schiiren und Publikationen in digitaler sowie gedruckter Form runden das Informations-
angebot ab. Interessierte Birger haben zugleich die Méglichkeit, sich im Rahmen von
Veranstaltungsreihen Uber aktuelle wohnungswirtschaftliche Themen zu informieren
(zum Beispiel ,,Ein Dialog zur Stadtentwicklung®).

Aktionsraum

Gesamtstadt

Ziele Information Uber aktuelle Wohnbauprojekte
Beteiligte Stadtplanungsamt (Federfiihrung)
Zeitraum laufend

Status in Umsetzung

6.6.4 Wohnungsmarktbeobachtung

Beschreibung

Die Wohnungsmarktbeobachtung dient der kontinuierlichen Darstellung der wichtigsten
Daten zum Dusseldorfer Wohnungsmarkt — unter Einbeziehung von Akteuren der Verwal-
tung und der Wohnungswirtschaft — im jahrlich erscheinenden Wohnungsmarktbericht.
Berichtet wird insbesondere zu den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, dem Grund-
stiicksmarkt, dem Wohnungsangebot, der Wohnungsnachfrage und der Lage auf dem
Wohnungsmarkt. Im Rahmen des Wohnungsmarktmonitorings werden darlber hinaus
aktuelle Themen aufbereitet.

Aktionsraum

Gesamtstadt, zum Teil Wohnungsmarktregion

Ziele Bereitstellung von Daten und Darstellung von Entwicklungen flr die Akteure auf dem
Dusseldorfer Wohnungsmarkt

Beteiligte Amt fir Wohnungswesen, Amt flr Statistik und Wahlen, Stadtplanungsamt, Wohnungs-
wirtschaft

Zeitraum laufend

Status in Umsetzung
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6.6.5 Harmonisierung der Daten fiir den Wohnungsmarkt

Beschreibung

Bisher gibt es unterschiedliche Erhebungen von verschiedenen Akteuren zur Beschrei-
bung des Wohnungsmarktes. Es soll auf freiwilliger Basis mit den Disseldorfer Wohnungs-
marktexperten eine Harmonisierung der Zahlen zum Wohnungsmarkt erfolgen. Ankntp-
fungspunkt kann beispielsweise die GIF als Gesellschaft fir Immobilienwirtschaftliche
Forschung e.V. sein. Ziel der GIF ist die Férderung immobilienwirtschaftlicher interdiszi-
plindrer Forschung und Lehre in allen relevanten Fachrichtungen sowie die Darstellung
der Bedeutung der Immobilienwissenschaft in der Offentlichkeit (www.gif-ev.de).

Aktionsraum

Gesamtstadt, zum Teil Wohnungsmarktregion

Ziele Bereitstellung von einheitlichen Daten zum Diisseldorfer Wohnungsmarkt
Beteiligte Dusseldorfer Wohnungsmarktexperten, Stadtplanungsamt

Zeitraum laufend

Status in Vorbereitung

6.6.6 Serviceagentur Altbausanierung (SAGA)

Beschreibung

Die Serviceagentur Altbausanierung (SAGA) wurde 2004 gegriindet und ist seit 2007 als
dauerhafte Beratungsstelle eingerichtet, um Hauseigentiimer bei der energetischen Sa-
nierung ihrer Immobilien zu beraten. Der Schwerpunkt der Beratung liegt neben dem
Thema der Altbaumodernisierung bei der Beantwortung von Fragen zu Anforderungen
durch den Gesetzgeber und zu Férdermdglichkeiten. Die vorhandenen Angebote wur-
den mit der Zeit verstetigt. Sie werden laufend den aktuellen Anforderungen angepasst
und ausgebaut. Dabei werden Belange der SAGA-Partner oder angefragter Bedarf durch
Hauseigentimer bertcksichtigt. In Zusammenhang mit dem stadteigenen Forderpro-
gramm werden seit 2011 personliche Beratungen in Form einer Férdersprechstunde
angeboten. Die Leistungen und Angebote der SAGA werden durch regelmaBige Offent-
lichkeitsarbeit prasentiert.

Die SAGA hat in ihrer Bilanz rund 4.750 registrierte Beratungskontakte (Stand: 2011).
Diese verteilen sich gleichméBig auf die Hotline-Beratung, Gesprache bei Vortragen und
Infostanden sowie auf E-Mails. Es ist eine kontinuierliche Nachfrage mit jahreszeitbeding-
ten Schwankungen festzustellen.

Die SAGA nimmt auf Landesebene an dem landesgeférderten Projekt ,,ALTBAUNEU" teil
und gestaltet aktiv Arbeitsschwerpunkte. Neben der Erprobung neuer Beratungsansétze
ist der Austausch zwischen den Kommunen ein zentraler Aspekt fiir das Landesprojekt.

Aktionsraum

Gesamtstadt

Ziele Beratung von Hauseigentiimern bei der energetischen Sanierung
Beteiligte Umweltamt

Zeitraum seit 2004 - dauerhaftes Angebot

Status in Umsetzung
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6.6.7 Leitfaden fiir neue gemeinschaftliche Wohnformen

Beschreibung

Die Stadt hat unter Beteiligung des Seniorenbeirates, des Stadtplanungsamtes, des
Vermessungs- und Liegenschaftsamtes sowie des Amtes flir Wohnungswesen und des
Seniorenreferates einen Leitfaden erstellt. Der Leitfaden bietet Informationen tber Ver-
waltungsstrukturen, Koordinierungsstellen, Férder- und Beratungsangebote. Weiterhin
kann der Leitfaden Uberlegungen hinsichtlich der Rechtsform, Realisierung von Bau-
oder Wohnprojekten unterstlitzen und bei Bedarf als Richtungsweiser fir die weitere
Planung, aber auch zur gezielten Kontaktaufnahme innerhalb der Verwaltung dienen.

Aktionsraum

Gesamtstadt

Ziele Unterstltzung interessierter Gruppen bei der Realisierung eines Wohnprojektes

Beteiligte Amt fir Wohnungswesen (Federfihrung), Vermessungs- und Liegenschaftsamt, Stadt-
planungsamt

Zeitraum laufend

Status in Umsetzung

6.6.8 Verbesserung der bestehenden Services fiir Wohngruppen und Baugemeinschaften**

Beschreibung

Die bestehenden Angebote fiir Wohngruppen und Baugemeinschaften, die unter www.dues-
seldorf.de/wohnen/wohnen_in_gemeinschaft/index.shtml angeboten werden, sollen inhalt-
lich verbessert und stéarker beworben werden, um Interessentinnen und Interessenten eine
dmteriibergreifende Information und Beratung zu

® mdglichen Wohnformen und Wohnmodellen

® jn Frage kommenden stddtischen oder privaten Liegenschaften

® Finanzierungsfragen

anzubieten.

Die Beratungsstelle fiir Wohngruppen und Baugemeinschaften soll dabei als zentrale An-
laufstelle fiir eine bessere Vernetzung aller Akteure rund um die Themen Wohngruppen und
Baugemeinschaften sorgen.

Aktionsraum

Gesamtstadt

Ziele

Verbesserung der Angebote fiir Wohngruppen und Baugemeinschaften

Beteiligte

Amt flir Wohnungswesen, Stadtplanungsamt

Zeitraum

seit 2004 - dauerhaftes Angebot

Status

in Planung

44 Diese Mafinahme ist gem. dem Ergdnzungsantrag 01/145/2013 hinzugefiigt worden.




Diisseldorf hat auf Grundlage einer sehr guten
wirtschaftlichen Entwicklung vor allem durch
eine hohe ausbildungs- und arbeitsplatzbezoge-
ne Zuwanderung an Bevolkerung gewonnen und
gehort seit Jahren zu den wenigen wachsenden
Stadten in Deutschland. Die grof3e Beliebtheit der
Landeshauptstadt ist aber auch Ergebnis der ho-
hen Wohn- und Lebensqualitit in der Stadt, die
durch stetige Forderung von Kultur-, Bildungs-
und Sportangeboten weiter gesteigert wird.

Eine wachsende Stadt fiihrt wiederum zu einer
sehr hohen Nachfrage auf dem Wohnimmo-
bilienmarkt, die zurzeit aus unterschiedlichen
Griinden nicht ausreichend gedeckt werden kann.
Durch die Verknappung von Wohnraum kommt
es — wie in anderen Grofistidten auch - zu stei-
genden Kauf- und Mietpreisniveaus. Damit ent-
steht insbesondere fiir einkommensschwiachere
Haushalte ein Versorgungsengpass mit bedarfs-
gerechtem Wohnraum zu angemessenen Prei-
sen. Die Folge ist eine verstirkte Abwanderung
ins Umland: in Diisseldorf zu arbeiten und zu ei-
ner Kommune der Region zu pendeln, ist fiir viele
Menschen alltagliche Realitét.

Dieses Bild bestitigte sich auch beim Vergleich
der Rahmenbedingungen und Handlungsansitze
anderer wachsender Stidte — betrachtet wurden
Miinchen, Frankfurt am Main und Stuttgart - in
Deutschland. Doch was sind die Hintergriinde
der starken Nachfrage nach Wohnimmobilien?
Die InWIS Forschung & Beratung GmbH hat in
ihrem Fachbeitrag die Wechselwirkungen zwi-
schen Finanz- und Immobilienmarkt dargelegt.
Demnach stellt die

Entwicklung der internationalen Finanzmark-
te seit Beginn der Finanz- und Wirtschafts-
krise [...] einen wichtigen Baustein in der Er-
klarung der aktuellen Entwicklung auf dem
Wohnimmobilienmarkt in Diisseldorf und an-
deren deutschen Grofistidten dar. Historisch
niedrige Hypothekenzinssitze, Risikoaufschla-
ge auf Staatsschuldentitel und wachsende In-
flationsangst sowie mittlerweile einfachere
grenziiberschreitende Immobiliendirektanla-
gen haben die Nachfrage nach Wohnimmobi-
lien auf wachsenden Markten wie Diisseldorf

Zusammenfassung 7/

stark angeheizt, da Wohnimmobilienanlagen
an diesen Standorten als ,sicherer Hafen“
gelten. In ihrer Gesamtwirkung tragen die-
se Einflussfaktoren gegenwirtig zu einer kon-
junkturellen Steigerung der Nachfrage nach
Wohnungen als Investitionsanlage und damit
zugleich auch der Preise bei.

Die Gefahr spekulativer Inmobilienblasen, die
aus einer risikoreichen Finanzierungspraxis der
Finanzmadrkte herriihrt, ist dabei in Deutsch-
land im Allgemeinen vergleichsweise gering.
Griinde fiir diese Annahme sind vor allem
das am Vorsichtsprinzip ausgerichtete Immo-
bilienfinanzierungssystem mit seinen stabi-
litdtsfordernden Faktoren der lidngerfristigen
Zinsbindung, der vergleichsweise hohen Eigen-
kapitalanforderungen, der Anforderungen an
zugrunde liegende Wertermittlungen der Im-
mobilien und der dominierenden Refinanzie-
rungsform tiber Pfandbriefe und Bausparein-
lagen.

Die derzeitige Verschéarfung der Preisentwicklung
lasst sich u.a. auch durch das verstarkte Auftreten
kurzfristig orientierter Akteure erklaren. Im Ge-
gensatz zu institutionellen Anlegerinnen und An-
legern verfolgen diese nur das Ziel einer schnellen
Erhoéhung der Immobilienwerte (Gewinnmaxi-
mierung). Da langfristige Risiken untergewichtet
werden, steigt die Bereitschaft, hohere Bodenprei-
se zu zahlen. Langfristig orientierte Akteure (Pen-
sionskassen, Versicherungen, Immobilienfonds)
konnen bei diesen Geboten nicht mithalten und
werden vom Markt verdriangt. Erschwerend wir-
ken das hohe Bodenpreisniveau und steigende
Baukosten, so dass moderate Miet- und Verkaufs-
preise am Wohnungsmarkt kaum wirtschaftlich
realisierbar sind.

Insgesamt ist auch zukiinftig mit einer stabilen
Nachfrage — zum einen durch das stetige Bevol-
kerungswachstum, aber auch von Anlageseite
aus — zu rechnen, so dass kurzfristig keine Preis-
stabilisierungen/-senkungen zu erwarten sind.
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Der Diisseldorfer Wohnungsmarkt steht weiter-
hin vor der Herausforderung, ein der hohen
Nachfrage entsprechendes und bedarfsgerechtes
Wohnraumangebot sicherzustellen.

Das bedeutet, dass sich die Wohnungswirtschaft
der Aufgabe stellen muss, wie sie — trotz steigen-
der Anspriiche auch im Bereich des energiespa-
renden Wohnens - ihre Position am Markt durch
die Reduzierung von Kosten wieder stérken kann.
Hier sollten insbesondere die Méglichkeiten einer
Standardisierung und/oder Professionalisierung
der Modulbauweise in Betracht gezogen werden.

Zugleich werden unterstiitzend steuernde Ein-
griffe der Verwaltung notwendig.

Mit dem sich zurzeit in Fortschreibung befind-
lichen integrierten Stadtentwicklungskonzept
,Disseldorf 2020+ - Wachstum fordern, Zukunft
gestalten (STEK) verfiigt die Landeshauptstadt
bereits iiber einen Orientierungsrahmen, der die
maf3geblichen quantitativen und qualitativen Fak-
toren darstellt, an denen die Stadtentwicklung in
den nichsten Jahrzehnten strategisch ausgerich-
tet werden kann. Zur Konkretisierung dieses Rah-
mens hat der Rat der Landeshauptstadt Diissel-
dorf die Verwaltung mit Beschluss vom 26. Mai
2011 beauftragt, ein ,,Handlungskonzept Woh-
nungsbau® zu erstellen, das die im Stadtentwick-
lungskonzept formulierten Grundsitze weiter
prézisiert und darauf aufbauend konkrete Hand-
lungsauftrage festlegt.

In den Sitzungen des Ausschusses fiir Woh-
nungswesen und Modernisierung (AWM) am
21.11.2011 und des Ausschusses fiir Planung und
Stadtentwicklung (APS) am 30.11.2011 hat die
Verwaltung einen Vorentwurf zum Handlungs-
konzept Wohnungsbau (,, ZUKUNFT WOHNEN.
DUSSELDORF*) vorgestellt. Diesem Vorschlag
wurde von beiden Ausschiissen gefolgt. Die Er-
arbeitung und Qualifizierung des vorliegenden
Handlungskonzepts fiir den Wohnungsmarkt er-
folgte als kooperativer Prozess, in dem sich ver-
schiedene Akteure des Diisseldorfer Wohnungs-
marktes engagieren konnten.

Erginzend erfolgte ein Vergleich der Handlungs-
ansitze weiterer wachsender Stddte in Deutsch-
land (Miinchen, Frankfurtam Main und Stuttgart),
die dhnliche Rahmenbedingungen aufweisen wie
Diisseldorf. Dabei zeigte sich, dass iiberall auf aus-
differenzierte und kleinteilige Instrumentenbau-
kasten gesetzt wird, um den definierten Ansitzen
der Wohnungspolitik zu entsprechen. Einige Ins-
trumente werden in dhnlicher Weise in mehreren
Stadten angewendet, andere sind speziell auf die
jeweilige Stadt ausgerichtet.

Ein wohnungspolitisches Handlungsprogramm
fir die Stadt Diisseldorf zur Schaffung eines aus-
gewogenen Wohnraumangebotes fiir alle Nach-
fragegruppen muss demnach sowohl auf die Inst-
rumentarien der Vergleichsstdadte wie auch auf die
ortsspezifischen Standortbedingungen ausgerich-
tet sein. Es gilt auch in Diisseldorf eine Vielzahl
von Einzelmafinahmen zu definieren, die langfris-
tig zur Starkung des Wohnungsmarktes beitragen.
Zudem zeigen die Erfahrungen aus den anderen
Stidten, dass erste Erfolge erst nach Uberwin-
dung einer arbeitsintensiven Anfangsphase sicht-
bar werden. Es erfordert neben umfangreicher
Offentlichkeitsarbeit viel Zeit und Arbeitsein-
satz sowie eine Zusammenarbeit aller Wohnungs-
marktakteure, um langfristig eine Situationsver-
besserung auf dem Wohnungsmarkt zu erreichen.



Nach einer detaillierten Analyse der Rahmenbe-
dingungen und der daraus abgeleiteten zentralen
Herausforderungen wurden Zielsetzungen sowie
Aktionsfelder und daraus abgeleitet 32 Mafinah-
men definiert, die die im Ratsauftrag formulierten
Handlungsleitlinien und -aufgaben beriicksichti-
gen. Das Handlungskonzept fiir den Wohnungs-
markt gibt einen Gesamtiiberblick iiber alle Maf3-
nahmen zur Stirkung des Wohnungsmarktes in
der Stadt Diisseldorf. Es sind neben neuen Pro-
jekten, die sich den aktuellen Herausforderun-
gen stellen, auch Projekte aufgefiihrt, die bereits
gingige Praxis in der nachhaltigen Stadtplanung
sind. Die Wohnraumpolitik der Stadt Diisseldorf
kann hier an die Kooperation mit den langfris-
tig orientierten und an Diisseldorf interessierten
Wohnungsmarktakteuren ankniipfen und diese
ausbauen. So sind vorhandene Kooperationsver-

einbarungen fiir einzelne Quartiere bundesweit
vorbildlich.*

Die wesentlichen Ergebnisse des Handlungskon-
zepts werden im Folgenden zusammengefasst.

Hauptziel: Gemeinwohlorientierte Wohnbau-
entwicklung

Es ist Zielsetzung der Stadt, eine gemeinwohl-
orientierte Wohnbauentwicklung zu verfolgen,
die ein ausgewogenes Wohnraumangebot in allen
Preissegmenten schafft, ohne das hohe qualitative
Niveau in Bezug auf Stddtebau und Architektur
zu vernachlissigen. Die reine Verfiigbarkeit von
Wohnraum ist kein ausreichendes Kriterium, es
miissen auch die entsprechenden Qualitdten vor-
handen sein.*® Gleichzeitig soll im Sinne des Leit-
satzes ,Innen- vor Auflenentwicklung® eine wei-
tere Flicheninanspruchnahme im Auflenbereich
moglichst vermieden werden.

45 InWIS Forschung und Beratung GmbH, November 2012.
46 InWIS Forschung und Beratung GmbH, November 2012.

Zusammenfassung

Es gilt, alle Stadtteile, ausgerichtet an den jeweili-
gen Herausforderungen, weiterzuentwickeln. Da-
bei ist angesichts der demografischen Entwicklung
und des Klimawandels besonderes Augenmerk
auf die Themen der Energieeinsparung und der
Barrierearmut zu legen.

Im Sinne der Nachhaltigkeit sind innovative wirt-
schaftliche, 6kologische und soziale Konzepte im
Bestand und im Neubau zu foérdern. Es ist er-
forderlich, stadtebauliche und architektonische
Mafinahmen mit 6kologischen Programmen, so-
zialen Prozessen und wirtschaftlichen Interessen
zu verkniipfen.

Die Stadt mit ihren Beteiligungen nimmt hierbei
eine Vorbildfunktion wahr und sucht zur Errei-
chung ihrer Ziele tragfihige Kooperationen mit
den Akteuren des Wohnungsmarktes in Stadt und
Region.

Teilziele

Zur Konkretisierung des Hauptziels hat die Stadt
zwolf Teilziele aufgestellt, die aus den Leitlinien
des Vorentwurfs abgeleitet und im Zuge der wei-
teren Erarbeitung des Handlungskonzeptes pra-
zisiert wurden. Zum Teil ergeben sich Uber-
schneidungen, zum Teil bedingen sich Teilziele
gegenseitig oder ergdnzen sich. Prinzipiell stehen
aber alle Ziele gleichrangig nebeneinander - es er-
folgt keine Priorisierung.

Orientiert an aktuellen sozialen, wirtschaftlichen
und 6kologischen Herausforderungen zeigen die
Teilziele die weitere Ausrichtung der kommuna-
len Aktivititen auf dem Wohnungsmarkt auf. Die
Umsetzung dieser Ziele erfolgt in sechs Aktions-
feldern.
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Aktionsfelder

Zur Operationalisierung der Teilziele dienen
sechs Aktionsfelder. Dabei kann es vorkommen,
dass sich allein aus einem Teilziel ein gesamtes
Aktionsfeld ergibt (Teilziel ,Intensivierung der
regionalen Kooperation® = Aktionsfeld ,,Planen
und Bauen in Kooperation mit der Region®). Ge-
wohnlich finden sich die Teilziele aber in unter-
schiedlichen Aktionsfeldern wieder bzw. setzen
sich die Aktionsfelder aus mehreren Zielen zu-
sammen.

Abb. 34: Ableitung der Aktionsfelder

Aktionsfeld 1: Planen und Bauen nach dem
Diisseldorfer Modell

Ziel ist, ein ausgewogenes Angebot an Wohn-
raum fiir alle Bevolkerungsgruppen zur Verfii-
gung zu stellen. Dazu bedarf es — insbesondere im
preiswerten und mittleren Wohnungsmarktseg-
ment — einer begleitenden Steuerung durch Poli-
tik und Verwaltung. Die Stadt Diisseldorf hat zu
diesem Zweck einen kleinteiligen Instrumenten-
baukasten zusammengestellt, der u.a. ein breit-
gefichertes Angebot an Forder-, Kredit-, Zu-
schuss- und Unterstiitzungsprogrammen bzw.
vertraglichen Regelungen vorsieht.

Hauptziel: Gemeinwohlorientierte Wohnbauentwicklung

Teilziel 1: Ausgewogenes

Wohnraumangebot in allen Preissegmenten

Teilziel 2: Forderung stadtischen Wohnens
nach dem radumlichen Leitbild , Innen- vor
AuBenentwicklung”

Teilziel 3: Klimaangepasste
Stadtentwicklung

Teilziel 4: Modernisierung der
Wohnungsbesténde

Teilziel 5: Sicherung der Lebensqualitat
heute und morgen

Teilziel 6: Intensivierung der regionalen
Kooperation

Teilziel 7: Sinnvolle Durchmischung zur
Sicherung der Stabilitat von Stadtquartieren

Teilziele

Teilziel 8: Forderung von selbstgenutztem
Wohneigentum

Teilziel 9: Ausrichtung des
Wohnraumangebots an die Bedarfe und
Erfordernisse des demografischen Wandels

Teilziel 10: Unterstitzung neuer
Wohnformen

Teilziel 11: Sicherung und Entwicklung
attraktiver Wohnumfelder

Teilziel 12: Gerechte Lastenverteilung bei
stéadtebaulichen Entwicklungen

Quelle: Eigene Darstellung
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Die Stadtverwaltung fithrt verbindliche Grund-
satzregelungen zur Schaffung von angemessenem
Wohnraum durch die Quotierung von geforder-
tem Wohnraum ein. Dabei sollen bei allen Woh-
nungsbauprojekten ab 100 Wohneinheiten, bei de-
nen ein Bebauungsplan vorgesehen ist, 20 % der
Wohneinheiten im geférderten Wohnungsbau
und 20 % der Wohneinheiten im preisgeddmpften
Wohnungsbau errichtet werden. Bei Bauvorha-
ben unterhalb 100 Wohneinheiten, bei denen ein
Bebauungsplan vorgesehen ist, sollen die verbind-
lichen Grundsatzregelungen des Diisseldorfer Mo-
dells beachtet werden. Die Verwaltung soll darii-
ber hinaus bei jedem Vorhaben, unabhdngig von
der Anzahl der potentiellen Wohneinheiten, auf
die Verwirklichung der Ziele aus dem Handlungs-
konzept hinwirken.*’” Eine standortbezogene Ein-
zelfallentscheidung bleibt ausdriicklich méoglich.
Das Handlungskonzept gibt die Ausstiegsrege-
lungen vor. In Neubauprojekten Quoten fiir den
geforderten Wohnungsbau vorzugeben ist bun-
desweit tiblich und schreckt keinen Investor ab.*8
Dariiber hinaus fordert die Stadt Diisseldorf seit
Juli 2012 die Errichtung von offentlich geforder-
ten Wohnungen durch die Gewédhrung von at-
traktiven Darlehen zum Grunderwerb von ge-
eigneten privaten Grundstiicken. Der geforderte
Wohnungsbau und der geférderte Neubau von
selbstgenutztem Eigentum werden durch eine
flexible Preisgestaltung bei stadtischen Grund-
stiickskdufen unterstiitzt. Gleiches gilt fiir den in-
novativen Mietwohnungsbau zu giinstigen Kon-
ditionen, in Verbindung mit einem neuen frei
finanzierten Investorenprogramm. Der Stddti-
schen Wohnungsbaugesellschaft SWD werden aus
dem stddtischen Haushalt 1,5 Mio. Euro zur Wei-
terentwicklung der vorhandenen Wohnungsbestdin-
de und fiir Bestandsersatz zur Verfiigung gestellt.’
Die vom Rat beschlossenen Richtlinien zur Forde-
rung von selbstgenutztem Eigentum und zum Er-
werb von Belegungs- und Mietbindungen sind in
Diisseldorf bereits gédngige Praxis.

47 Inhalte aus dem Ergénzungsantrag 01/145/2013 hinzugefiigt.
48 InWIS Forschung und Beratung GmbH, November 2012.
49 Inhalte aus dem Ergénzungsantrag 01/145/2013 hinzugefiigt.

Zusammenfassung

Das Handlungskonzept fiir den Wohnungsmarkt
bildet einen Rahmen im Hinblick auf Standards
und Ziele, die in der Wohnbauentwicklung er-
reicht werden sollen, die Vereinbarung individu-
eller Lésungen bei standort- und quartiersbezoge-
nen Besonderheiten erfordert einen Beschluss des
Rates bzw. seiner Gremien. Ziel ist es, eine aus-
gewogene Wohnungsmarktentwicklung mit den
Interessen der Marktakteure in Einklang zu brin-
gen, um ein attraktives Angebot fiir alle Nachfra-
gegruppen gewahrleisten zu konnen.

Aktionsfeld 2: Planen und Bauen im Bestand

Im Sinne des Leitbildes ,,Innen- vor Aufien-
entwicklung® soll méglichst auf eine weitere Fla-
cheninanspruchnahme im Auflenbereich verzich-
tet werden. Aus diesem Grund wird der Fokus der
Wohnbauentwicklung auf die gewachsenen Quar-
tiere gelegt. Durch die Umnutzung von Brach-
flichen kann nicht nur neues Wohnbauland ak-
tiviert werden, sondern gleichzeitig durch den
einhergehenden Aufwertungsprozess das gesam-
te Quartier gestarkt werden. In kleinerem Maf3-
stab schafft die Stadt Diisseldorf durch eine be-
hutsame Nachverdichtung und die Umnutzung
von Biiro- in Wohngebaude neuen Wohnraum.
Dabei wird darauf Wert gelegt, dass durch diese
Mafinahmen keine negativen Auswirkungen auf
die Lebensqualitit in den bestehenden Quartieren
entstehen. Der Erhalt und die Fortentwicklung
von Grin- und Freiraumen, Kommunikations-
orten und Treffpunkten sorgen fiir ein attrakti-
ves Wohnumfeld und sind wesentlich fiir die Ent-
stehung funktionierender Nachbarschaften. Zur
Verbesserung der Wohnqualitdt konnen des Wei-
teren infrastrukturelle Mafinahmen, zum Beispiel
die Steuerung von Einzelhandel zur Sicherung
der Nahversorgung, aber auch die Modernisie-
rung der Wohnungsbestinde selbst — im Rah-
men einer energetischen Sanierung oder auch, an-
gesichts des demografischen Wandels, durch den
Abbau von Barrieren im Bestand beitragen. Die
Landeshauptstadt bietet zu diesem Zweck Forder-
programme und entsprechende Beratungs- und
Informationsoptionen an (siehe auch Aktions-
felder 3 und 6). Zudem engagiert sich die Stadt

127



128

ZUSEHN!N&HTJSSUHg

Diisseldorf in mehreren Modellprojekten, um ge-
meinsam mit den Eigentiimern und Bewohnern
vor Ort Problemstellen auszuloten, Ideen zu sam-
meln und Aufwertungsprozesse im Quartier zu
initiieren.

Aktionsfeld 3: Okologisch Planen und Bauen
Der Klimawandel und seine absehbaren Folgewir-
kungen sind eine der wesentlichen kommunalen
Aufgaben der Zukunft. Die Landeshauptstadt hat
zu diesem Zweck ein eigenes stadtisches Klima-
schutzprogramm (,,Die Schopfung bewahren - 30
Initiativen fir den Klimaschutz in Disseldorf*)
aufgestellt, das sich im besonderen Maf3e mit den
Themenfeldern Energieeinsparung, Energieeffi-
zienz und Ausbau der erneuerbaren Energien be-
schaftigt. Zudem geben ,Leitlinien fiir energieef-
tizientes Bauen® der Stadtverwaltung vor, bei der
Neuerrichtung, aber auch bei der Sanierung von
stadtischen Gebduden einen hoheren energeti-
schen Standard als den gesetzlich giiltigen umzu-
setzen. Als Anreiz fiir die Initiierung von privaten
Mafinahmen hat die Stadt Diisseldorf zusitzlich
ein eigenes Forderprogramm (,,Klimafreund-
liches Wohnen in Diisseldorf“) eingerichtet. Zum
Themenkomplex ,,Okologisch Planen und Bau-
en” gehort aber auch die Begrenzung des Flachen-
verbrauchs (siehe auch Aktionsfeld 2) und somit
die Gewdhrleistung von Freirdumen und Griin-
bereichen. Zur Sicherung einer klimaangepass-
ten und umweltgerechten Stadtplanung wird
die Stadtverwaltung steuernd tdtig, zum Beispiel
durch entsprechende Festsetzungen in Bebau-
ungsplanen und/oder Regelungen in stidtebau-
lichen Vertragen.

Aktionsfeld 4: Planen und Bauen mit Qualitat

In der Landeshauptstadt besteht die klare Zielvor-
gabe, dass auch bei steigendem Druck, moglichst
kurzfristig neuen Wohnraum zu schaffen, die Si-
cherung der Lebensqualitit heute und mor-
gen oberste Prioritdt hat. Der bisherige Leitsatz
~Qualitdt statt Quantitét®, der seinen Ursprung in
den Anforderungen an eine vertrégliche (Nach-)
Verdichtung der Stadt hat, wird zu ,,Qualitit und
Quantitat* weiterentwickelt. Stadtebauliche und
architektonische Qualitdten sind wichtig und sind
nicht automatisch mit ,,Luxus® und ,teuer” gleich-
zusetzen.

Deswegen wird zum Beispiel bereits heute in der
Entwurfsphase darauf geachtet, dass fiir die zu-
kiinftigen Bewohner zur Erhéhung der Aufent-
haltsqualitdt im Quartier hinreichend Freiflichen
und Griinrdume in Verbindung mit Quartiers-
platzen eingeplant werden. Des Weiteren wird von
der Moglichkeit Gebrauch gemacht, Gestaltungs-
festsetzungen im Bebauungsplan zu treffen oder
durch Erhaltungs- oder Denkmalbereichssatzun-
gen bestehende Qualitdten zu schiitzen.

Im Rahmen von stadtebaulichen Vertrigen mit
den Planungsbegiinstigten besteht zum Beispiel
die Moglichkeit, Anforderungen an die energe-
tische Qualitdt von Gebauden oder bestimmte
Gestaltungsanforderungen rechtsverbindlich zu
regeln. Die Vertrage werden grundsitzlich jeweils
individuell auf den Einzelfall ausgelegt und bein-
halten neben den Regelungen zur angemessenen
Kostentragung durch die Planungsbegiinstigten
insbesondere auch Regelungen zu den Rechten
und Pflichten der Vertragsparteien.

Diisseldorf verfiigt bereits heute iiber eine Viel-
zahl an Instrumenten, um der differenzierten
Nachfrage und Bedarfssituation einzelner Ziel-
gruppen gerecht zu werden. Neben den gesetz-
lichen Instrumenten (Festsetzungsmoglichkeiten
in Bebauungspldnen, Aufstellung von Satzungen,
Regelungen in stddtebaulichen Vertragen) nutzt
die Stadt Diisseldorf vermehrt informelle Betei-
ligungsformen, um durch die friihzeitige Ein-
bindung aller Betroffenen — Biirger, Eigentiimer,
Investoren, Politiker — den Planungsprozess trans-
parent zu gestalten und eine hohere Akzeptanz
und Identifikation mit dem jeweiligen Projekt
zu erzeugen. Die Auslobung von Wettbewerben,
Gutachter- oder Werkstattverfahren sorgt fiir in-
novative Ansitze und ermdglicht die Auswahl des
besten Konzeptes (ggf. auch durch die Kombina-
tion mehrerer eingereichter Vorschldge). Die Diis-
seldorfer Planungskultur wird von allen langfris-
tig orientierten Akteuren explizit geschatzt.



Aktionsfeld 5: Planen und Bauen in Koopera-
tion mit der Region

Angesichts der hohen Anspriiche an die Schaf-
fung von Wohnquartieren bei gleichzeitiger Fla-
chenknappheit im Diisseldorfer Stadtgebiet wird
der Druck auf den Wohnungsmarkt auch zukiinf-
tig hoch bleiben. Aus diesem Grund gilt es, An-
satze und Moglichkeiten fiir regionale Koopera-
tionen in der Siedlungsentwicklung auszuloten
und die Basis fiir die Entwicklung regionaler
Konzepte und Strategien zu schaffen. Die Wan-
derungsbewegungen in die Region sollten durch
eine nachhaltige und siedlungsstrukturell sinn-
volle Steuerung der Wohnbaulandentwicklung
regional vertraglich gelenkt werden. Der Neu-
aufstellungsprozess des Regionalplans fiir die Pla-
nungsregion Diisseldorf bietet dafiir erste Ansatz-
punkte. Die Kooperation mit der Region wurde
durch den im Jahr 2011 gegriindeten regionalen
Arbeitskreis KOGERE (Kooperation fiir eine ge-
meinsame Raumentwicklung) und die ,Regio-
nale Arbeitsgemeinschaft Stadt Diisseldorf, Kreis
Mettmann, Rhein-Kreis Neuss“ erweitert. Die Fort-
setzung des Dialoges und der Kooperation mit der
Region ist alternativlos.

Aktionsfeld 6: Beratungs- und Informations-
angebote

Erginzend zum breitgeficherten Angebot von
Forderprogrammen ist die wesentliche Aufga-
be der Stadtverwaltung, interessierte Biirgerin-
nen und Biirger iiber ihre Moglichkeiten zu in-
formieren und zu beraten. Die Stadt Diisseldorf
ist hier auf mehreren Ebenen aktiv: neben den re-
gelmiafligen kostenlosen Sprechstunden des Am-
tes fiir Wohnungswesen, des Stadtplanungsamtes
und des Bauaufsichtsamtes sowie des Beratungs-
angebotes der Serviceagentur Altbausanierung
finden sich zudem im Internet auf der Homepage
der Stadt Diisseldorf (www.duesseldorf.de) eine
Vielzahl allgemeiner Informationen zu aktuellen
Wohnbauprojekten. Zahlreiche Broschiiren und
Publikationen sowie regelmédfige Veranstaltungs-
reihen zu aktuellen wohnungswirtschaftlichen
Themen runden das Informationsangebot ab. Das
bereits bestehende Informationsangebot wird nun

50 Inhalte aus dem Ergdnzungsantrag 01/145/2013 hinzugefiigt.

Zusammenfassung

durch den stetig aktualisierten Leitfaden fiir neue
gemeinschaftliche Wohnformen erweitert, dieser
ist bereits auf der Internetseite der Stadt Diissel-
dorf veroffentlicht (www.duesseldorf.de/wohnen/
pdf/broschuere_wohnformen_leitfaden.pdf). Da-
riiber hinaus wird der bestehende Service fiir Wohn-
gruppen und Baugemeinschaften stetig verbessert.*”

Fazit

Die Herausforderungen des Wohnungsmarktes,
denen sich die Stadt Diisseldorf aktuell stellen
muss, sind komplex und erfordern eine intensive
Auseinandersetzung mit diesem Themenfeld. Das
gesamtstadtische Stadtentwicklungskonzept bil-
det hierzu den Orientierungsrahmen, den es zu
prazisieren gilt. Zu diesem Zweck ist unter Mit-
wirkung der wesentlichen Akteure eine detail-
lierte Analyse der Rahmenbedingungen des Woh-
nungsmarktes erfolgt. Darauf aufbauend sind
Ziele aufgestellt worden, die in Aktionsfeldern
umgesetzt werden sollen.

Das Handlungskonzept ,,ZUKUNFT WOHNEN.
DUSSELDOREF* bietet ein breitgefichertes An-
gebot an Instrumenten, um der hohen Nach-
frage auf dem Wohnungsmarkt zu begegnen.
Dabei wird nicht nur auf bereits etablierte Maf3-
nahmen zuriickgegriffen, sondern auch der Ver-
such gewagt, neue Strategien zu etablieren. Ziel
ist hierbei, nicht nur quantitativ mehr - bezahl-
baren — Wohnraum zu schaffen, sondern auch
den Bestand qualitativ weiterzuentwickeln.

Zusammenfassend bietet das Handlungskonzept
die Chance, ein ausgewogenes Wohnraumange-
bot in allen Preissegmenten zu schaffen, ohne auf
die gewiinschte Wohn- und Lebensqualitit in den
Quartieren verzichten zu mussen.
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8 Ausblick

Die Zusammenschau der dargestellten Daten
zeigt sehr deutlich: Diisseldorf prasentiert sich
aufgrund guter wirtschaftlicher Rahmenbedin-
gungen und einer hohen Lebensqualitit als at-
traktiver Wohnstandort. Die hohen Zuwanderun-
gen aus dem In- und Ausland in den vergangenen
Jahren unterstreichen dies.

Das Stadtentwicklungskonzept ,Diisseldorf
2020+ - Wachstum fordern, Zukunft gestalten®
hat im Jahr 2009 einen umfassenden Grundstein
gelegt, auf den es im Rahmen der Fortschreibung
des Konzeptes aufzusetzen gilt, um die Diskus-
sion zur Weiterentwicklung des Wohnstandortes
Diisseldorf voranzubringen. Das Handlungskon-
zept ,ZUKUNFT WOHNEN.DUSSELDORF“ ist
Teil des Diskurses: es liefert analytische Grund-
lagen, zeigt dariiber hinaus Handlungsleitlinien
und konkrete Aufgaben auf, an denen sich die
Diisseldorfer Stadtentwicklung zukiinftig ausrich-
ten kann.

Im Sinne einer gemeinwohlorientierten Wohn-
bauentwicklung ist wesentliches Ziel der Stadt,
ein ausgewogenes und bedarfsgerechtes Wohn-
raumangebot fiir alle Nachfragegruppen zu ge-
wihrleisten. Der Schaffung von bezahlbarem
Wohnraum muss angesichts steigender Miet- und
Kaufpreisniveaus besondere Aufmerksamkeit ge-
widmet werden. Dabei darf die Sicherstellung
der stadtischen Wohn- und Lebensqualitét nicht
vernachldssigt werden. Ziel ist, nicht nur neuen
Wohnraum zu schaffen, sondern auch die beste-
henden Quartiere qualitativ aufzuwerten und wei-
terzuentwickeln.

Der Handlungsdruck wurde erkannt und ein viel-
faltiges Instrumentarium zusammengestellt, um
steuernd in den Wohnungsmarkt einzugreifen.
Auflerdem werden die Festlegung von Anteilen
preiswerter bzw. bezahlbarer Wohnungen in den
jeweiligen stadtebaulichen Vertrdagen unter Be-
riicksichtigung des Angemessenheitsgrundsatzes
nach § 11 Absatz 2 BauGB festgeschrieben.

Nun gilt es, die bereits erprobten Instrumente wei-
terzuentwickeln und neue Mafinahmen zu etablie-
ren. Hier kann auch ein Blick auf die Handlungs-
ansitze anderer wachsender Stadte hilfreich sein.



Ausblick

Abb. 35: Ablauforganisation ZUKUNFT WOHNEN.DUSSELDORF

Lenkungsrunde

Oberbiirgermeister
Dezernat fiir Planen und Bauen
Dezernat fiir Jugend, Schule, Soziales und Sport

FORUM ZUKUNFT WOHNEN.DUSSELDORF

Lenkungsrunde

Wohnungsunternehmen

Projektentwicklerinnen und - entwickler

Maklerinnen und Makler

Verbande

gef. Weitere

Projektgruppe Wohnentwicklungsplanung

Quelle: Eigene Darstellung

Die Einbeziehung der wesentlichen Akteure des
Diisseldorfer Wohnungsmarktes hat entscheidend
zur Qualifizierung des vorliegenden Konzeptes
beigetragen und soll auch weiterhin Bestandteil
des Verwaltungshandelns sein. So wird das neu
gegriindete ,FORUM ZUKUNFT WOHNEN.
DUSSELDORF“ mit Diisseldorfer Wohnungs-
marktakteuren auch zukiinftig dem Meinungs-
austausch dienen und ist somit als Verstetigung
der Akteursgesprache zu betrachten. Die Koor-
dinierung und aktive Begleitung der Umsetzung
des Handlungskonzeptes wird durch eine verwal-
tungsweite Projektgruppe unter Federfithrung des
Stadtplanungsamtes erfolgen. Eine mittelfristige
Evaluierung des Handlungskonzeptes ermdglicht
in drei bis fiinf Jahren die Anpassung und Neuaus-
richtung der Teilziele, Aktionsfelder und Projekte.
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Aufgrund der engen Wanderungsverflechtungen
mit dem Umland muss zugleich iiber die eige-
nen Stadtgrenzen hinaus gedacht werden. Hier ist
in Kooperation mit den Nachbarkommunen eine
zukunftsweisende Siedlungsentwicklung zu ini-
tileren. Es muss Ziel sein, die Region und damit
auch Diisseldorf zu stirken und allen Menschen,
die hier leben mochten, einen ihren Wiinschen
und Vorstellungen entsprechenden Wohnraum
anbieten zu kénnen.

Unter Beachtung dieser Grundsitze kann das
Ziel einer gemeinwohlorientierten Wohnbauent-
wicklung verwirklicht werden.
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9 Anhang

9.1 Einflussmoglichkeiten und Investitionsmodelle

Diesen Herausforderungen gegeniiber stehen
die aktuellen Handlungsméglichkeiten der Stadt
Diisseldorf: das kommunale Handeln hat sich ver-
andert, derzeit stehen der Stadt Diisseldorf nicht
mehr die gleichen rechtlichen und finanziellen
Instrumente und Mittel zur Verfiigung, so dass
in der Folge neue Handlungsweisen und Instru-
mente erforderlich sind. Von diesen neuen Hand-
lungsweisen ist jedoch nicht nur die Kommune
betroffen — auch die Investoren am Wohnungs-
markt agieren heute anders, sind weniger risiko-
bereit und beziehen verstarkt auch globale Ent-
wicklungen am Finanz- und Immobilienmarkt in
ihre Entscheidungsketten mit ein.

Fiir die Bewertung der aktuellen Entwicklungen
des Diisseldorfer Immobilienmarktes ist es auch
erforderlich, die unterschiedlichen Akteure und
Rahmenbedingungen zu betrachten. Angesichts
des spiirbaren Nachfrageiiberhangs und der stei-
genden Preise steht dabei die grundsitzliche Ver-
mutung im Raum, dass Immobilieneigentiimer,
Bautriger, Projektentwickler und Wohnungsun-
ternehmen in Diisseldorf sehr gut verdienen kén-
nen. Im Folgenden soll aufgezeigt werden, wel-
chen Rahmenbedingungen einzelne Akteure des
Immobilienmarktes ausgesetzt sind und welche
Investitions- und Renditemoglichkeiten aktuell
bestehen. Dabei sollen an dieser Stelle die Grup-
pen der bestandshaltenden Wohnungsunterneh-
men und die der Bautrédger/Projektentwickler fo-
kussiert werden.

Die bestandshaltende Wohnungswirtschaft mit
ihrer Historie der Gemeinniitzigkeit und in Diis-
seldorf mit einer groflen Anzahl von Genossen-
schaften unterliegt hierbei der grundsitzlichen
Erwartungshaltung, nicht kurzfristig renditema-
ximierend, sondern langfristig orientiert zu han-
deln. Unter anderem mit ihrer Bereitschaft, iiber
eine Zielvereinbarung als Kooperationspartner
der Stadt in der Quartiersentwicklung zu agie-
ren, haben die Diisseldorfer Wohnungsunterneh-
men in der Vergangenheit auch ihre Bereitschaft
dokumentiert, (soziale) Verantwortung fiir die

Stadtentwicklung zu iibernehmen. Dennoch ist
das Neubauengagement dieser Unternehmen in
den vergangenen Jahren vergleichsweise niedrig
und auch diesen Unternehmen ist es ihren Aussa-
gen zurfolge nicht oder nur unter erheblichen Zu-
gestandnissen an die Wirtschaftlichkeit moglich,
Mieten von deutlich unter 10,00 Euro/m” im Neu-
bau zu realisieren.

Auch die Stadt Diisseldorf selbst ist mit ihrer stad-
tischen Wohnungstochter SWD AG ein Akteur
auf dem Diisseldorfer Wohnungsmarkt. Sie hat
einen Wohnungsbestand von 8.200 Wohnungen
und gehort damit zu den grofiten Bestandshal-
tern in Disseldorf. Gemessen an dem Gesamt-
wohnungsbestand von mehr als 322.000 sind
ihre Einflussmoglichkeiten jedoch auf Nischen-
und Teilmirkte beschriankt. Unter Beachtung
des wirtschaftlich Moglichen wird hier weiterhin
der Wohnungsbestand behutsam nach bautech-
nischer und kaufmédnnischer Analyse zukunfts-
fahig entwickelt, unwirtschaftlicher Bestand ver-
kauft und neuer Wohnungsbau erstellt.

Die bestandshaltenden Wohnungsunternehmen
sowie die Bautrdger argumentieren gleicherma-
Ben, dass die Kosten des Bauens (wie im Ubrigen
auch der Modernisierung) schlicht keine giinsti-
geren Preise zulassen (siehe Kapitel 3.3.8).
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9.2 Veranderungen der Immobilie als Investment

Fiir Bautrdger und Projektentwickler sind zwei
Kundengruppen grundsitzlich zu unterscheiden:
zum einen die privaten Selbstnutzer und zum an-
deren institutionelle Anleger. Wahrend der Markt
tir Ein- und Zweifamilienhduser auch weiterhin
in erster Linie ein Selbstnutzer-orientierter Markt
(mit wenigen Ausnahmen) ist, waren Mehrfa-
milienhduser schon immer auch als Investment-
objekte interessant.

»Zunichst waren die Investoren vorwiegend Be-
standshalter, die die Immobilien als langfristige
Kapitalanlage ansahen und daher auch keine
schnell umsetzbaren ,Exit-Strategien® benétig-
ten. Die Marktteilnehmer, deren Verhalten durch
die konsequente Verfolgung des ,,Buy-and-hold*-
Ansatzes charakterisiert war, kamen zumeist aus
der Immobilienbranche und waren durch die-
se gepragt. Wertbestimmend fiir eine Immobilie
und ihr Entwicklungspotenzial waren mafigeblich
der Vermietungsmarkt und dessen Perspektiven.
Der Preis ergab sich durch den diskontierten Wert
der erwarteten zukiinftigen Mieteinnahmen ei-
nes Objektes, womit den Zukunftserwartungen
eine grofe Bedeutung zukam (auch hinsichtlich
Immobilienspekulation). Das Investment war da-
mit Vermietungsmarkt-orientiert und die Rendite
direkt durch die zukiinftigen Mieteinnahmen be-
stimmt.

Der einsetzende Wandel des Immobilien-Invest-
mentmarktes wurde im Besonderen durch drei
Trends geprdgt. Zum einen die Globalisierung,
die neben neuen Mirkten und Marktteilnehmern
auch zu mehr Transparenz und einem hoheren
Professionalisierungsgrad fiihrte. Zum anderen
sorgte die zunehmende Verzahnung von Immo-
bilien- und Kapitalmarkt fiir weitere Dynamik.
Dies zeigte sich in einem verdnderten Verhalten
der Marktteilnehmer sowie durch ein deutlich ho-
heres Angebot an mittelbaren Immobilienanlage-
alternativen, wie z. B. Verbriefungen. Schliefllich
zeigte sich in den letzten Jahren, dass sich neben

klassischen Investmentformen, wie beispielsweise
Aktien oder Wertpapieren, auch die Assetklasse
»~Immobilie“ erfolgreich am Kapitalmarkt etablie-
ren konnte. Hierdurch haben auch neue Investo-
rengruppen diese Anlageform (direkt oder mittel-
bar) fiir sich entdeckt.

Neben den typischen Marktakteuren ist der An-
teil internationaler Investoren enorm angestiegen.
Diese verfolgen bei ihren Investment-Entschei-
dungen allerdings eher kurzfristige Strategien.
Die vom Kapitalmarkt vorgegebenen Anforde-
rungen fiir Investments in Immobilien werden im
Zuge dieser Entwicklung immer bestimmender
tiir den Immobilienmarkt. Ein am Immobilienin-
vestmentmarkt festzustellender Strategiewechsel
bei Banken und Investoren zeigt dies. Die Banken
setzen dabei auf ein aktives Portfoliomanagement
und verfolgen klar definierte Exit-Strategien. Dies
bedeutet einen Strategiewechsel hin zu ,,buy and
sell“ oder ,,buy and manage®.

Fir die Immobilienmérkte bedeutet der ver-
mehrte Markteintritt neuer Akteure mit ande-
ren Geschiftsmodellen einen deutlichen Anstieg
der Wettbewerbsintensitit. Trotz eines deutlich
erhohten Marktvolumens kam es zu hoheren
Preisen und Multiplikatoren. Bei den immobi-
lienfinanzierenden Banken sind durch die auch
hier erhohte Wettbewerbsintensitit die Margen
unter Druck geraten. Neben die klassischen Im-
mobilienmarktakteure, die haufig primar auf die
nationalen Markte fokussiert waren, tritt damit
ein neuer Typus: international agierende, oppor-
tunistisch ausgerichtete Investoren mit einem
eher kurzfristigen Anlagehorizont. Diese richten
ihre Entscheidungen an Portfoliostrategien aus
und suchen sich gezielt Anlageklassen aus, zu de-
nen auch Immobilien zdhlen.>!

51 Siehe auch ,Deutsche Hypo (2010): Immobilien-Investmentmarkt: Nach dem Boom ist vor dem Boom. Global Markets Real Estate

Marktanalyse, Hannover®, der diese Textpassagen entnommen sind.
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Fir die Bautrdger bedeuten diese Veranderun-
gen am Investmentmarkt eine gestiegene Nach-
frage und somit bessere Absatzmoglichkeiten.
Das Potenzial an Selbstnutzern unterliegt durch
die demografische Entwicklung und die Einkom-
mensentwicklung Restriktionen. Insbesondere
bei urban orientierten und zugleich sehr mobilen
Zielgruppen, die klassische Diisseldorfer Stand-
orte praferieren, liegt eine nur unterdurchschnitt-
liche Eigentumsneigung vor. Gleichzeitig bedeu-
tet das Interesse internationaler Investoren eine
Ausweitung des Absatzmarktes. Zugleich stellen
diese neuen Akteure andere Anforderungen an
die Investition und somit an die Preiskalkulation,
welche nicht unerhebliche Risiken fiir die lang-
fristige Marktentwicklung bergen.

Die eher kurzfristige Orientierung dieser Investo-
ren erlaubt es, langerfristige Zukunftsrisiken ein-
zugehen. Immer unter der Annahme, dass man
sich innerhalb der nachsten fiinf bis sieben Jahre
von der Immobilie in Folge realisierter Preisstei-
gerungen wieder trennt, ist es nur von begrenztem
Interesse, ob die Annahmen zur langfristigen Ent-
wicklung der Mieten auch tatsichlich eintreffen.
Wie im Rahmen der internationalen Finanzkrise
gesehen, funktionieren diese Geschéftsmodelle
natiirlich nur so lange, wie ein anderer Marktteil-
nehmer gefunden werden kann, der noch an wei-
terhin steigende Marktpreise glaubt. Es ist davon
auszugehen, dass ein relevanter Anteil der Bo-
denpreissteigerungen fiir Renditeobjekte auf die-
sen Markteintritt kurzfristig orientierter Investo-
ren zuriickzufiihren ist.
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9.3 Die bestandshaltenden Wohnungsunternehmen

Wohnungsunternehmen haben mit ihrer Historie
der Gemeinniitzigkeit traditionell ein langfristig
orientiertes Geschiftsmodell, sprich eine ,,Hold"-
Strategie. Auch wenn mittlerweile ein aktives Port-
foliomanagement Standard geworden ist, also auch
das Kaufen und Verkaufen von Wohnungsbestan-
den, so dient dies in der Regel nicht der Erzielung
kurzfristiger Renditen, sondern einer langfristi-
gen Strategie. So ist es z. B. sinnvoll, Streubesitz zu
verauflern und stattdessen Investitionen in Quar-
tiere mit viel eigenem Bestand und entsprechen-
den Synergien zu konzentrieren.

Fiir nahezu alle Wohnungsunternehmen besteht
aktuell die Herausforderung, mit den vorhande-
nen Wohnungsbestinden zukunftsorientierte
Strategien zu entwickeln. In Folge der hohen Fer-
tigstellungszahlen in den 50er- bis 70er-Jahren
verfiigen nahezu alle Unternehmen iiber einen
Wohnungsbestand, der Defizite in seiner bautech-
nischen Substanz, in seinem energetischen Zu-
stand, aber auch in seiner Attraktivitét fiir heutige
gestiegene Wohnanspriiche aufweist. Letzteres
lasst sich oftmals sehr einfach an der Grofie und
dem Ausstattungsstandard der Bader festmachen.
Auch wenn viele Wohnungsunternehmen - ins-
besondere die Genossenschaften, die trotz ih-
res eigentlichen zentralen Auftrags der Mitglie-
derforderung in der Regel auch bereit sind, sich
fir dariiber hinausgehende soziale und gemein-
niitzige Fragen der Stadtentwicklung zu engagie-
ren — nicht die kurzfristige Renditemaximierung
anstreben, sondern auf langfristige, nachhal-
tige Geschiftsmodelle setzen, verbleibt die An-
forderung, wirtschaftlich sauber zu arbeiten. In-
folgedessen sind natiirlich Investitionen — sei es
in Form von Modernisierungen im Bestand oder
Neubau - hinsichtlich ihrer Vorteilhaftigkeit zu
tberpriifen und mit anderen Handlungsalterna-
tiven abzuwidgen. Die Langlebigkeit des Investi-
tionsguts Immobilie und der hohe erforderliche
Kapitaleinsatz fithren dabei zu der Restriktion,
dass ein Unternehmen nur in einem begrenz-
ten Umfang jedes Jahr in seine Bestdnde oder in
den Neubau investieren kann. Ein ausgeglichenes
Unternehmensportfolio weist dabei sowohl élte-
re Wohnungsbestidnde auf, die zum Ende ihrer

Nutzungsdauer vergleichsweise hohe Deckungs-
beitrdge ausweisen konnen, als auch jiingere (oder
aufwandig modernisierte) Bestinde, die insbe-
sondere in der Phase der Finanzierung und Ab-
schreibung das Unternehmensergebnis und den
Cashflow oftmals negativ belasten.

Wirtschaftlichkeitsberechnungen fiir langfristige
Investitionsgiiter unterliegen grundsétzlich dem
Problem, dass lange Nutzungsdauern auch mit zu-
nehmender Unsicherheit hinsichtlich der zu tref-
fenden Annahmen einhergehen. Dies ist bei Im-
mobilien ebenfalls in hohem Mafle gegeben. So
sind bspw. Annahmen iiber die zukiinftige Ent-
wicklung der Mieten, der Instandhaltungskos-
ten, der Inflation und der Entwicklung der Zin-
sen zu treffen. Insbesondere bei der Entscheidung
zum Umgang mit vorhandenen Wohnungsbestin-
den sind zudem Annahmen iiber die Entwicklung
der Mieten und der Nachfrage in diesen Bestdn-
den (welche Qualititen akzeptieren Mieter im Alt-
bau und zu welchen Preisen?) sowie der zukiinftig
anfallenden Instandhaltungs- und Modernisie-
rungskosten (wie lange halten gewisse Bauteile tat-
sachlich durch?) durch noch mehr Unsicherheit
gepragt. Hier ergeben sich somit, auch wenn man
versuchen kann, durch eine Vielzahl entsprechen-
der Szenarien moglichst stabile Ergebnisse und
Entscheidungsvarianten herzuleiten, vielfiltige
Unsicherheiten und somit Gestaltungsspielraume.
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9.3.1 Grundlagen zu den Wirtschaftlichkeits-
berechnungen

Fir wohnungswirtschaftliche Investitionsrech-
nungen hat sich die Methode ,Vollstindige
Finanzpline (VoFi)“ durchgesetzt.>? Sie zihlt
zur Kategorie der dynamischen Investitions-
rechenverfahren, bei welcher der unterschied-
liche zeitliche Anfall von Ein- und Auszahlun-
gen mithilfe von Zinssétzen beriicksichtigt wird.
Gegeniiber statischen Verfahren haben dynami-
sche Verfahren den Vorteil, dass sie den tatséich-
lichen Verlauf einer Investition der Realitdt ent-
sprechend und damit besser abbilden.

Die VoFi-Methode ist sehr transparent, weil samt-
liche Zahlungen (z.B. Auszahlungen fiir anfing-
liche Modernisierungsaufwendungen, zusitzliche
Mieten nach modernisierungsbedingter Mieten-
umlage, Zins- und Tilgungszahlungen), die fiir
die Beurteilung wichtig sind, prognostiziert und
entsprechend dem Zeitpunkt der Auszahlung be-
riicksichtigt werden. Drei Kriterien dienen zur
Beurteilung der Vorteilhaftigkeit:

= Vermdogensendwert/VoFi-Endwert: Kapital in
Euro, das zum Ende des Planungshorizontes
aufgelaufen ist. Es ist die Summe der verzinsten
Uberschiisse bzw. Defizite (Cashflow-Uber-
schuss bzw. Cashflow-Defizit), die tiber die
Laufzeit Jahr fiir Jahr angefallen sind und zum
Ende bilanziert werden. Je hoher der Vermo-
gensendwert, desto vorteilhafter ist die Investi-
tion gegeniiber der Unterlassensalternative. Zu
diskutieren ist hierbei die anzusetzende Lauf-
zeit. Zeitraume zwischen 30 und 40 Jahren sind
hier die Regel.

= Amortisationsdauer: Dauer in Jahren, bis das
anfinglich eingesetzte Eigenkapital durch die
Investition wieder verdient wurde (Pay-Back-
Periode). Maf3geblich ist das Jahr, in dem die
Summe der bis zu diesem Zeitpunkt angefal-
lenen Uberschiisse, vermindert um Defizite
in einzelnen Jahren, unter Beriicksichtigung
von Zinseftekten das urspriinglich eingesetzte
Eigenkapital erstmals und dauerhaft iibersteigt.
Nach der Amortisationsperiode werden Uber-
schiisse erwirtschaftet, die zur Verzinsung des
Eigenkapitals beitragen. Je linger es dauert, bis
das Eigenkapital wieder ,verdient” wurde, des-
to weniger vorteilhaft ist die Alternative. Lan-
gere Amortisationsdauern sind kritisch, weil
die Prognosen und Annahmen mit zunehmen-
der Dauer unsicherer werden und Risiken stei-
gen.

= VoFi-Rendite (Rendite des Vollstindigen Fi-
nanzplanes): Rendite auf das eingesetzte Eigen-
kapital in Prozent im Jahr als Return on Invest-
ment/Eigenkapitalrendite. Mathematisch lasst
sich eine Eigenkapitalrendite nur berechnen,
wenn der Vermdogensendwert positiv ist, d.h.
zum Ende des Planungshorizontes ein Uber-
schuss erwirtschaftet wurde. Die Eigenkapital-
rendite ist negativ, wenn der Uberschuss nied-
riger ist als das eingesetzte Eigenkapital, d.h.,
trotz positivem Vermogensendwert wird das
Eigenkapital nicht wieder erwirtschaftet. Auch
die Berechnung einer VoFi-Rendite ist abhdn-
gig von der Entscheidung tiber die anzusetzen-
de Laufzeit.

Jedoch ist es iiblich, dass nicht nur eine positive
Eigenkapitalrendite ausreicht, um sich fiir ein In-
vestitionsvorhaben zu entscheiden, sondern dass
in der Regel eine Mindestverzinsung erreicht wer-
den soll. Die Mindestverzinsung (Cut-off-Rate),
die mindestens erreicht werden muss, damit eine
Investition als vorteilhaft und wirtschaftlich ein-
zuschitzen ist, hangt von den Renditeanspriichen

52 Vgl. GAW - Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen e.V. (Hrsg.): Energieeffizientes Bauen und Moder-
nisieren, GAW Arbeitshilfe 64. Die VoFi-Methode und deren Anwendung sind detailliert ab S. 55 dargestellt. Die VoFi-Methode ist eine
Weiterentwicklung der modifizierten Internen-Zinsfufl-Methode sowie der Kapitalwertmethode (vgl. VDI 6025: Betriebswirtschaftliche
Berechnungen fiir Investitionsgiiter und Anlagen). Fiir die Ermittlung von Zahlungsstrémen wird auf die Festlegungen der Norm VDI
2067 — Wirtschaftlichkeit gebaudetechnischer Anlagen - Blatt 1 Grundlagen und Kostenberechnung - Bezug genommen. Die VDI 2067

wendet fiir gebdudetechnische Anlagen die Annuititenmethode an.



des Investors ab. Sie kann nicht allgemeingiiltig
vorgegeben werden.

Gleichwohl haben sich Mafistibe herausgebildet:
so wird - falls nichts anderes vorgegeben ist —
tiblicherweise verlangt, dass mindestens die Ver-
zinsung von risikofreien Anlageformen erreicht
werden soll. Hier wird haufig auf langlaufende
festverzinsliche Wertpapiere erstklassiger Emit-
tenten, d.h. z.B. Staatsanleihen der Bundesrepu-
blik Deutschland, Bezug genommen. Die Durch-
schnittsrendite 10-jahriger Bundesanleihen lag
im langfristigen Durchschnitt bei rd. 3,8 Pro-
zent pro Jahr. Hinzu kommt iiblicherweise ein
fir vergleichbare Investitionen typischer Risiko-
aufschlag.

Fiir die Wohnungswirtschaft werden Eigenkapital-
renditen von 3,8 Prozent pro Jahr oft als zu hoch
empfunden, weil viele Unternehmen eine deutlich
darunterliegende Eigenkapitalrentabilitit (bzw. in
der GdW-Statistik die Eigenmittelrentabilitét) er-
wirtschaften und im bundesdeutschen Durch-
schnitt lediglich ein Wert von rd. 2,9 Prozent im
Jahr 2008 erreicht wurde.

D.h., jedes Wohnungsunternehmen sollte eine in-
dividuelle Zielrendite festlegen, und zwar auf der
Grundlage

= der bisherigen Eigenmittelrentabilitat,

® der - auch unter Rating-Gesichtspunkten - er-
strebenswerten Ziel-Eigenmittelrentabilitit,

= der Rentabilitit vergleichbarer Immobilien-
(direkt)investitionen oder Unternehmensren-
diten,

= der Rentabilitit von risikolosen Bundespapie-
ren,

® der Finanzierungskonditionen fiir langfristi-
ge Darlehen, d.h. die durchschnittliche Verzin-
sung des gebundenen Eigenkapitals, weil oft
Sondertilgungsmoglichkeiten bestehen, sodass
Kosten in Hohe der laufenden Verzinsung ein-
gespart werden kénnen.

Anhang

Unter dem Gesichtspunkt der Mitgliederforde-
rung kann eine Genossenschaft auch bewusst eine
niedrigere Rendite akzeptieren, die aber oberhalb
des allgemein anerkannten Schwellwertes fiir wirt-
schaftliches, kaufménnisch vorsichtiges Handeln
liegen sollte.

Auch ist zu hinterfragen, ob der schwankende An-
lagezins eine addquate Referenzgrofie ist, um den
unternehmensindividuellen Schwellwert zu be-
stimmen. In konjunkturellen Krisenzeiten oder
in Zeiten einer Finanzkrise, in der die kurzfris-
tigen Zinsen wie derzeit sehr niedrig sind, wiir-
de man Immobilieninvestitionen mit geringerer
Rendite durchfiihren, als dies sonst der Fall wire.
Die Verzinsung einer Investition oberhalb kurz-
fristiger Guthabenzinsen wiirde zwar zu einem
hoheren Cashflow und zu einer leichten Verbes-
serung des Jahresergebnisses fithren, jedoch die
Rentabilitdt insgesamt mindern.

Diskussion eines Restwertes

In der Investitionsrechnung ist es iiblich, zum
Ende der Laufzeit einen Restwert der Investi-
tion anzusetzen. Der Restwert kann bei einer Ma-
schine aus einem Schrottwert bestehen, wenn die
Maschine nicht mehr nutzbar ist. In der Woh-
nungswirtschaft sind viele Wohnungsbestinde
heute noch nutzbar, die ein Alter von mehr als
30 Jahren haben. Solche Bestinde werden durch
Wartungs- und Instandhaltungsmafinahmen in
einem Zustand gehalten, der eine wirtschaftliche
Nutzung ermoglicht. Wobei es auch Bestédnde gibt,
die aufgrund ihrer Eigenschaften heutigen An-
spriichen so erheblich nicht mehr gentigen, dass
sie weder mit einfachen Instandhaltungs- und In-
standsetzungsmafSnahmen noch mit umfangrei-
chen Modernisierungsmafinahmen in einen fiir
heutige Mafstibe angemessenen Zustand versetzt
werden konnen. In diesen Fillen ist der Restwert
nahe Null bzw. beschrénkt sich auf die Frage, wel-
che Verwertungsmaoglichkeiten sich fiir das frei-
geraumte Grundstiick ergeben.
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Da die Vorteilhaftigkeitsberechnungen darauf
abstellen, welche Wertidnderungen sich bei der
Durchfithrung der Mafinahme im Verhailtnis zur
Unterlassensalternative einstellen, ist bspw. ein
Grundstiickswert abzgl. der Abrisskosten nicht in
Ansatz zu bringen, weil dieser Wert auch in der
Unterlassensalternative realisiert werden kann.
Ein tiber die Verwertungsmoglichkeit des Grund-
stiicks hinausgehender Wert muss sich demzufol-
ge aus der weiteren Nutzung des Gebdudes iiber
den Planungshorizont hinaus ergeben, wobei nur
solche Wertbestandteile relevant sind, die auf die
Investition zuriickzufiithren sind. Oft wird fiir den
Restwert ein fiktiver Verdauflerungserlos fiir das
Gebiude mit Hilfe einer Ertragswertberechnung
oder mit Hilfe eines Vervielfiltigers angesetzt.
Diese Uberlegung stellt darauf ab, dass ein Er-
werber das Gebdude weiter nutzen wird. De facto
wird der Planungszeitraum damit weiter ausge-
dehnt. Risiken, die dadurch entstehen, dass nicht
bekannt ist, wie die Immobilie iiber den Planungs-
zeitraum hinaus genutzt werden kann, miissen
jetzt im Restwert beriicksichtigt werden. Je kiirzer
der Planungszeitraum ist, desto héher wird man
den Restwert ansetzen, je linger der Planungs-
zeitraum ist, desto niedriger wird der Restwert
ausfallen.

Eine Losung dieses Dilemmas ist es, den Planungs-
zeitraum streng an der wirtschaftlichen Nutzbar-
keit der Investition auszurichten, bspw. bis ein
neuer Investitionszyklus ausgelost werden muss,
und eine Renditeforderung zu formulieren, die
im operativen Geschift mindestens erreicht wer-
den soll. Dies entspricht auch dem Going-Con-
cern-Prinzip, dass die Wohnungsbestiande in der
Regel dauerhaft genutzt und nicht verauflert wer-
den sollen. Eine hohere wirtschaftliche Nutzungs-
dauer und ein noch bestehender Restwert der an-
fanglichen Investition stellen einen Ausgleich fiir
Risiken dar, die wahrend der Laufzeit auftreten
konnen. Dies fithrt zu der Empfehlung, die er-
forderliche Mindestverzinsung bei moderater
Laufzeit nicht zu hoch zu wihlen, wenn der Rest-
wert nicht mit angesetzt wird, um die Vorteilhaf-
tigkeitskriterien zu formulieren. Eine auf diesen
Grundlagen nachvollziehbare Anforderung wire
daher, dass sich eine Investition auch ohne Be-
riicksichtigung eines Restwertes innerhalb eines

Betrachtungshorizontes von 30 Jahren rechnen
sollte.

Beriicksichtigung von Differenzinvestitionen
Bei der Abwagung unterschiedlicher Handlungs-
alternativen, also bspw. der Frage, ob man mo-
dernisiert oder abreif$t und neu baut, sind we-
gen des unterschiedlichen Eigenkapitaleinsatzes
Differenzinvestitionen zu bilden, um die Hand-
lungsalternativen auch untereinander verglei-
chen zu kénnen. Somit sind bei der Betrachtung
der MafSnahmen mit geringerem Eigenkapitalein-
satz zusétzliche Geldanlagen/Investitionen mit in
das Kalkiil aufzunehmen. Uber den Vermogens-
endwert einschl. Differenzinvestition kénnen die
Investitionsalternativen miteinander verglichen
werden, auch dann, wenn eine positive Rendite
nicht berechnet werden kann.

9.3.2 Renditen in der Praxis

In der taglichen Praxis sehen sich die Wohnungs-
unternehmen - nicht nur in Diisseldorf - der Pro-
blematik ausgesetzt, dass angesichts der deutlich
gestiegenen Kosten fiir den Neubau, aber auch
fir die Modernisierung (hier ist die Kostenstei-
gerung zum Teil auch auf die deutlich gestiege-
nen gesetzlichen Anforderungen hinsichtlich
des energetischen Zustandes zuriickzufiihren, die
nur sehr begrenzt die Attraktivitit der Bestdnde
aus Sicht der Mieter erhohen) eine ausreichen-
de Verzinsung des Eigenkapitals (auch auf dem
dargestellten, vergleichsweise niedrigen Niveau
des Branchendurchschnitts von unter 3 %) woh-
nungswirtschaftlicher Investitionen oftmals nur
sehr schwer darzustellen ist.

Insbesondere die Investitionen in vorhandene
Wohnungsbestinde scheitern in der Regel an den
sehr hohen Kosten einer umfassenden, den recht-
lichen Anforderungen und den Mieterwiinschen
Rechnung tragenden Modernisierung. In der
2011 von der InWIS erstellten Studie ,Wege aus
dem Vermieter-Mieter-Dilemma“ konnte hier-
zu aufgezeigt werden, dass, unter Vernachléssi-
gung des rechtlichen Problems der Umlegbarkeit
von Modernisierungskosten auf die Miete, die-
se zur Erreichung einer Rendite von 3,5 Prozent
(Planungshorizont 30 Jahre) durchschnittlich



um deutlich iber 2,00 Euro/m” steigen miisste.
Die Studie kommt zu dem eindeutigen Ergeb-
nis, dass sich aus der Einsparung an Endenergie
eine aufwindige Modernisierung auf einen nied-
rigen Energieeffizienzstandard nicht finanzieren
lasst (oftmals geduflerte These einer Win-win-Si-
tuation). Wirtschaftlich ist eine Mafinahme ledig-
lich, wenn dadurch Leerstand abgebaut werden
kann und/oder zukiinftig deutlich hohere Mie-
ten erzielt werden konnen. Beide Annahmen sind
in Diisseldorf angesichts des Nachfragetiberhangs
und somit praktisch nicht vorhandenen (markt-
bedingten) Leerstandes und vergleichsweise ho-
her Mieten auch in unmodernisierten Bestdnden
(die sich nach der Modernisierung nur bedingt
weiter erhohen lassen) nicht zu erfiillen. Erschwe-
rend kommt fiir die Wirtschaftlichkeitsberech-
nung einer Modernisierung in Diisseldorf hin-
zu, dass der Weiterbetrieb dieser Bestiande (also
die Unterlassungsalternative einer Investition) auf
noch vergleichsweise lange Zeit gut funktionie-
ren wird.

Analog zur oben dargestellten Kostensituation
lassen sich fiir Neubauprojekte auf zu kaufenden
Grundstiicken keine positiven Eigenkapitalrendi-
ten bei Mieten unter 10,00 Euro/m? rechnerisch
nachweisen. Viele Unternehmen versuchen daher
auf die Variante auszuweichen, auf bereits vorhan-
denen Grundstiicken zu bauen. Hierbei ergeben
sich Spielrdume in der wertméfligen Ansetzung
dieser Grundstiicke.

Verzichtet das Wohnungsunternehmen komplett
darauf, den Grundstiickswert anzusetzen und er-
folgt die Finanzierung unter Hinzuziehung von
KfW-Fordermitteln, verbleibt die Wirtschaftlich-
keit dennoch grenzwertig. Bei einem Kostenansatz
von 2.400,00 Euro/m* Wohnflache an Erstellungs-
kosten und einer Anfangsmiete von 8,50 Euro/m”
wiirde sich erstmalig nach 28 Jahren ein positiver
VoFi-Endwert ergeben. Unter Beriicksichtigung
eines Restwertes auf der Grundlage eines verein-
fachten Ertragswertverfahrens wiirde sich die Vo-
Fi-Rendite auf 2,48 Prozent belaufen. Zu hinter-
fragen ist natiirlich, ob die Nichtberiicksichtigung
der Grundstiickskosten den Anspriichen eines
wirtschaftlich handelnden Unternehmens ent-
spricht. Zumindest kann mit einer solchen Vor-

Anhang

gehensweise eine Neubautatigkeit noch begriin-
det werden.

Noch schwieriger wird diese Begriindung aller-
dings, wenn es um Aktivititen auf eigenen
Grundstiicken geht, die den Abriss vorhande-
ner Bestande erfordern. Beriicksichtigt man hier
die Unterlassensalternative, so sind keine hinrei-
chenden Wirtschaftlichkeiten darstellbar. Not-
wendig sind fiir die Begriindung solcher Bestand-
sersatzprojekte in jedem Fall weitere Argumente
hinsichtlich der Zukunftsfahigkeit der Besténde.
Erst wenn die technischen Méngel am Bestand so
grof3 sind, dass auch eine Weiterbewirtschaftung
nur mit erheblichem Finanzmitteleinsatz moglich
oder unter Umstanden (bspw. wegen Schimmel-
bildung o.4.) technisch ganz unmdoglich ist, kon-
nen diese Projekte (wiederum unter Vernachlassi-
gung der Grundstiickswerte und bei relativlangen
Laufzeiten) rechnerisch begriindet werden.

Beispielrechnungen fiir solche Bestandsersatzpro-
jekte sind in Folge der Individualitdt der einzelnen
Projekte nicht darstellbar. Die Wirtschaftlichkeit
des Neubaus im Rahmen des Bestandsersatzes
wird in der Regel durch die zusitzlichen Kosten
des Abrisses und des Herrichtens des Grundstiicks
weiter erschwert. Diverse Projektberechnungen
der Wohnungsunternehmen zu unterschiedlichen
Projekttypen, die teilweise auch offentlich vor-
liegen (bspw. in der aktuellen VAW-Veroffent-
lichung ,,Empfehlungen an die Landespolitik. Fiir
eine passgenaue und ganzheitliche Férderung von
Wohnquartieren in den nordrhein-westfilischen
Teilmérkten®), zeigen dieses Dilemma.

Dabei ist dies kein Diisseldorfer Problem. Die
Baukosten differieren innerhalb der Bundes-
republik vergleichsweise gering und innerhalb
NRWSs so gut wie gar nicht. Lediglich der deutlich
hohere Bodenpreis in Diisseldorf stellt hierbei ein
Problem dar, dem wiederum hohere Mieten — nie-
mand erwartet in Diisseldorf einen frei finanzier-
ten Neubau fiir 7,00 Euro/m” - entgegenstehen.
Im Ergebnis ist allerdings in weiten Teilen der ent-
spannten Markte in Deutschland, die deutlich ge-
ringere Preisniveaus aufweisen, die Neubautatig-
keit im Mietwohnungssegment vollstindig zum
Erliegen gekommen. Nur vereinzelte Projekte, die
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sich in der Regel sehr gezielt an spezielle Zielgrup-
pen wenden (vor allem altersgerechte Wohnfor-
men) und die in sehr guten Teillagen liegen, wer-
den noch erfolgreich fertiggestellt.

Wihrend somit diese Marktkonstellation fiir Diis-
seldorf positiv ist, fithrt dieses Marktumfeld auch
dazu, dass der Sozialwohnungsbau unter wirt-
schaftlichen Aspekten noch schwieriger zu be-
griinden ist. Die Differenz zwischen der aktuellen
Fordermiete und der in freifinanzierten Projek-
ten erzielbaren Marktmiete ist viel zu hoch. In der
weiter oben genannten Ver6ffentlichung des VAW
Rheinland-Westfalen konnte anhand eines Kolner
Projektes aufgezeigt werden, dass in einem Misch-
projekt aus geforderten und freifinanzierten Woh-
nungen nur durch die Annahme eines Verkaufs
der Objekte nach 15 Jahren eine Eigenkapitalren-
dite von 1,55 Prozent erzielt werden konnte. Mit
Sicherheit im Vergleich zu freifinanzierten Pro-
jekten keine attraktive Alternative.

Festzuhalten ist, dass die aktuellen Forderkondi-
tionen die soziale Wohnraumforderung in ange-
spannten Mérkten mit hohen Marktmieten nicht
hinreichend attraktiv machen kénnen.>> Mogliche
Ansitze, die von Seiten der Wohnungswirtschaft
gefordert werden, wiren:

= Anhebung der Bewilligungsmieten zur Ab-
schwichung der Differenz zwischen der For-
dermiete und der Marktmiete,

= Anhebung der Férderdarlehen,

= Anpassung der Darlehen an die gestiegenen
Baukosten.

Allerdings liegen diese Mafinahmen nicht im
Einflussbereich der Stadt Diisseldorf. Trotz die-
ser problematischen Wirtschaftlichkeit sozial ge-
forderten Wohnungsbaus ist das Vorhaben, iiber
Quotierungen in Neubauprojekten zumindest ei-
nen Teil des Riickgangs aktuell noch vorhandener
Sozialwohnungen aufzufangen, sicherlich richtig.
Nicht nur die Diisseldorfer Wohnungsunterneh-
men, sondern auch alle im Rahmen dieser Studie
interviewten Bautrdger und Projektentwickler be-
statigten, dass man bereit wire, sich entsprechen-
den Vorgaben zu unterwerfen. Allerdings ist zu
berticksichtigen, dass sich diese Vorgaben direkt
auf die Wirtschaftlichkeit eines Projektes und so-
mit auf den Bodenwert auswirken.

Grundsatzlich ist festzuhalten, dass die bestands-
haltenden Wohnungsunternehmen bereit sind,
zu moderaten Mieten zu agieren. Dies ist durch-
aus auch betriebswirtschaftlich sinnvoll, da die
Gefahr von Mietschulden und zunehmender
Fluktuation mit der Wohnkostenbelastung der
Mieterhaushalte wachst. Allerdings ist die Strate-
gie angesichts der gestiegenen Grundstiicks- und
Baukosten in Diisseldorf in Neubau- und Moder-
nisierungsprojekten aktuell kaum umzusetzen.
Entsprechende Projekte, die in einer sehr lang-
fristigen Unternehmensbetrachtung fraglos sinn-
voll und richtig sind, bediirfen hierbei in ihrem
ersten Lebenszyklusabschnitt erheblicher Quer-
subventionierungen, die aus anderen Bestinden
des Unternehmens erwirtschaftet werden miissen.

53 Das Ministerium fiir Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr des Landes NRW hat Anderungen der Férderbestimmungen fiir die
soziale Wohnraumforderung fiir 2013 am 21.02.2013 veréftentlicht, die insbesondere fiir die Stidte Bonn, Koln, Diisseldorf und Minster
eine Verbesserung gegeniiber den bisherigen Bestimmungen darstellen (siehe Anhang).



Aus Sicht der Stadtverwaltung ist es wiinschens-
wert, den Anteil des Diisseldorfer Wohnungs-
bestandes, der sich im Besitz der institutionellen
und langfristig orientierten Wohnungswirtschaft
befindet, zu halten und weiter zu erhéhen. An-
gesichts der dargelegten Ergebnisse einschlagiger
Wirtschaftlichkeitsberechnungen ist dabei aber
auch erkennbar, dass Neubauprojekte auf zu ak-
tuellen Marktpreisen erworbenen Grundstiicken
nicht zu moderaten Mieten realisiert werden kon-
nen. Selbst die Projekte auf eigenen Grundstii-
cken, die in den Investitionsrechnungen giins-
tiger angesetzt werden konnen, erfordern eine
unternehmensweite Quersubventionierung und
verbleiben mit langfristigen Risiken. Die Alter-
native, die fiir eine akzeptable Rendite erforder-
lichen hohen Mieten zu nehmen - soweit sie denn
tiberhaupt erzielbar sind -, sind hier nur bedingt
eine Option. Helfen solche Projekte doch dem
stadtischen Ziel, mehr bezahlbaren Wohnraum
zu schaffen nur sehr bedingt (die Entlastungs-
effekte am Markt sind angesichts des aufgestauten
Nachfrageiiberhangs nicht spiirbar) und nehmen
zugleich dem Unternehmen Investitionsspielrau-
me fiir den Bestand.

Anhang

Die von der Wohnungswirtschaft im Rahmen
der Gesprache mit der Stadtverwaltung geduf3er-
ten Wiinsche bei der Ausschreibung stadtischer
Grundstiicke sind vor diesem Hintergrund aus-
driicklich zu unterstiitzen. Nicht das hochste
Kaufpreisangebot darf hier das entscheidende
Kriterium sein, sondern ein Mix unterschied-
licher Aspekte, die das Nutzungskonzept, sprich
auch die geplante Mietenkalkulation (die als ver-
pflichtende Vereinbarung festzuhalten ist) und die
baulichen Qualitiaten mit einbeziehen. Dass die-
ses Vorgehen den Wert stadtischer Grundstiicke
mindert und somit ein Konflikt mit haushalts-
politischen Zielsetzungen entsteht, steht dabei
aufler Frage. Allerdings sollten, wie in der Ver-
gangenheit ja auch im Rahmen der diversen qua-
litdtssichernden Verfahren zur Realisierung gro-
flerer BaumafSnahmen, die Zielsetzungen der
Stadtentwicklung und die langfristigen Folgen ei-
ner Nichtbeachtung der auch in den unterschied-
lichen wohnungspolitischen Konzepten formu-
lierten stddtischen Ziele hierbei entsprechende
Beachtung finden.
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9.3.3 Anderung der Forderbestimmung zum
offentlich geforderten Wohnungsbau 2013

Das Ministerium fiir Bauen, Wohnen, Stadtent-
wicklung und Verkehr des Landes NRW (MBWSV)
hat Anderungen der Forderbestimmungen fiir
die soziale Wohnraumférderung fiir 2013 am
21.02.2013 veroffentlicht, die insbesondere fir
die Stadte Bonn, Koln, Diisseldorf und Miinster
eine Verbesserung gegeniiber den bisherigen Be-
stimmungen darstellen. Im Folgenden werden die
wichtigsten Eckdaten der sozialen Wohnraumfor-
derung fiir das Jahr 2013 zusammengefasst.

Programmvolumen
= Kiirzung des Programmvolumens von 850 Mio.
Euro auf 800 Mio. Euro, davon:

450 Mio. Euro fiir Mietwohnraum
80 Mio. Euro fur Neubau und Erwerb von
selbstgenutztem Wohneigentum
150 Mio. Euro fiir Bestandsinvestitionen
50 Mio. Euro fir studentischen Wohnraum
70 Mio. Euro Forderung fiir Quartiersent-
wicklung

Mietwohnungsbauférderung
® Mafinahmen zur Verbesserung der Férderkon-
ditionen im Mietwohnungsneubau:

Anhebung der Férderpauschalen
von 1.400,00 auf 1.500,00 Euro/m?* WIl. fiir
Einkommensgruppe A
von 885,00 auf 965,00 Euro/m? WAL fiir Ein-
kommensgruppe B
Verzicht auf Zinsen in Kommunen mit Miet-
niveau M3 oder M4, dazu gehort auch Diis-
seldorf, fur die ersten 10 Jahre (alt: 0,5 %),
Option auf Bindungsdauer-Verlingerung
von 20 auf 25 Jahre
Anhebung der Bewilligungsmieten um 20 %
in Diisseldorf:
von 5,25 auf 6,25 Euro fiir Einkommens-
gruppe A
von 6,35 auf 7,15 Euro fur Einkommens-
gruppe B
Tilgungszuschiisse fiir Darlehen zur Finan-
zierung der Kosten zur Aufbereitung von
Bauland in den obersten Mietstufen M4
Anhebung der zuldssigen Vollgeschosse von
vier auf fiinf in Diisseldorf

Forderung von Abriss und Teilriickbau in
hoch verdichteten Wohnsiedlungen, auch
wenn damit keine Reduzierung der Wohn-
flache einhergeht

Eigentumsforderung

= Konzentration der Férderung des Neubaus und
des Ersterwerbs von selbstgenutztem Woh-
nungsbau auf Stadte und Gemeinden mit hohem
und iiberdurchschnittlichem Bedarfsniveau

= Erhalt der Férderung des Bestandserwerbs von
Eigenheimen und selbstgenutzten Eigentums-
wohnungen mit gutem energetischen Standard
in allen Regionen

Bestandsforderung

= Anpassung der Mietobergrenzen an die neuen
Bewilligungsmieten in den Wohnraumforder-
bestimmungen erfolgt auch in den Richtlinien
zur Forderung von investiven Maf3nahmen im
Bestand in Nordrhein-Westfalen (RL Bestands-
Invest)

® Verzicht auf Belegungsbindungen bei Neu-
vermietungen in Gebietskulissen der Stadte-
bauférderung ,Soziale Stadt“ und ,Stadtum-
bau West*“. Die Mietbindung bleibt erhalten.
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9.4 Ergianzungsantrag 01/145/2013 der Ratsfraktionen von CDU, BU90/GRU und FDP

Vorlage 01/145/2013
[X] offentlich [ ] nicht offentlich

CDU-Ratsfraktion Disseldorf 06.06.2013
B90/DIE GRUNEN

Ratsfraktion Dusseldorf

FDP-Ratsfraktion Dusseldorf

An
Herrn Oberbiirgermeister
Dirk Elbers

Ergdnzungsantrag der Ratsfraktionen von CDU, BU90/GRU und FDP: ZUKUNFT
WOHNEN.Dusseldorf — Ein Handlungskonzept fir den Wohnungsmarkt

Sehr geehrter Herr Oberbiirgermeister Elbers,

im Namen der Ratsfraktionen von CDU, BS0/DIE GRUNEN und FDP bitten wir Sie,
nachfolgenden Erganzungsantrag auf die Tagesordnung der Ratssitzung am 06. Juni
2013 zu setzen und zur Abstimmung zu bringen.

Antrag:

Der Rat beauftragt die Verwaltung, das Handlungskonzept ZUKUNFT
WOHNEN.DUSSELDORF um folgende Punkte und Formulierungen zu ergénzen:

1. Unter Ziffer 5.1 am Ende des ersten Absatzes:
Unter diesen Rahmenbedingungen verfolgt die Landeshauptstadt Diisseldorf das
Ziel des HH-Plans, die Deckung der jahrlichen Nachfrage durch Baurecht zu

sichern, um die auf dem STEK basierende Anzahl fertig zu stellender
Wohneinheiten zu erreichen.

2. Unter Ziffer 5.2 - Teilziel 1

Zur Erreichung der im Haushaltsplan vorgesehenen Zielzahlen zur Errichtung von
geférdertem Wohnraum sollen die Férdermittel des Landes Nordrhein-Westfalen
vollumfanglich ausgeschopft werden.

Die  Erreichung der Haushaltsziele soll vorrangig durch die
Wohnungsgenossenschaften und private Investoren erfolgen.
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Sollten die Zielzahlen des Haushaltsplans zur Errichtung geférderten Wohnraums
absehbar nicht erreicht werden, sollen die Aktivitaten der SWD in diesem Bereich
entsprechend angepasst werden.

3. Unter Ziffer 6.1.1

Die Verwaltung soll bei jedem Bauvorhaben, unabhangig von der Anzahl der
potentiellen Wohneinheiten, auf die Verwirklichung der Ziele aus dem
Handlungskonzept hinwirken, um eine sinnvolle Durchmischung aus geférdertem,
preisgedampftem und frei finanzietem Wohnungsbau zu erméglichen. Bei
Bauvorhaben unterhalb von 100 Wohneinheiten, bei denen ein Bebauungsplan
vorgesehen ist, sollen die verbindlichen Grundsatzregelungen des Disseldorfer
Modells beachtet werden.

Die Verwaltung wird nach Ablauf eines Jahres dem Ausschuss fiir Planung und
Stadtentwicklung (APS) sowie dem Ausschuss fir Wohnungswesen und
Modernisierung (AWM) eine Aufstellung liber die Wohnungsbauprojekte, inklusive
der erzielten Quoten fur geférderten, preisgedampften und frei finanzierten
Wohnungsbau, zur Kenntnis vorlegen. Die Verwaltung wird Uiber die gesammelten
Erfahrungen berichten, insbesondere liber den Erfolg und die Akzeptanz dieser
Vorgehensweise. APS und AWM werden Uber die Beibehaltung oder Anpassung
der Quoten beraten und dem Rat eine Beschlussempfehlung vorlegen.

Der preisgedampfte Wohnraum nach dem Dusseldorfer Modell wird auf 8,50 €/m?
Nettokaltmiete begrenzt, wenn Uber Drittmittel, beispielsweise Férdermittel der
KfW, des Bundes oder des Landes NRW, bei der Finanzierung des Grundstiicks
eine Kompensation geleistet wird, oder wenn die Begrenzung im Rahmen der
Mischkalkulation fur das gesamte Bauprojekt finanziell darstellbar ist.

4. Unter Ziffer 6.1.4
Im Text werden folgende Worter gestrichen: ;—aufstiddlischen-Grundsticken—
5. Als Ziffer 6.1.8 wird eingefiigt

Beitrag der Stadtischen Wohnungsgesellschaft Disseldorf AG (SWD) zum
gemeinwohlorientierten Wohnungsbau

Der kommunale Wohnungsbestand in der Verwaltung der Stadtischen
Wohnungsgesellschaft Disseldorf AG (SWD) soll zukunftsfahig weiterentwickelt
werden, um den satzungsgemalien Zweck der SWD, zur gesicherten und sozial
verantwortbaren Wohnungsversorgung der breiten Schichten der Bevdlkerung
beizutragen, auch zukinftig zu gewahrleisten. Dazusind die Weiterentwicklung der
vorhandenen Bestédnde und auch Bestandsersatz notwendig.

Der SWD werden jahrlich 1,5 Mio. Euro aus dem stadtischen Haushalt zur
Verfligung gestellt. Entsprechende Mittel sind in der Haushaltsplanung 2014 und
im Finanzplanungszeitraum einzusetzen. Mit der Bereitstellung dieser Mittel zur
Modernisierung und zum Ersatz von nicht modernisierungswiirdigem Altbestand
ihres kommunalen Wohnungsbestandes tragt die Stadt Disseldorf fiir ihren
Bereich dazu bei, dass folgende Teilziele aus dem Handlungskonzept erreicht
werden kénnen:
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5.2 Teilziel 1: Ausgewogenes Wohnraumangebot in allen
Preissegmenten

5.2 Teilziel 3: Klimaangepasste Stadtentwicklung

5.2 Teilziel 4: Modernisierung der Wohnungsbestande

5.2 Teilziel 7: Sinnvolle Durchmischung zur Sicherung der Stabilitat von
Stadtquartieren

5.2 Teilziel 9: Ausrichtung des Wohnraumangebots an die Bedarfe und
Erfordernisse des demografischen Wandels

5.2 Teilziel 11: Sicherung und Entwicklung attraktiver Wohnumfelder

6. Unter 6.6.8

Verbesserung der bestehenden  Services fur Wohngruppen  und
Baugemeinschaften

Die bestehenden Angebote fiir Wohngruppen und Baugemeinschaften, die unter
http://www.duesseldorf.de/wohnen/wohnen in gemeinschaft/index.shtml
angeboten werden, sollen inhaltlich verbessert und starker beworben werden, um
Interessentinnen und Interessenten eine amtertubergreifende Information und
Beratung zu

e mdglichen Wohnformen und Wohnmodellen
« in Frage kommenden stadtischen oder privaten Liegenschaften
« Finanzierungsfragen

anzubieten.

Die Beratungsstelle fir Wohngruppen und Baugemeinschaften soll dabei als
zentrale Anlaufstelle fiir eine bessere Vernetzung aller Akteure rund um die
Themen Wohngruppen und Baugemeinschaften sorgen.

Begriindung:

Das gemeinsam mit den Akteuren des Disseldorfer Wohnungsmarktes entwickelte
Konzept ,ZUKUNFT WOHNEN.DUSSELDORF* ist gegenwartig in Deutschland das
differenzierteste Konzept fiir einen grofstadtischen Wohnungsmarkt. Das Konzept
LZUKUNFT WOHNEN.DUSSELDORF* konkretisiert das ,Stadtentwicklungskonzept
Dusseldorf 2020+ — Wachstum férdern, Zukunft gestalten“, um bei steigender Zahl
von Einwohnerinnen und Einwohnern den gemeinwohlorientierten Wohnungsmarkt
zu sichern.

ZUKUNFT WOHNEN.DUSSELDORF" beinhaltet wichtige neue Aktionsfelder, wie
zum Beispiel das ,Planen und Bauen nach dem Disseldorfer Modell*, die
.Festlegung von Anteilen preiswerter und bezahlbarer \Wohnungen in
Neubaugebieten" oder das Programm ,Innovativer Mietwohnungsbau zu glnstigen
Konditionen".
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Damit werden bereits bestehende Projekte und MaRRnahmen, wie das barrierefreie
Planen und Bauen, die klimafreundliche Ausrichtung der Stadtentwicklung, die
sinnvolle Durchmischung von neuen Wohngebieten, aber auch die Weiterentwicklung
der Moglichkeiten zum Erwerb von Belegungs- und Mietbindungen, sinnvoll ergédnzt,
um den Bediirfnissen der Menschen auch zukiinftig gerecht zu werden.

Die Ratsfraktionen von CDU, FDP und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN verfolgen mit
ihrem Erganzungsantrag das Ziel, das Konzept ZUKUNFT
WOHNEN.DUSSELDORF" in Teilbereichen zu ergénzen, um insbesondere den
gemeinwohlorientierten Ansatz des Konzepts zu prazisieren.

Mit freundlichen Griiten

Friedrich G. Conzen Rudiger Gutt

Iris Bellstedt Norbert Czerwinski
Manfred Neuenhaus Dr. Strack-Zimmermann
Beratungsfolge:

Gremium Sitzungsdatum Ergebnis

Rat e j2

1) Die Sitzung wurde zum Zeitpunkt der Drucklegung dieser Vorlage noch nicht geplant,
2) Das Beraty bnis wurde zum Zeil der Di dieser Vorlage noch nicht erfasst.

RS0 Vorlags
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9.5 Glossar
A
Akquirierung

In diesem Zusammenhang = Erwerb, Ankauf

Angemessenheitsgrundsatz

Bezieht sich auf stadtebauliche Vertrige gemifd
§ 11 Baugesetzbuch (BauGB): ,,Die vereinbarten
Leistungen miissen den gesamten Umstinden
nach angemessen sein. Die Vereinbarung einer
vom Vertragspartner zu erbringenden Leistung
ist unzuldssig, wenn er auch ohne sie einen An-
spruch auf die Gegenleistung hitte.“ (§ 11 Absatz
2 BauGB)

arithmetisches Mittel

Durchschnitt, gebrauchlichster Mittelwert der Sta-
tistik. Quotient aus der Summe aller beobachteten
Werte und der Anzahl der Werte.

Asset
Ein Vermogenswert oder eine Kapitalanlage, bspw.
Aktien, Devisen, Immobilien.

B

Ballungsraum

Gebiet, das durch eine sehr hohe Konzentrati-
on von Bevolkerung, Wirtschaft und Infrastruk-
tureinrichtungen und damit zusammenhéngend
durch eine hohe Dichte der Bebauung gekenn-
zeichnet ist (z.B. das Ruhrgebiet).

barrierearm
Im Gegensatz zu barrierefrei (s. u.) mit so wenigen
Barrieren wie méglich.

barrierefrei

Gestaltung der (baulichen) Umwelt in der Weise,
dass sie von Menschen mit Behinderung und von
alteren Menschen in derselben Weise genutzt wer-
den kann wie von Menschen ohne Behinderung.
»Barrierefrei sind bauliche und sonstige Anlagen,
Verkehrsmittel, technische Gebrauchsgegensténde,
Systeme der Informationsverarbeitung, akustische

und visuelle Informationsquellen und Kommuni-
kationseinrichtungen sowie andere gestaltete Le-
bensbereiche, wenn sie fiir behinderte Menschen
in der allgemein tiblichen Weise, ohne besondere
Erschwernis und grundsitzlich ohne fremde Hilfe
zuganglich und nutzbar sind.“ (§ 4 Gesetz zur
Gleichstellung behinderter Menschen - BGG)

Basel IIT (Regulierungsreform)

Der Begriff Basel III bezeichnet ein Reformpaket
des Baseler Ausschusses der Bank fiir Internatio-
nalen Zahlungsausgleich (BIZ) fiir die bereits be-
stehende Bankenregulierung Basel I1. Es stellt die
ab 2013 giiltige Reaktion auf die von der weltwei-
ten Finanz- bzw. Wirtschaftskrise ab 2007 offen-
gelegten Schwichen der bisherigen Bankenregu-
lierung dar.

Baukostenindex

Indikator fiir Veranderungen der Baukosten, der
alle drei Monate vom Statistischen Bundesamt er-
mittelt wird. Zeigt auf, um wie viel Prozent die
Preise fiir Bauleistungen und die wesentlichsten
Bauwerksarten innerhalb bestimmter Zeitraume
gestiegen oder gefallen sind. Um die Preisentwick-
lungen iiber lingere Zeitraume genau messen zu
konnen, werden sogenannte Basisjahre festgelegt.
Als letztes Basisjahr wurde das Jahr 2000 gewéhlt.

Bebauungsplan (B-Plan)

Der Bebauungsplan setzt die Art und das Maf3 der
Nutzung und Bebauung sowie die iiberbaubaren
Grundstiicksflachen fiir raumlich eng begrenzte
Bereiche verbindlich fest. Aus dem Plan kann ab-
gelesen werden, welche Nutzungsart, welche Ge-
schossigkeit und welche Bebauungsdichte fiir die
einzelnen Grundstiicke festgesetzt sind. Dariiber
hinaus kann die durch Baulinien und Baugren-
zen festgelegte bebaubare Fliche erfasst werden.
Der Bebauungsplan wird als Satzung beschlos-
sen, die Festsetzungen des Planes sind fiir den
Grundstiickseigentiimer rechtsverbindlich. Er ist
Grundlage fiir die Erteilung von Baugenehmigun-
gen im Baugenehmigungsverfahren.

147



148

Belegungsbindung

Die mit 6ffentlichen Mitteln geférderten Wohnun-

gen unterliegen generell einer Belegungsbindung.

Dabei gibt es drei Varianten von Belegungsbin-

dungen:

= Besetzungsrecht: Das Wohnungsamt weist ei-
nen bestimmten Haushalt zu.

® Benennungsrecht: Das Wohnungsamt kann
dem Eigentiimer (mindestens drei) wohnungs-
suchende Haushalte zur Auswahl benennen,
aus denen der Eigentiimer dann den kiinftigen
Mieter auswihlt.

= Allgemeines Belegungsrecht: Der Eigentiimer
darf eine geforderte Wohnung nur an Haus-
halte vermieten, welche einen fiir die jeweilige
Wohnung passenden, in NRW giiltigen Wohn-
berechtigungsschein vorlegen.

Beleihungsauslauf

Quotient aus Darlehensbetragen und Beleihungs-
wert (festgelegter maximal moglicher Kredit). Die
Summe aller Darlehen/Kredite einer Gesamtbau-
finanzierung wird prozentual in Relation zum
Beleihungswert gesetzt. Bei einem Beleihungs-
auslauf unter 60 Prozent handelt es sich um einen
Realkredit. Normalerweise sollte ein Beleihungs-
auslauf 80 Prozent des Beleihungswertes nicht
tibersteigen.

besicherter Wohnungsbaukredit
Unter einem besicherten bzw. gesicherten Kredit
versteht man ein Darlehen, fiir das vertraglich be-
stimmte Sicherheiten bestellt werden. Bei diesen
Darlehen erfolgt die Besicherung durch die Be-
stellung von Grundpfandrechten.

Bestandsentwicklung

Allgemein im Gegensatz zu Neubau-Mafinahmen
in vorhandenen Siedlungsstrukturen, Bauwerken,
Infrastrukturen oder Siedlungsflachen. Bei beste-
henden Gebiauden: Aus- und Umbau, Moderni-
sierung etc.

Bestandsoptimierung

Allgemein Schaffung eines ausgewogenen Immo-
bilienbestandes, um den Umsatz zu sichern und
zu erhohen (siehe Portfolio). (Bauliche) Verande-
rungen an/in bestehenden Gebéduden z.B. durch
Aus- und Umbau oder Modernisierung.

Bonitit

Kreditwiirdigkeit. In der Finanzwirtschaft die Fa-
higkeit einer natiirlichen Person oder von Un-
ternehmen oder Staaten, die aufgenommenen
Schulden zuriickzahlen zu konnen (wirtschaftli-
che Riickzahlungsfihigkeit), und die Bereitschaft,
diese zuriickzahlen zu wollen (Zahlungswillig-
keit).

Bruttogeschossfliche (BGF)

In diesem Zusammenhang definiert als Summe
aller oberirdischen Grund(riss)flichen fir den
Wohnungsbau, dabei sind die dufleren Mafle der
Bauteile anzusetzen (Bruttogrundfliche ober-
irdisch).

buy and hold
Englisch fiir ,Kaufen und Behalten®

buy and manage
Englisch fiir ,Kaufen und Verwalten®

buy and sell
Englisch fiir ,Kaufen und Wiederverkaufen®

c

Cashflow

Uberschuss der Einzahlungen iiber die Auszah-
lungen einer Unternehmung, der je nach Ab-
grenzung der betrachteten Zahlungsgrofien un-
terschiedlich ermittelt wird. Der Net Operating
Cashflow bezieht sich nur auf Zahlungen aus der
Produktions- und Absatztatigkeit der Unterneh-
mung, der gesamte Cashflow beriicksichtigt zu-
sitzlich Zahlungen aus Finanzierungs-, Investi-
tions- und Ausschiittungsentscheidungen.



D

Darlehen

Schuldrechtlicher Vertrag, durch den einem Dar-
lehensnehmer Geld oder vertretbare Sachen auf
Zeit zum Gebrauch tiberlassen werden.

Deckungsbeitrige

Der Deckungsbeitrag gibt an, wie viel das Be-
zugsobjekt unter den jeweiligen Bedingungen
zur Deckung der Gemeinkosten und damit zum
Gesamterfolg beitrdgt. Dabei wird der Deckungs-
beitrag als Differenz zwischen dem Erlos und den
Kosten eines Produkts ermittelt. Die Summe aller
Deckungsbeitrige dient dann zur Deckung der
fixen Kosten und dariiber hinaus zur Erzielung
des Gesamtgewinns einer Periode.

degressive Abschreibung
Abschreibungsmethode, mit der die Anpassung
des Buchwertes eines Anlagegegenstandes an sei-
nen jeweiligen Gebrauchswert erreicht werden
soll, im Hinblick darauf, dass der Verduflerungs-
wert eines gebrauchten Gegenstandes in den ers-
ten Nutzungsjahren schneller sinkt als in spateren
(z.B. Kraftfahrzeuge). Dabei wird der Abschrei-
bungssatz (in Prozent) nach der betriebsgew6hn-
lichen Nutzungsdauer festgelegt und die Ab-
schreibung jeweils vom Restwert des letzten Jahres
berechnet. Der am Ende der Abschreibungsperio-
de verbleibende restliche Buchwert wird im letz-
ten Jahr mit abgeschrieben.

Desinvestition

Freisetzung des in ldngerfristigen Vermogens-
gegenstinden gebundenen Kapitals durch den
Verkauf dieser Vermogensgegenstinde (z.B. be-
trieblich nicht mehr benétigte Anlagen). Als Maf3-
nahmen der Innenfinanzierung haben Desinvesti-
tionen grundsitzlich eine Finanzierungsfunktion.
Die Desinvestition ist das Gegenstiick zur Inves-
tition.

Anhang

Determinante
Bestimmender Faktor, mafigebender Umstand.

Diskontierung (Abzinsung)

Rechenoperation aus der Finanzmathematik, bei
der der Wert einer zukiinftigen Zahlung fiir einen
Zeitpunkt, welcher vor dem der Zahlung liegt, be-
rechnet wird. Haufig wird mittels Diskontierung
der gegenwirtige Wert (Barwert) einer zukiinfti-
gen Zahlung ermittelt.

E

Effektivzinssatz bei besicherten Wohnungsbau-
krediten

Zinsgrofle in Prozent, welche die mit einem Ka-
pitaleinsatz erzielte Rentabilitat bzw. die mit einer
Kapitalaufnahme verbundenen Kosten wiedergibt.
Hierzu sind die jeweiligen Bestimmungsfaktoren
des Effektivzinses wie Nominalzins, Gebiihren,
Laufzeit, Zinszahlungs- und Verrechnungster-
mine, Tilgungsmodalititen etc. zu einer Grofie zu
verdichten.

Eigenkapital und Fremdkapital

Ein Unternehmen kann sich aus Eigenkapital und
Fremdkapital finanzieren. Das Eigenkapital be-
steht im Gegensatz zum Fremdkapital aus jenen
Mitteln, die von den Eigentiimern einer Unter-
nehmung zu deren Finanzierung aufgebracht oder
als erwirtschafteter Gewinn im Unternehmen
belassen wurden (Selbstfinanzierung). Fremd-
kapital bezeichnet vereinfacht ausgedriickt die
Schulden, die eine Unternehmung besitzt. Im Ge-
gensatz zum Eigenkapital sind Fremdkapitalgeber
nicht am Gewinn, Verlust oder der Geschiftsfiih-
rung beteiligt. Fiir die zeitlich befristete Uberlas-
sung von Kapital wird hingegen ein Zins gezahlt.

Eigenkapitalanforderung

Banken diirfen Kredite nur unter Beachtung ei-
nes vorgegebenen Verhiltnisses von Risiko und
bestimmter Eigenkapitalmenge vergeben. Wird
eine bestimmte Eigenkapitalquote unterschrit-
ten, bedeutet das den Wegfall weiterer Kreditge-
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schifte. Die Vorschriften zur (Mindest-)Eigen-
kapitalanforderung sind flexibel anwendbar. Eine
weitere Verwendung findet der Begriff bei der
Wohnungsbaufinanzierung (Eigenkapitalanfor-
derung je Kreditnehmer von 20 bis 25 Prozent).

Eingriffsbilanzierung

Eingriffe sind gemafl deutschem Naturschutz-
recht Veranderungen der Gestalt oder der Nut-
zung von Grundflachen, die die Leistungsfihig-
keit des Naturhaushaltes oder das Landschaftsbild
erheblich oder nachhaltig beeintrachtigen kon-
nen. Laut Gesetz ist der Verursacher eines Ein-
griffs zundchst verpflichtet, vermeidbare Eingriffe
zu unterlassen. Unvermeidbare Eingriffe hat er
durch Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen zu
kompensieren. Die Eingriffsbilanzierung ermit-
telt i.d.R. iiber bestimmte Berechnungsmodelle,
wie schwer ein Eingriff ist und in welchem Um-
fang und durch welche Mafinahmen er ausgegli-
chen werden kann.

Einkommensgrenzen fiir geforderten
Wohnungsbau

Der Landesgesetzgeber legt Einkommensgren-
zen fest, die zum Bezug einer geférderten Woh-
nung des Typs A (Einkommensgrenze A) oder
des Typs B (Einkommensgrenze B = A + 40 %) be-
rechtigen. Die Einkommensgrenzen werden alle
drei Jahre geméf3 der Entwicklung des Lebenshal-
tungsindexes angepasst.

Emissionen
Austrag oder Ausstof. Aussendung von Storfakto-
ren (z.B. Larm oder Abgase) in die Umwelt.

Emittenten
Verursacher/Quelle von Emissionen (s.o0.).

energetische Sanierung

In der Regel die Modernisierung eines Gebdudes,
um den Energieverbrauch fiir Heizung, Warm-
wasser und Liiftung zu verringern (z.B. durch
Wirmediammung, bessere Fenster und neue Hei-
zungssysteme).

Energiebilanz

Mit der Energiebilanz wird der Energieverbrauch
mengenméflig dargestellt, so dass Energieverluste
ausfindig gemacht werden konnen. Die Energie-
bilanz bildet eine Grundlage fiir den sparsamen
Umgang mit Energie.

Exit-Strategien

Exit bezeichnet den Ausstieg eines Investors aus ei-
ner Unternehmung, d. h. die Verauflerung der Be-
teiligung. Im Gegensatz zur Wachstumsstrategie
kennzeichnet die Riickzugsstrategie einen teilwei-
sen (regionalen) oder totalen Riickzug von Pro-
dukten bzw. Dienstleistungen oder ganzen Ge-
schiftsbereichen vom Markt. Die Griinde fiir einen
Marktaustritt konnen in stagnierenden, schrump-
fenden oder erfolglos bearbeiteten Mérkten liegen.

expansive Geldpolitik

Geldpolitische Mafinahme der Ausdehnung der
Geldmenge oder des Geldangebotes einer Zent-
ralbank. Eine expansive Geldpolitik verfolgt die
Senkung der Reservesitze durch die Zentralbank
und ermoglicht dadurch die Entstehung von
Uberschussreserven.

Extremwetterereignisse

Extreme Wetterereignisse (umgangssprachlich Un-
wetter) wie Stirme, extreme Trockenheit/Hitze-
wellen, Starkniederschldge und Uberschwemmun-
gen, die hohe Sachschdden und Lebensgefahr fiir
Menschen mit sich bringen.

Flichennutzungsplan

Der Flichennutzungsplan stellt die Art der Bo-
dennutzung fiir das gesamte Stadtgebiet dar. Ne-
ben der Festlegung der Flichennutzung bereits
bebauter Gebiete wird im Flichennutzungsplan
auch die auf der Grundlage der stadtebaulichen
Entwicklung beabsichtigte Flichennutzung bis-
her unbebauter Fldchen dargestellt. Aus dem Plan
kann abgelesen werden, wo im Stadtgebiet Wohn-
bauflichen, Gewerbe- und Industriebauflachen,



Griinflichen, Verkehrsflichen usw. ausgewiesen
sind. Der Flachennutzungsplan ist verbindlich fiir
Behorden, hat jedoch keine unmittelbare Rechts-
wirksambkeit fiir den Biirger. Aus den Darstellun-
gen des Flachennutzungsplanes werden die Be-
bauungsplidne abgeleitet.

formelle Beteiligungsverfahren

In diesem Zusammenhang: Vom Gesetzgeber
vorgegebene Verfahrensschritte zur Beteiligung
anderer Behorden oder der Offentlichkeit bei der
Aufstellung von Planen.

So gibt das Baugesetzbuch (BauGB) bei der Auf-
stellung von Flachennutzungspldnen und Bebau-
ungsplinen (siehe jew. da) vor, die Offentlichkeit
und Behorden im Laufe des Verfahrens zweimal
einzubeziehen.

G

geforderter Wohnungsbau

Bezeichnet den staatlich geforderten Neubau,
Wiederaufbau, Ausbau und Umbau von Woh-
nungen, insbesondere fiir Haushalte, die sich am
Markt nicht angemessen mit Wohnraum versor-
gen konnen und auf Unterstiitzung angewiesen
sind. Die in der Regel mit zinsverbilligten Dar-
lehen gebauten Wohnungen sind im Mietpreis ge-
deckelt (siehe Mietpreisbindung) und stehen bei
der Vermietung nur fiir bestimmte Einkommens-
schichten (Einkommensgruppe A und B) und/
oder Personenkreise zur Verfiigung.

generationengerechter Wohnraum
Wohnungen/Gebdude, die den Anforderungen al-
ler Generationen (jung und alt) entsprechen und
tiber einen langen Zeitraum den unterschied-
lichen Wiinschen, Bediirfnissen und Anspriichen
seiner Bewohner in den unterschiedlichen Le-
bensphasen gerecht werden.

Gewinnmaximierung

Handeln mit dem Ziel, den hochstméglichen Ge-
winn zu erzielen (Verhaltensannahme der Wirt-
schaftswissenschaft).

Anhang

Going-Concern-Prinzip

Das Going-Concern-Prinzip des § 252 Abs. 1
Nr. 2 Handelsgesetzbuch (HGB) als eines der
»Grundsitze ordnungsgemdfler Buchfiihrung®
besagt, dass bei der Bewertung von der Fortfiih-
rung der Unternehmenstitigkeit auszugehen ist,
sofern dem nicht tatsichliche oder rechtliche Ge-
gebenheiten (z.B. eine Insolvenzanmeldung) ent-
gegenstehen.

H

High-Luxury-Inseln

Bereiche (Baublocke, Stadtquartiere), die durch
sehr hohe Mieten bzw. Kaufpreise gekennzeich-
net sind.

Hypothekenkredite

Das Hypothekendarlehen ist ein durch ein Grund-
pfandrecht auf eine (oder mehrere) Immobilien
besichertes Darlehen. Hypothekendarlehen bil-
den einen wichtigen Baustein jeder privaten Im-
mobilienfinanzierung. Sie dienen regelmaflig zur
Finanzierung des Baus, Erwerbs oder der Moder-
nisierung einer Immobilie.

Hypothekenzinsen

Ein Darlehen, welches durch die Eintragung eines
Grundbuchrechtes in Form der Hypothek oder
Grundschuld besichert wird, wird als Hypothe-
kendarlehen bezeichnet. Die damit verbundene
Verzinsung fiir das gewéhrte Baudarlehen ist die
Hypothekenverzinsung oder der Hypothekenzins.
Die Hohe der Hypothekenzinsen wird durch das
Niveau der Kapitalmarktzinsen beeinflusst.

Immobilienfonds

Ein offener Investmentfonds, kurz als Fonds be-
zeichnet, ist ein Konstrukt zur Geldanlage. Eine
Investmentgesellschaft (Kapitalanlagegesellschaft)
sammelt das Geld der Anleger, biindelt es in einem
Sondervermogen - dem Investmentfonds - und
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investiert es in einem oder mehreren Anlageberei-
chen. Immobilienfonds sind eine Art von Invest-
mentfonds, bei denen die Kapitalanlage im Wesent-
lichen aus Grundstiicken und Gebduden besteht.

Inflation

Eine Inflation ist ein Prozess anhaltender Preis-
niveausteigerungen, gleichbedeutend mit einer
Minderung der Kaufkraft des Geldes.

institutionelle Anleger

Kapitalmarktteilnehmer, deren Investitionsvolu-
men so hoch ist, dass dafiir ein in kaufmannischer
Weise eingerichteter Geschiftsbetrieb erforder-
lich ist. Institutionelle Anleger sind beispielsweise
Kreditinstitute, Investmentgesellschaften, Versi-
cherungen und Investmentfonds, aber auch Insti-
tutionen und Organe der 6ffentlichen Hand (z. B.
Bund oder Lander).

K

Konversionsflichen

Nicht mehr genutzte Flichen (= Brachen), teilweise
auch Gebaude, insbesondere mit militarischer
Vornutzung, die einer neuen Nutzung zugefiihrt
werden sollen (Umnutzung).

M

Marge

Preisspanne, Abstand, Spielraum, Differenz. Be-
griff aus der Betriebswirtschaftslehre: Allgemein
ist die Marge der prozentuelle Gewinn je Leis-
tungseinheit.

Mietpreisbindung

Festlegung einer hochstzuldssigen Miete ohne
Betriebskosten (Nettokaltmiete) im geforder-
ten Wohnungsbau. Fiir den bis 2002 geforderten
Wohnungsbau gilt das sogenannte Kostenmiet-
prinzip, bei dem individuell je nach Entwicklung
bestimmter Kostenarten und -hohen die jewei-
lige hochstzuldssige Miete errechnet wird. Ab dem

Forderjahr 2003 wird eine hochstzuldssige Miete
inkl. moglicher Mietsteigerungen fiir die Dauer
der Mietpreisbindung festgesetzt.

Mikrozensus

Statistische Erhebung, bei der im Gegensatz zur
Volkszahlung nur nach bestimmten Zufallskrite-
rien ausgewdhlte Haushalte beteiligt sind. (Dient
der Uberpriifung der durch die umfassenden
Volkszahlungen erhobenen Daten in kurzen Zeit-
abstainden mit iiberschaubarem organisatori-
schem Aufwand.)

mobilititseingeschrinkte Menschen

Personen, deren Bewegungsradius und Moglich-
keit, andere Orte zu erreichen, aufgrund einer
korperlichen oder geistigen Behinderung oder du-
Berer Hindernisse (Barrieren) eingeschrankt ist.
Neben Menschen mit Behinderungen in der Re-
gel dltere Menschen.

Multiplikator
In diesem Zusammenhang = Verbreitung, Aus-
l6ser weiterer Folgen

o

opportunistisch

In tGibertriebener Weise an die gegebenen Verhalt-
nisse angepasst um des augenblicklichen Nutzens
willen unter Preisgabe seiner Grundsitze. Trans-
aktionskostentheorie: Strategisches Verhalten der
Akteure gegeniiber ihren Vertragspartnern, um
ihre Interessen (auch gegen die Vertragsnorm)
durchzusetzen.

P

Perpetuierung
Aufrechterhaltung und Fortdauer einer Situation
oder eines Zustands.



Portfolio, Portfoliomanagement,
Portfolioanalyse

In einem Immobilienportfolio werden mehrere
Einzelimmobilien zusammengefasst.

Ziel des Portfoliomanagements ist es, als strate-
gisches Planungsinstrument Moglichkeiten und
Wege aufzuzeigen, wie mittel- bis langfristig der
Immobilienbestand eines Eigentiimers gesteuert
und optimiert werden kann. Ferner soll es einen
konzeptionellen Gesamtiiberblick tiber den Im-
mobilienbestand ermoglichen. Das Portfolio-
management muss die Schaffung eines einheit-
lichen Analyse- und Bewertungssystems anstreben
und damit in der Lage sein, Investitionsentschei-
dungen fiir Dritte nachvollziehbar zu machen. Mit
der Festlegung einheitlicher Parameter und einem
fiir den Gesamtimmobilienbestand giiltigen Maf3-
stab konnen sehr unterschiedliche Objekte ver-
gleichbar gemacht werden.

Preisblasen
Siehe (spekulative) Preisblasen

R

Rating

In diesem Zusammenhang: 1. Verfahren zur Be-
urteilung/zum Vergleich von z.B. Kommunen.
2. Einstufung von Landern, Banken etc. hinsicht-
lich ihrer Kreditwiirdigkeit.

Regionalplan

Ein Regionalplan (fiir den Regierungsbezirk
Disseldorf bislang Gebietsentwicklungsplan —
GEP 99) ist ein Plan, der von der Bezirkspla-
nungsbehorde erarbeitet und vom Regionalrat fiir
den Regierungsbezirk aufgestellt wird. In diesem
Plan werden die Ziele der Landesentwicklung, die
in dem Landesentwickungsplan enthalten sind,
konkretisiert. In dem Gebietsentwicklungsplan
wird z.B. die im Landesentwicklungsplan vorge-
nommene Abgrenzung des Siedlungs- und Frei-
raumes dargestellt, die fiir die Gemeinden den
Rahmen der Siedlungsentwicklung bildet. Jeder
Bauleitplan, also Bebauungsplan und Flachennut-

Anhang

zungsplan, muss sich an die Ziele der Landespla-
nung anpassen.

Risikopriamie

Je nach Vorzeichen auch Risikoabschlag oder
Risikozuschlag genannt, bezeichnet in der Fi-
nanzmathematik und Entscheidungstheorie die
Differenz zwischen dem mathematischen Er-
wartungswert eines unsicheren Vermogens, z. B.
Wertpapiers (Aktie, Anleihe), und dem individu-
ellen Sicherheitsaquivalent dieses Vermogens, das
heif}t derjenigen sicheren Auszahlung, z. B. sofort
und in bar, die dem Betreffenden subjektiv den
gleichen Nutzen verspricht (und damit gleich viel
wert ist) wie das unsichere Vermogen.

S

Saldo

1. Allgemein: Differenzbetrag. 2. Buchfithrung,
Bankwesen: Differenzbetrag, der sich nach Auf-
rechnung der Soll- und Habenseite des Kontos
ergibt. 3. Kaufmannssprache: Betrag, der nach
Abschluss einer Rechnung zu deren voélliger Be-
gleichung fillig bleibt.

Save haven
Englisch fiir ,sicherer Hafen®, im Borsenjargon
eine (relativ) krisensichere Anlage.

(spekulative) Preisblasen

Allgemein werden mit Preisblasen der schnelle
Anstieg von Preisen und ein im Anschluss uner-
warteter Preiszerfall bezeichnet. In Zeiten wirt-
schaftlichen Aufschwungs erhohen sich in der Re-
gel die Preise der Vermogenswerte. Die Liquiditat
einer Gesellschaft steigt, genauso wie eine gewis-
se Risikobereitschaft, Kredite sind einfacher und
schneller verfiigbar. Die Preiserwartungen steigen
und Vermogenspreise werden in die Hohe getrie-
ben. Oftmals stehen diese Preise nicht mehr in ei-
nem realistischen Verhaltnis zu dem tatsachlichen
Wert des Vermogens und dennoch steigt diese
Entwicklung stark an, weil sich die Akteure an
dem Verhalten der Marktfithrer orientieren. Sol-
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Anhang

che spekulativ iiberbewerteten Vermogenspreise
tiben Einfluss auf die gesamtwirtschaftliche Nach-
frage aus. Dies kann sich sowohl auf die Konsum-
nachfrage von privaten Haushalten als auch auf
die Investitionsaktivititen von Unternehmen aus-
wirken.

Suburbanisierung

Ansiedlung von Bevolkerung oder Funktionen
aus der Kernstadt oder dem landlichen Raum in
das stadtische Umland (suburbaner Raum) und
damit hiufig verbunden Bildung eines Verflech-
tungsraum aus Kern und Umland (Stadtregion).
Folgen der Suburbanisierung sind ein erhohtes
Verkehrsaufkommen, Flachenverbrauch und die
Zersiedelung des Freiraums.

T

Target2-Salden

Target2 (Trans-European Automated Real-time
Gross Settlement Express Transfer System) be-
zeichnet das Zahlungsverkehrssystem der Zent-
ralbanken des Euroraums zur Abwicklung grenz-
tberschreitender Zahlungsstrome. Das System
bildet somit wesentlich die Geldfliisse innerhalb
der Eurostaaten ab. Die zuletzt deutlich steigen-
den Target2-Salden der Deutschen Bundesbank
sind daher auch darauf zuriickzufithren, dass aus-
lindisches (européisches) Kapital verstirkt nach
Deutschland flief3t.

w

Win-win-Situation

(englisch win fiir ,,Gewinn®), auch Doppelsieg-
Strategie. Strategie, bei der alle Beteiligten und Be-
troffenen einen Nutzen erzielen. Jeder Verhand-
lungspartner respektiert auch sein Gegeniiber
und versucht, dessen Interessen ausreichend zu
beriicksichtigen. Es wird von gleichwertigen Part-
nern um einen fiir beide Seiten positiven Interes-
senausgleich gerungen. Diese Strategie ist eher auf
langfristigen nachhaltigen Erfolg und auf lang-
fristige Zusammenarbeit als auf kurzfristigen Ge-
winn ausgerichtet.

Wohnberechtigungsschein

Nachweis, dass ein Haushalt zum Bezug einer ge-
forderten angemessen grofien Wohnung berech-
tigt ist. Gehort die wohnungssuchende oder eine
haushaltsangehorige Person einem bestimmten
von der Forderung begiinstigten Personenkreis
an, so ist dies auf dem Wohnberechtigungsschein
vermerkt. Der Wohnberechtigungsschein ist fiir
ein Jahr giiltig.

Wohnriester-Forderung

Der Bundesrat hat 2008 dem vom Bundestag 2008
verabschiedeten Gesetz zur verbesserten Ein-
beziehung der selbstgenutzten Wohnimmobilie
in die geforderte Altersvorsorge (EigRentG) zuge-
stimmt. Seitdem gelten die Regelungen der Ries-
ter-Forderung auch fiir den Erwerb oder den Bau
selbstgenutzter Wohnimmobilien. Mit den Riester-
Zulagen wird der Kauf, der Bau oder die Entschul-
dung einer Wohnung oder eines Hauses sowie der
Erwerb von Anteilen an Wohnungsgenossenschaf-
ten belohnt. Voraussetzung fiir die Forderung ist,
dass die Wohnung selbst genutzt wird. Durch das
Altersvorsorge-Verbesserungsgesetz sind im Jah-
re 2013 weitere Verbesserungen erfolgt. Danach
darf jetzt das in Riester-Vertragen angesparte Ka-
pital z.B. fiir die Entschuldung der eigenen Woh-
nung oder den altersgerechten Umbau einer eigen-
genutzten Immobilie genutzt werden.
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Abb.
abzgl.
AG

Abbildung
abziiglich
Arbeitsgruppe

ALTBAUNEU vom Land gefordertes Projekt,

APS
AWM

AWTL

BauGB
BauNVO
BBSR

BGG
Bev.
BGF
BIZ

B-Plan
BMVBS

bspw.
bzw.

ca.

d.h.

an dem die SAGA auf Landesebene
teilnimmt

Ausschuss fiir Planung und Stadt-
entwicklung

Ausschuss fiir Wohnungswesen und

Modernisierung

Ausschuss fiir Wirtschaftsfor-
derung, Tourismus und Liegen-
schaften

Baugesetzbuch
Baunutzungsverordnung
Bundesinstitut fiir Bau-, Stadt- und
Raumforschung

Gesetz zur Gleichstellung behinder-
ter Menschen

Bevolkerung

Bruttogeschossflache

Bank fiir Internationalen Zahlungs-
ausgleich

Bebauungsplan
Bundesministerium fiir Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung
beispielsweise

beziehungsweise

circa

das heift

EEWdrmeG Erneuerbare-Energien-Warme-

EigRentG
einschl.
EnEV
EOF

etc.

e. V.

EW
ExWoSt

gesetz

Eigenheimrentengesetz
einschliellich
Energieeinsparverordnung
einkommensorientierte Férderung
et cetera

eingetragener Verein

Einwohner

Experimenteller Wohnungs- und
Stadtebau

GdwW

gem.
GEP

ggt.
GIF
GIMA

GmbH

ha
HGB

inkl.
insb.

i.S.
ITNRW
KftW

KIQ
KOGERE

KomPro

mind.
mtl.

NRW
OPNV

PG

Bundesverband deutscher Woh-
nungs- und Immobilienunter-
nehmene. V.

gemaf

Gebietsentwicklungsplan
gegebenenfalls

Gesellschaft fiir Immobilienwirt-
schaftliche Forschung e. V
Genossenschaftliche Immobilien-
agentur Miinchen e. G.
Gesellschaft mit beschriankter Haf-
tung

Hektar
Handelsgesetzbuch

inklusive

insbesondere

im Sinne

Landesbetrieb Information und
Technik Nordrhein-Westfalen

Kreditanstalt fiir Wiederautbau
Kooperation im Quartier
Grof3region Diisseldorf - Koope-
ration fiir eine gemeinsame Raum-
entwicklung

Kommunales Wohnungsbau-
programm

Landesentwicklungsplan
Landesplanungsgesetz

Quadratmeter

maximal

Ministerium fir Bauen, Wohnen,
Stadtentwicklung und Verkehr des
Landes NRW

mindestens

monatlich

Nordrhein-Westfalen
offentlicher Personennahverkehr

Projektgruppe
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rd. rund

Rhld. Rheinland

RL BestandsInvest Richtlinien zur Forde-
rung von investiven MafSnahmen
im Bestand in Nordrhein-Westfalen

SAGA Serviceagentur Altbausanierung

SGB Sozialgesetzbuch

SIM Stuttgarter Innenentwicklungs-
modell

SoBoN Sozialgerechte Bodennutzung

sog. sogenannt

STEK Stadtentwicklungskonzept

STEK 2025 aktualisiertes, erganztes und fort-
geschriebenes Stadtentwicklungs-
konzept

SWD Stadtische Wohnungsgesellschaft
Diisseldorf

Tab. Tabelle

Vdw

vgl.
VoFi
V787

WBS

WE

Wil
WOGEDO

WSVO

z.B.
z. T.

unter anderem

Verband der Wohnungs- und
Immobilienwirtschaft Rheinland
Westfalen e. V.

vergleiche

Vollstandige Finanzpldne
Volkszihlung 1987

Wohnberechtigungsschein
Wohneinheiten
Wohnflache
Wohnungsgenossenschaft
Diisseldorf-Ost eG
Warmeschutzverordnung

zum Beispiel
zum Teil



9.7 Literaturverzeichnis

Anhang

Bauwelt 36 (2012): Wohnen in Miinchen. Giitersloh
21.09.2012

Bezirksregierung Diisseldorf: Rheinblick - das
Regionalmonitoring fiir den Regierungsbe-
zirk Diisseldorf - Siedlung. Diisseldorf, August
2012

Bundesagentur fiir Arbeit: Arbeitsmarktstatistik
tiir Diisseldorf. Niirnberg, 31.12.2011

Bundesagentur fiir Arbeit: Pendleraufkommen
Diisseldorf. Niirnberg, 30.06.2011

Bundesinstitut fiir Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung (BBSR): Immobilienpreise und Trans-
aktionen am Wohnimmobilienmarkt. Bonn 10
(2012)

Deutsche Bundesbank (Hg.) 2012a: Die Preise
fiir Wohnimmobilien in Deutschland 2011. In:
Deutsche Bundesbank, Monatsbericht Februar
2012. Frankfurt am Main

Deutsche Bundesbank (Hg.) 2012b: Perspekti-
ven der deutschen Wirtschaft - Gesamtwirt-
schaftliche Vorausschitzungen 2012 und 2013.
In: Deutsche Bundesbank, Monatsbericht Juni
2012. Frankfurt am Main

Deutsche Bundesbank (Hg.) 2012c: Die Wirt-
schaftslage in Deutschland im Sommer 2012:
Finanzmarkte. In: Deutsche Bundesbank, Mo-
natsbericht August 2012. Frankfurt am Main

Deutsche Hypo: Immobilien-Investmentmarkt:
Nach dem Boom ist vor dem Boom. Global
Markets Real Estate Marktanalyse. Hannover
2010

empirica: Miet- und Kaufpreisranking. Berlin
2010

GdW - Bundesverband deutscher Wohnungs- und
Immobilienunternehmen e.V. (Hg.): Energie-
effizientes Bauen und Modernisieren, GAW Ar-
beitshilfe 64. Hamburg 2010

ImmobilienScout24: Durchschnittliche Mietpreise
in der Region. Screenshot vom 09.10.2012

ImmobilienScout24: Preisentwicklung fiir Neu-
bau-Eigentumswohnungen in ausgewihlten
Grofistadten. Berlin 2012

ImmobilienScout24: Preisentwicklung fiir Neu-
bau-Mietwohnungen in ausgewidhlten Grof3-
stadten. Berlin 2012

InWIS Forschung & Beratung GmbH: Fach-
beitrag Handlungskonzept Wohnen der Stadt
Disseldorf. Bochum, 29.11.2012

Kofner: Wohnungsmarkt und Wohnungswirt-
schaft, Miinchen 2004

Landesbetrieb Information und Technik Nord-
rhein-Westfalen (ITNRW): Anteile der Haus-
halte nach Personen 2010. Diisseldorf 2011

Landesbetrieb Information und Technik Nord-
rhein-Westfalen (ITNRW): Auflenwanderun-
gen — Zu- und Fortziige nach Herkunft und Ziel
2011. Diisseldorf 2012

Landesbetrieb Information und Technik Nord-
rhein-Westfalen (ITNRW): Baukostenindex.
Disseldorf 2012

Landesbetrieb Information und Technik Nord-
rhein-Westfalen (ITNRW): Bevolkerungsvor-
ausberechnung. Diisseldorf 2012

Landesbetrieb Information und Technik Nord-
rhein-Westfalen (IT.NRW): Ein- und Auspend-
ler nach Diusseldorf in 2011. Diisseldorf Pend-
lerrechnung, 30.06.2011

Landesbetrieb Information und Technik Nord-
rhein-Westfalen (ITNRW): Wanderungsver-
flechtungen von Diisseldorf mit den Umland-
gemeinden. Diisseldorf 2012

Landesbetrieb Information und Technik Nord-
rhein-Westfalen (ITNRW): Wohnungsbestand
in der Region 2010. Diisseldorf 2011

Landesbetrieb Information und Technik Nord-
rhein-Westfalen (ITNRW),NRW.BANK: Zahl
der Mietwohnungen mit Mietpreis- und Be-
legungsbindung in der Region 2000 bis 2010.
Disseldorf 2011

Landeshauptstadt Diisseldorf, Amt fiir Statistik
und Wahlen: Demografiebericht 2011 - Bevol-
kerungsentwicklung fiir Diisseldorf bis 2025.
Disseldorf 2012

Landeshauptstadt Diisseldorf, Gutachteraus-
schuss fiir Grundstiickswerte: Grundstiicks-
marktbericht. Dusseldorf 01.01.2012

157



158

Anhang

Landeshauptstadt Diisseldorf: Stadtentwicklungs-
konzept 2020+ - Wachstum fordern, Zukunft
gestalten. Diisseldorf, 30.04.2009

Landeshauptstadt Diisseldorf: Klimabericht 2009.
Die Schopfung bewahren - 30 Initiativen fiir
den Klimaschutz in Diisseldorf. Diisseldorf,
Mai 2009

Landeshauptstadt Miinchen (Hg.): Verfahrens-
grundsitze zur Sozialgerechten Bodennutzung
(SoBoN). Miinchen, 26.07.2006

Landeshauptstadt Stuttgart — Statistisches Amt —
Statistik Stuttgart — Melderegister

Norm VDI 2067 - Wirtschaftlichkeit gebaudetech-
nischer Anlagen - Blatt 1: Grundlagen und Kos-
tenberechnung. Diisseldorf, September 2009

Oberer Gutachterausschuss fiir Grundstiickswer-
te in Nordrhein-Westfalen: Grundstiicksmarkt-
bericht NRW 2012. Diisseldorf 2012

Regionalverband Ruhr: ruhrFIS-Flacheninforma-
tionssystem Ruhr: Erhebung der Siedlungsfla-
chenreserven 2011. Essen Datum

Statistisches Amt Miinchen - Melderegister

Statistisches Jahrbuch Frankfurt am Main 2012 -
Melderegister - Haushaltegenerierung, Landes-
hauptstadt

SWD Stadtische Wohnungsgesellschaft Diissel-
dorf AG: Geschiftsbericht 2011. Diisseldorf
2012

SWD Stiadtische Wohnungsgesellschaft Diissel-
dorf AG: 25 Jahre SWD Stéadtische Wohnungs-
baugesellschaft Diisseldorf. Diisseldorf 2001

Vilis GmbH, Stefan Hohnen (Prokurist) in Exper-
tenrunde ,ZUKUNFT WOHNEN.DUSSEL-
DORF*: ,Vorstellung preiswerter Wohnungs-
bau® Disseldorf 04.09.2012






Herausgegeben von der
Landeshauptstadt Diisseldorf
Der Oberbiirgermeister
Stadtplanungsamt

Verantwortlich
Dr.-Ing. Gregor Bonin

Fotos
Landeshauptstadt Diisseldorf

V/14
www.duesseldorf.de/planung




	ZUKUNFT WOHNEN.DÜSSELDORF
	Inhalt
	Abbildungsverzeichnis
	Tabellenverzeichnis

	Vorwort
	1  Einleitung
	2  Anlass, Aufbau und Prozess der Arbeit
	3  Rahmenbedingungen des Düsseldorfer Wohnungsmarktes
	3.1 Demografische Situation in Düsseldorf
	3.2 Nachfragesituation auf dem Düsseldorfer Wohnungsmarkt
	3.3 Angebotssituation auf dem Düsseldorfer Wohnungsmarkt
	3.4 Wohnungswirtschaftliche Rahmenbedingungen
	3.5 Kooperativer Prozess der am Düsseldorfer Wohnungsmarkt Tätigen

	4  Perspektiven für den Düsseldorfer Wohnungsmarkt
	5  Zielsetzungen für den Düsseldorfer Wohnungsmarkt
	5.1 Hauptzielsetzung
	5.2 Teilziele

	6  Aktionsfelder – Umsetzung in 32 Maßnahmen
	6.1 Planen und Bauen nach dem Düsseldorfer Modell
	6.2 Planen und Bauen im Bestand
	6.3 Ökologisch Planen und Bauen
	6.4 Planen und Bauen mit Qualität
	6.5 Planen und Bauen in Kooperation mit der Region
	6.6 Beratungs- und Informationsangebote

	7  Zusammenfassung
	8  Ausblick
	9  Anhang
	9.1 Einflussmöglichkeiten und Investitionsmodelle
	9.2 Veränderungen der Immobilie als Investment
	9.3 Die bestandshaltenden Wohnungsunternehmen
	9.4 E rgänzungsantrag 01/145/2013 der Ratsfraktionen von CDU, BÜ90/GRÜ und FDP
	9.5 Glossar
	9.6 Abkürzungsverzeichnis
	9.7 Literaturverzeichnis

	Impressum




